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Siebzig- bis hunderttausend Menschen kamen zum Kurdistan- 
c^stival II am 4. September ins Frankfurter Waldstadion. Die 
Politischen Berichte sprachen mit einem der Europasprecher der 
EHNK(Nationale Befreiungsfront Kurdistans). Foto: rub

„PKK-Bewegung 
kämpft an 
allen Fronten“
Interview mit Akif Hasan

0 PKK-Generalsekretär Abdullah Öcalan und 
PSK-Generalsekretär Burkay haben sich er­
neut für einen Walfenstillstand und eine poli­
tische Lösung des Kurdenkonflikts ausge­
sprochen. Wie beurteilt ihr die Aussichten?

i in der jetzigen Situation ist ein baldiger 
I Waffenstillstand unwahrscheinlich, 
I denn der türkische Staat zeigt keine Be­

reitschaft zu einer politischen Lösung.
Wir dagegen haben Pläne, um die Re- 

Ivolution weiterzuentwickeln. Unser Be­
freiungskampf wird sich in diesem Jahr 
sogar im Winter ohne Unterbrechung 
fortsetzen. Wir werden dieses Jahr mit 

gKÄenErfot^en beenden.
Für e\nen etwaigen WaüenstiWstand 

| müßte die türkische Regierung den er­
sten Schritt tun. Sie müßte ihre Vorstel­
lungen fiir eine solche Lösung auf den 

I Tisch legen. Dann wären wir auch be- 
i reit. Die Erklärung von Abdullah Öca­

lan und Kemal Burkay geht in diese 
Richtung. Der türkische Staat muß von 
seinen Vernichtungsmethoden Abstand 
nehmen und sich dem Dialog zuwenden.

.. Es wird jedoch deutlich, daß der türki-
! sehe Staat mit der Ministerpräsidentin

l „Ministerpräsidentin Ciller
! will Spezialkrieg ausdehnen“ ‘

Ciller auf allen Ebenen eine neue Aus­
dehnung des Spezialkrieges will. Sie 
sind sogar jetzt dabei, eine neue Spezial­
armee aufzubauen. Diese Armee wird 
eine Armee von Mördern. Ihre Mitglie- 
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wird der Bankrott der türkischen Regie­
rung deutlich.

□ Noch während des einseitigen Waffenstill­
standes der PKK im März startete die türki­
sche Armee eine Offensive. Hat die Nationale 
Befreiungsarmee ARGK dieser Offensive wi­
derstehen können? Wie sieht die Bilanz aus?

Zuallererst müssen wir betonen, daß der 
Waffenstillstand vielfältig und nicht ein­
seitig zu verstehen ist.

Die Türkische Republik befand sich in 
einem großen Irrtum. Sie glaubte, daß 
das Rückgrat der PKK in Südkurdistan 
(Irak) gebrochen worden sei.

Wir dagegen hatten umfangreiche Plä­
ne zur Weiterentwicklung des Befrei­
ungskampfes in dieser Zeit. Um gestärkt 
aus dieser Phase herauszugehen, haben 
wir unsere Schwächen im Befreiungs­
kampf ausgeräumt. Wir haben Lager­
probleme, Logistikprobleme bis hin zur 
Kommandanturebene, Ausbildungsfra­
gen, die Festigung der Beziehungen zum 
kurdischen Volk untersucht. Zur Durch­
führung eines neuen, stärkeren Vorsto­
ßes haben wir all diese Probleme und 
Fragen behandelt. In dieser Zeit wurde 
intensiv gearbeitet.

Daneben wollten wir der türkischen 
und der Weltöffentlichkeit eine Mög­
lichkeit zum Handeln geben. Wir woll­
ten ihnen zeigen, daß wir fiir zivile Me­
thoden und fiir Dialog sind. Auch dabei 
haben wir Resultate erzielt. In dieser 
Phase haben wir mit sehr vielen Regie­
rungen und Staaten Beziehungen ge­
knüpft. Nach den Meinungsumfragen in 
der türkischen Bevölkerung wollen 80 % 
einen Dialog. Der Schritt des einseitigen 
Waffenstillstands hat bei der Brechung

12. September: OB-Wahlen in München
Fällt die bayerische Landeshauptstadt in rechtsradikale Hände?
Die Lage ist schon so kritisch, wie in der 
Überschrift angedeutet. Die Position des 
Oberbürgermeisters in München, der di­
rekt von deutschen Staatsbürgern ge­
wählt wird, hat eine herausragende 
Machtposition — im Vergleich zu nord­
deutschen Städten. Dies hat zur Folge, 
daß er nur bedingt vom Stadtratswillen 
— also einer rot-grünen Koalition — ein­
zubinden ist. Wenn Gauweiler in Mün­
chen Oberbürgermeister werden sollte, 
dann hat dies nicht nur für die Kommu­
nalwahlen 1996 in Bayern eine besonde­
re Bedeutung für die CSU, sondern 
schon im nächsten Jahr kann dann Mini­
sterpräsident Stoiber sein Ziel der abso­
luten Mehrheit mit ruhiger Gewißheit 
weiter verfolgen. Was fiir die Grünen in 
München gilt, kann auch den anderen 
Linken und Alternativen prophezeit 
werden. Die Zeiten dürften mit einem 
OB Gauweiler noch härter werden. Die 
Rathauspolitik wird in eine gänzlich an­
dere Richtung umgebogen. Die Grünen 
befürchten, daß die SPD diesen Druck 
von einem OB Gauweiler nicht gewach­

des Chauvinismus eine wichtige Rolle 
gespielt, und das kurdische Volk hat eine 
politische Prüfung hinter sich gebracht.

Die PKK-Bewegung kämpft heute an 
allen Fronten des Widerstandes. Aus 
diesem Grund hat der türkische Staat 
nach dem Waffenstillstand sich aus vie­
len Regionen zurückziehen müssen. In 
einer Region wie Botan kann sich der 
türkische Staat nicht mehr bewegen. 
90 % der Ein- und Ausgänge dieser Re­
gion sind in unserer Hand.

Selbst wenn das noch keine völlige 
Befreiung ist, es kann eine Befreiung

„ Wir schließen die Atemwege 
der TR in Kurdistan“

werden. Die Regionen Garzan, Serhat 
und Amed sind auf dem Wege, zu weite­
ren „Botans“ zu werden. Kleine Mili­
tärstationen können nicht mehr beste­
hen. Große Batallione können nicht 

sen sind und das Rathausbündnis zerfal­
len werde. Errungenschaften wie dem 
Flüchtlingsamt drohe das Aus, dem Au­
toindividualverkehr werde wieder Vor­
rang eingeräumt und insgesamt drohe 
eine Verrohung der politischen Sitten. 
Die finanzielle Austrocknung der Stadt 
durch Bund und Land werde in diesem 
Wahlkampf von Gauweiler schamlos 
ausgenutzt, um sich als Retter in der Not 
aufzuspielen. Sein Wahlkampfkonzept 
ziele ausschließlich auf die irrationalen 
Ängste und Vorurteile der Uninformier­
ten. Er scheue nicht vor Lügen und Ver­
drehungen zurück, um ein Horrorszena­
rium einer verwahrlosenden Stadt ent­
stehen zu lassen, fiir das es nur eine Ab­
hilfe gebe: Gauweiler. Gauweiler 
braucht diesen Wahlsieg aber auch aus 
ganz persönlichen Gründen. Die krimi­
nellen Machenschaften, die ihm im Zu­
sammenhang mit der Verpachtung eines 
Mandantenstammes seiner ehemaligen 
Rechtsanwaltskanzlei vorgeworfen wer­
den, hätten im Falle eines Wahlsieges — 
per Volksabstimmung — eine Relativie­

mehr aufrechterhalten werden, kleine 
Batallione bestehen mittlerweile aus 
mehreren tausend Soldaten. Sie ziehen 
sich aus den ländlichen Gebieten in die 
größeren Städte zurück. Wir sind in 
einer Phase des Gleichgewichts.

Entgegen den türkischen Berichten 
und Behauptungen können wir feststel­
len: Wir sind stärker geworden. Wir 
können sogar sagen, daß wir vielleicht 
die Ergebnisse, die wir in den nächsten 
vier Jahren erzielen wollten, in diesen 
drei Monaten erzielt haben. Es gibt kein 
Gebiet in Kurdistan mehr, wo der Be­
freiungskampf nicht geführt wird.

Die Atemwege des türkischen Staates 
in Kurdistan werden geschlossen. Öko­
nomisch, kulturell und politisch erlebt er 
seinen Bankrott. Es bleibt nur noch das 
militärische Bein. Das aber ist ein Hin­
kebein.

Wir haben uns die Befreiung Kurdi­
stans bis zum Jahre 2000 vorgestellt. Die 
Ereignisse nach dem Waffenstillstand 
zeigen: Wir brauchen nicht mehr bis 
zum Jahr 2000.

Am 21. September be­
ginnt in Istanbul die 
Gerichtsverhandlung 
gegen die Zeitung 
Özgür Gündem. Der tür­
kische Presseverfolger 
auf der Karikatur klagt: 
„Früher war es sehr 
leicht, die Zeitung zu 
beschlagnahmen. 
Komm her, Bursche I“. 
Karikatur: Haliklncesu, 
aus: Özgür Gündem.

rung erfahren, das Amigosystem einen 
Sieg errungen. Die Bahn wäre frei für 
Gauweiler um vom OB-Posten aus die 
Münchner Bevölkerung jahrelang 
rechtsradikal zu indoktrinieren. Dabei 
bleibt es aber nicht, sondern die Verfol­
gung aller Abweichler ist konsequent, 
was er als Chef des Münchner Ord­
nungsamtes und als Polizeiinnenstaats­
sekretär in seiner steilen Karriere schon 
sattsam bewiesen hat. Der Retter von 
München läßt sich bei seiner Mission 
nicht aufhalten und erhält von der gan­
zen besseren Gesellschaft in der bayeri­
schen Metropole wohl wollende Unter­
stützung. Wenn aber nur diese ihn wäh­
len, dann reichts nicht zum Wahlsieg. 
Nach jüngsten Wahlprognosen liegt der 
SPD-Kandidat knapp in Front gegen­
über Gauweiler. Daß es dabei bleibt und 
auch keine Stichwahl erforderlich wird, 
dafür tritt auch ein Bündnis linker und 
antifaschistischer Gruppen ein, die am 
Tag vor der Wahl einen Aktionstag 
„Gebt Gauweiler keine Chance!“ 
durchführen.— (dil) - * ■ *

□ Im kommenden Frühjahr sind Wahlen in der 
Türkei. Wie bereitet ihr euch darauf vor?

Die türkische Regierung gibt sich jede 
Mühe, um die Wahlen zu verhindern 
und die kurdische Bevölkerung davon 
auszuschließen. Das ist aber nicht so 
wichtig für uns. In Kurdistan sind wir 
an der Macht. Außerhalb unserer 
Macht, außerhalb unseres Willens kann 
keiner gewählt werden. Die Bevölke­
rung würde das nicht akzeptieren. Der 
türkische Staat versucht jetzt, die Arbeit 
der demokratischen Partei DEP zu ver­
hindern.

Wir können die Wahlen auch boykot­
tieren. Dieser Boykott würde für uns 
ein direktes Referendum werden. Wir 
können uns aber auch daran beteiligen. 
Es ist zu früh, klar zu sagen, welchen 
Weg wir einschlagen.

□ Wie entwickelt sich die Einheitsfront der kur* 
dischen Organisationen in Nordwestkurdistan 
(von der Türkei besetzt) und in Süd- und Ost­
kurdistan (irakisch und iranisch besetzt)?

Mit dem Waffenstillstand entwickelte 
sich eine nationale Plattform. Die Revo­
lution ist an einem Punkt angekommen, 
daß alle, die ein Interesse an einer Revo­
lution haben, sich dieser revolutionären 
Entwicklung annähern müssen, oder sie 
werden verlieren. Diese Möglichkeit hat 
die PKK geschaffen. Die Konferenzen

„ Wir bewegen uns in Richtung 
auf einen Kongreß“

der Plattform dauern noch an. Wir be­
wegen uns in Richtung auf einen Kon­
gress. Das ist ein großer Schritt für die 
Moral unseres Volkes und ein Bedürfnis 
der Revolution.

Mit den türkischen Organisationen 
haben wir eine Einheit der Kräfte gebil­
det. Wir möchten mit ihnen bilaterale 
Protokolle entwickeln und in der Türkei 
einige Programme verfolgen.

Im irakisch besetzten Teil Kurdistans 
entwickelt sich unsere Autorität in jeder 
Stadt und in jedem Dorf. Die Zeitung In­
dependent schrieb, daß die PKK in Süd­
kurdistan das dortige Regime überneh­
men wird. Wir sagen nicht „überneh­
men“ oder in die Hand nehmen. Aber 
die Zeitung sagt dies, weil sich in Süd­
kurdistan die PKK zu einer Autorität 
entwickelt.

Der Generalsekretär der PKK hat 
kürzlich die KDP gewarnt. Söllte die 
KDP sich in Zukunft in irgendeine Rich­
tung mit dem türkischen Staat bewegen, 
so werden sie sich mit einem schmerzli­
chen Resultat abfinden müssen. Früher 
gab es natürlich einige Fehler von uns in 
dieser Region. Zur Zeit gibt es keine so 
ernsthaften Fragen dort. Militärisch 
können wir uns frei bewegen.

Im iranisch besetzten Teil Kurdistans 
sind unsere Beziehungen zur Bevölke­
rung vielleicht nicht so tief wie im ira- 
Fbrtsetzung nächste Seite
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Aktuell in Bonn

DGB und Sozialabbau
Der DGB legte Alternativorschläge zum 
geplanten Bonner Kahlschlag im sozia­
len Bereich vor. U.a. fordert er die Be­
seitigung spezieller Privilegien der Rei­
chen, so eine Abschaffung der Freibe­
träge für die Beschäftigung von Hausge­
hilfinnen (,, Dienstmädchenprivileg“). 
Ein Schwerpunkt der DGB-Forderun­
gen liegt auf dem Kampf gegen die syste­
matische Steuerhinterziehung durch 
Selbstständige und Unternehmer. Da­
durch gehen dem Staat jährlich rund 130 
Miliarden Mark verloren. Selbstständi­
ge weisen bei gleichem Bruttoeinkom­
men im Schnitt ein um 16,4 Prozent nie­
drigeres zu versteuerndes Einkommen 
aus — wo doch das Gegenteil, eine „pro­
gressive Besteuerung“ zutreffen sollte. 
Den Grund für diesen Betrug sieht der 
DGB in der „unklaren Abgrenzung zwi­
schen Betriebs- und Privatbereich“.

Neues Mietgesetz
Am 1.September trat ein neues Mietge­
setz in Kraft. Der Deutsche Mieterbund 
sieht in diesem Gesetz einige wenige, 
marginale Verbesserungen für die Mie­
ter und erhebliche finanzielle Zuge­
ständnisse an die Vermieter. So kann 
künftig der Eigentümer bei Sozialwoh­
nungen, die aus der Bindung fallen, eine 
zuvor bezahlte Fehlbelegungsabgabe 
anrechnen. Bisher flössen diese Gelder 
in den Bau neuer Sozialwohnungen. Vor 
allem kritisiert der Mieterbund, daß mit 
dem neuen Gesetz nichts dort unternom­
men wird, wo gerade derzeit die Mieter 
erpreßt werden: nichts zur Beschrän­
kung des Mieterhöhungsspielraums, 
keine Kündigungssperrfrist bei Ände­
rung des Eigentümers.

Bahnreform
Verkehrsminister Wissmann beschleu­
nigt, ganz im Stil seines Vorgängers 
Krause, das,~ was er „Bahnreform“ 
nennt, was jedoch eine Deform ist. So 
will er bereits bis Oktober eine Einigung 
mit den Ländern erzielt haben, so daß 
die Zerschlagung der Bundesbahn und 
der Reichsbahn in drei Aktiengesell­
schaften am 1.1.1994 erfolgen soll. Das 
wichtigste „Zugeständnis“, das Wiss­
mann dem Bundesrat machen will, lau­
tet: Auf vier Jahre sollen die Zuschüsse 
für die neuen Regionalbahnen, die in 
Zukunft die Länder betreiben würden, 
vom Bund garantiert werden. Genau 
dies bestärkt den Verdacht, daß es zu 
einem massiven Abbau des Schienen­
verkehrs kommt. Denn: Was ist im Jahr 
1995 ff.?

Standortsicherung
Das Standortsicherungsgesetz wurde 
vom Kabinett verabschiedet. Es sieht 
u.a. vor: weitere Senkungen der Unter- 
nehmenssteuem, Maßnahmen zur allge­
meinen Senkung des „im internationa­
len Vergleich zu hohen deutschen Lohn­
niveaus“ und zur Verlängerung der Be­
triebszeiten; Verlängerung der Arbeits­
zeit im öffentlichen Dienst; eine Verlän­

gerung der Sperrzeit wegen Ablehnung 
einer vom Arbeitsamt angebotenen Ar­
beit; niedrigere Tarife bei Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen; verlängerte 
Dauer der Lebensarbeitszeit (spätere 
Verrentung); erhöhte Selbstbeteiligung 
bei Krankheitskosten; beschleunigte 
Privatisierungen in allen Bereichen.

Bundeswehr in den Kaukasus
Eine Bitte der UNO liegt noch gar nicht 
vor, da verbreitet Außenminister Kin­
kel: Die Bundesregierung werde sechs 
Offiziere im Rahmen einer „UNO-Be- 
obachtung“ nach Georgien entsenden. 
Staatschef Schewardnadse hatte vor kur­
zem bei einem Besuch in Bonn sogar um 
die Entsendung größerer Bundeswehr­
einheiten gebeten. Die von ihm und 
Genscher wiederbelebte „deutsch-geor­
gische Freundschaft“ dreht sich vor al­
lem um Öl: Um sich in den Besitz der 
Ölquellen von Baku zu bringen, schürte 
schon im ersten Weltkrieg der deutsche 
Generalstab armenisch-aserbeidschani- 
sche Konflikte. Beide Parteien sollten so 
geschwächt werden. Danach sollten ge­
orgische Einheiten nach Baku vorrük- 
ken, dahinter als wirkliche In-Besitz- 
Nehmer und „Schutzmacht“: Reichs­
wehr bzw. Deutsches Reich. Soviel zur 
,,deutsch-georgischen Freundschaft1 ‘.

„Raucher-Beiträge“?
„Gesundheits“minister Seehofer plant 
weitere Eingriffe in die Gesundheitsver­
sicherung, die den Versicherungsschutz 
noch mehr zur Farce machen. Seehofers 
neuester Plan: Bei Sportunfallen soll 
künftig die Krankenversicherung nicht 
mehr zahlen, Urlauber z.B. müssen sich 
also privat versichern. Für Raucher soll 
ein erhöhter Versicherungsbeitrag ein­
geführt werden. Das Rätsel, wie denn 
die Kassen feststellen sollen, wer Rau­
cher ist und wer nicht, ließ der Minister 
noch offen. Bis Jahresende will er seine 
Pläne schriftlich vorlegen.

Duale Müllverbrennung
Der Zusammenbruch des „dualen Sy­
stems“ sei abgewendet, meldete die 
Presse Anfang der Woche. Der Preis: 
Die Kommunen müssen über 220 Mil­
lionen DM stunden, d.h. zinslos leihen. 
Irgendwann „später** sollen diese kom­
munalen Darlehen in verzinste Darlehen 
umgewandelt werden, zurück bekom­
men die Kommunen ihr Geld nie. Dafür 
übernimmt die Müllverbrennungsbran­
che, insbesondere RWE und VEW, das 
Kommando beim „grünen Punkt“. Pro­
fitable Müllverbrennung statt Müllver­
meidung lautet dann die Devise.

Was kommt demnächst?
Bis 70. 9. berät der Bundestag in erster 
Runde über den Haushalt 1994. Am 
72. 9. führt die CDU in Berlin einen 
Bundesparteitag durch, u.a. zur Bera­
tung über die weitere Bildungspolitik 
und die Politik zur „inneren Sicher­
heit“. Am gleichen Tag sind in München 
Oberbürgermeisterwahlen. Am 19.9. 
sind Wahlen in Hamburg. Am 8. und
9.10. beraten die Grünen auf einer a.o. 
Bundesdelegiertenkonferenz in Bonn 
über ihren künftigen Kurs zu Bundes­
wehreinsätzen im Ausland.

Vertuschungsabsicht, 
Verfolgung..
Staatsschutz nach Bad Kleinen
Die Schweriner Staatsanwaltschaft sei 
drauf und dran, das Ermittlungsverfah­
ren gegen zwei GSG9-Beamte einzustel­
len, die im Verdacht stehen, den wehrlo­
sen Wolfgang Grams durch Schüsse aus 
nächster Nähe getötet zu haben. Das 
schreibt der Spiegel (Nr. 36). Das bishe­
rige Verhalten der Behörden bis hin zur 
Bundesregierung legt den Verdacht al­
lerdings nahe, daß ein Verbrechen ver­
tuscht werden soll. In der durch die gro­
ßen Verleger und privaten wie öffent­
lich-rechtlichen Rundfunk- und Fernseh­
anstalten beherrschten öffentlichen Mei­
nung ist die anfänglich noch geäußerte 
Kritik inzwischenfast völlig verstummt.

Gegen die Kräfte, die versuchen, Ge­
genöffentlichkeit herzustellen und Kritik 
wachzuhalten, gehen die Behörden, wie­
derum unterstützt durch die großen Ver­
leger, mit Unterdrückung vor. Gegen 
die Angehörigen der politischen Gefan­
genen läuft eine Diskriminierungskam­
pagne, die sie politisch isolieren und 
ihre Kriminalisierung vorbereiten soll. 
Der Spiegel wird aus dem BKA und wo­
möglich aus der Bundesanwaltschaft mit

Presseerklärung: Zu der Medienhetze 
gegen eine Angehörige, die aber in 
Wirklichkeit gegen uns alle zielt und von 
der wir uns auch alle betroffen fühlen, 
haben wir folgendes zu sagen:

Es geht in den lancierten Medienbe­
richten und Meldungen darum, unsere 
Angehörigenarbeit unglaubwürdig zu 
machen und uns zu kriminalisieren.

Das ist für uns nichts Neues. Schließ­
lich haben wir in unserer mehr als 20 
Jahre langen Arbeit nahezu alle Register 
der staatlichen Verfolgungswut kennen­
gelernt: Terrorobservationen, Haus­
durchsuchungen, Festnahmen, Ermitt­
lungsverfahren, Prozesse, Druck auf 
Vermieter und Arbeitgeber, Versuche, 
uns zur Zusammenarbeit mit dem Staats­
schutz zu erpressen, Drohungen .. .

Wir sind dem Staat ein Dorn im Auge. 
Seit es Gefangene aus der RAF gibt und 
sie gegen ihre Sonderhaftbedingungen, 
gegen die Isolationsfolter kämpfen, gibt 
es die Gruppe der Angehörigen, die die 
Gefangenen in ihrem Kampf unterstüt­
zen und wie sie nicht lockerlassen. Das 
hat dazu geführt, daß wir auf ein wach­
sendes Interesse bis hin zur Solidarität in 
einer immer größeren Öffentlichkeit ge­
stoßen sind. Die Verantwortlichen für 
die Haftbedingungen in Politik und 
Staatsschutzapparat können seit Jahren 
nicht mehr an uns vorbeisehen oder aus­
schließlich mit Repression auf unsere 
Arbeit reagieren.

Jetzt wollen sie das Blatt wieder wen­
den!

In einer Situation, wo sich das wahre 

Aktenmaterial versorgt für „Enthüllun­
gen* * über Kontakte zwischen in der Ille­
galität lebenden RAFlern und ihren El­
tern^ „Bisher**, schreibt der Spiegel, 
hätten die Behörden noch keine Ermitt­
lungen gegen Angehörige eingeleitet. 
Die Drohung ist unüberhörbar.

Gegen das Angehörigen Info hat die 
Bundesanwaltschaft neuerlich unvor­
hersehbare und unbegründete Verfahren 
(wegen §90a gegen Info 118, wegen 
§129a gegen Info 122) eingeleitet. Der 
Zeitpunkt der erneuten Verfahren verrät 
die Absicht. Die Verfolgung soll die 
Pressearbeit der Angehörigen und der 
politischen Gefangenen erschweren und 
authentische Äußerungen unterdrücken.

Helfen kann gegen den Vertuschungs­
druck, daß die Initiative für den Aufbau 
einer unabhängigen Untersuchungs­
kommission (s. Politische Berichte Nr. 
18) zum Ergebnis kommt. Jeder, der et­
was beitragen kann, sollte das dringend 
tun.

Im folgenden drucken wir die Presse­
erklärung der Angehörigen vom 1. 9. ab. 
— (scc)

Gesicht des Staates ungeschminkt zeigt:
— Sie haben Wolfgang Grams hinge­
richtet.
— Die Lage für unsere Angehörigen in 
den Gefängnissen spitzt sich zu:
— 8 neue Prozesse gegen Gefangene aus 
der RAF, damit sie nie mehr freikom­
men,
— der Plan, nach den Prozessen beste­
hende Kleingruppen auseinanderzurei­
ßen,
— die Totalisolation von Birgit Hoge- 
feld, mit der Absicht, sie zu brechen,
— keine Aussicht auf Freilassung von 
Irmgard Möller nach 21 Jahren Haft,
— immer noch keine Entscheidung für 
die Freilassung von Bernd Rössner, der 
haftunfähig ist.

Sie wollen nach wie vor die Zerstö­
rung der politischen Gefangenen.

Auch wir stehen ihnen da im Wege. 
Jetzt schüren sie deshalb die öffentliche 
Hetze, und das bedeutet, sie bereiten den 
Boden für repressive Maßnahmen gegen 
uns Angehörige vor. Der Spiegel spricht 
es schon an: „Ein Ermittlungsverfahren 
hat die Bundesanwaltschaft bisher nicht 
gegen Verwandte von mutmaßlichen 
RAF-Mitgliedern eingeleitet.“

Die Medienmeldungen über Kontakte 
zwischen einzelnen aus der RAF und ih­
ren Angehörigen sind widerlich. Allein 
schon deshalb, weil sie ganz persönliche 
Dinge in den familiären Beziehungen an 
die Öffentlichkeit bringen, um sie 
gleichzeitig in ein Raster aus vom Staats­
schutz in langen Jahren produzierten 
Bildern zu pressen. Der Kampf der RAF

Herausgegeben von Angehörigen. 
Freunden und Freundinnen 
politischer Gefangener in der BRO

Angehörigen Info
Seit dem Hungerstreik der Gefange­
nen aus RAF und Widerstand 1989 
berichtet das Angehörigen Info auf 
acht Seiten vierzehntäglich aktuell 
und authentisch über die Situation 
und die Haftbedingungen von politi­
schen Gefangenen.

Herausgegeben von Angehörigen 
der Gefangenen, dokumentiert es 
Briefe und Erklärungen, deren poli­
tische Aussagen allzu oft in der 
Presse verfälscht wiedergegeben 
werden, um damit Haft Verschärfun­
gen und Repression zu legitimieren.

Informationen über Solidatiläts- 
veranstaltungen, -aktionen und Dis­
kussionsbeiträge auch zu aktuellen 
politischen Themen „draußen“ 
sind darin ebenso enthalten wie Be­
richte über den Kampf um Gefange­
nenrechte — in der BRD wie inter­
national.

Halbjahresabo (13 Ausgaben): 
28,60 DM (Förderabo 39 DM). 
Bestellungen an: GNN-Verlag, 
Güntherstr. 6a, 22087 Hamburg

um Befreiung, der die Herstellung neuei 
menschlicher Beziehungen mit eim 
schließt, wird zu Terror mit gelegentli 
chen Ausflügen in die Relikte bürgerli­
cher Idylle.

Jede/r, die/der sich den Kopf frei­
macht von der Hetze, wird die einfache 
Tatsache verstehen, daß Angehörige 
von einzelnen aus der RAF Möglichkei­
ten wahrnehmen, den Kontakt zu ihrer 
in der Illegalität lebenden Angehöriger 
aufrechtzuerhalten.

Unser Einsatz für eine Veränderung 
der Haftbedingungen der politische 
Gefangenen hat uns die Augen geöfftft 
für die Realität in diesem Staat. Wir set­
zen uns deshalb nicht nur mit den Haft­
bedingungen der politischen Gefange­
nen, sondern auch mit den Zielen ihres 
Kampfs auseinander.

Wenn Angehörige sich über die Zer­
störung des Knastes in Weiterstadt ge­
freut haben, dann deswegen, weil wir 
aus unserer 20jährigen Erfahrung wis­
sen, wie die schleichende Vernichtung 
von Gefangenen mittels Isolation, Diffe­
renzierung und Spaltung betrieben wird, 
und dafür stand das „Modell“ Weiter­
stadt.

Wir fordern die linke und demokrati­
sche Öffentlichkeit auf, der Diskrimi­
nierung und Kriminalisierung der An­
gehörigengruppe entgegegenzutreten 
und weiter mit uns für die Freiheit unse­
rer Kinder, unserer Angehörigen zu 
kämpfen.
Angehörige und Freundinnen politischer Grir.- 
generin der BRD

„Die PKK-Bewegung .. “
Fortsetzung von Seite 1
kisch besetzten Teil. Sie entwickeln sich 
aber, es sind neue Strukturen entstan­
den.

□ Das türkische Regime hat den Terror gegen 
Kurden auch auf das türkische Gebiet ausge­
dehnt. Wird die ARGK in diesen Gebieten die 
Auseinandersetzung mit dem Militär und den 
Sicherheitskräften aufnehmen?

Dieser Terror entwickelt sich, die Ver­
haftungen sind ziemlich umfangreich. 
Vor allem in Mersin hat dieser staatliche 
Terror sehr zugenommen. Sogar die 
Gouverneure hetzen die Bevölkerung 
gegen die Kurden auf. Wir treffen dage­
gen unsere Maßnahmen auf organisato­
rischer Ebene. Es gibt sehr viele Aktio­
nen dort.

Auf dem Tourismussektor gab es eini­
ge Aktionen. Wir haben dem bewußt 
nicht so ein Schwergewicht zubemes­
sen. Wir wollten die Aufmerksamkeit 
nicht auf dieses Gebiet lenken, sondern 
auf den Krieg in Kurdistan. Unser Ziel 
war allgemein, die Wirtschaft zu schwä­
chen. Das ist auch geschehen.

Unser Schwerpunkt liegt hier aber auf 
organisatorischem Gebiet. Wir verla­
gern unsere Arbeit auf die Bildung von 
Kadern.

Man kann sagen, daß das eine Ersatz­
front ist, eine Reserve für den Befrei­
ungskampf in Kurdistan.

□ Die ARGK mußte In letzter Zeit mehrfach 
Touristen in Gewahrsam nehmen, die sich 
unerlaubt im Kriegsgebiet aufhielten.

Ich möchte zuerst erklären, warum diese 
Touristen von der AGRK mitgenommen 
werden. Das Land begibt sich in die 
Hände des Volkes, in die Hände der 
PKK. Früher galten hier die Gesetze des 
türkischen Staates, nun gelten die Geset­
ze der Revolution.

Die Besitzer dieses Landes haben sehr 
viele Aufrufe gemacht: Unser Gebiet ist 
Kriegsgebiet, ein risikoreiches Gebiet. 
Der türkische Staat ist reaktionär. Wenn 
ihr hier in unser Gebiet kommt, wird das 
türkische Regime versuchen, euch zu 
schaden und uns das in die Schuhe schie­
ben. Touristen sind in diesen Gebieten 
ihres Lebens nicht sicher.

Aber ich sage auch, unser System, un­
sere Regeln müssen respektiert werden.

Wir haben immer wieder betont: der 
türkische Staat erzielt aus dem Touris­
mus große Gewinne. Wenn diese Tou­
rismuseinnahmen für das Wohl des tür­
kischen und des kurdischen Volkes wä­
ren, wenn dieses Geld nicht der Armee 
zufließen würde und damit das Blut der 
Völker vergossen würde, dann würden 
sogar wir dazu aufrufen, daß die Touri­
sten kommen. Aber wenn das Ergebnis 
des Tourismus solche tragischen Aus­
maße annimmt, so bitten wir die euro­
päische Öffentlichkeit, sich humani­
stisch zu verhalten.

Wir haben bis heute niemandem Scha­
den zugefügt. Im Gegenteil, wenn wir 
die Möglichkeit haben, die Touristen 
freizulassen, dann lassen wir sie frei. 
Aber wir bringen sie dazu außerhalb des 
Kriegsgebietes.

Das bedeutet keineswegs, daß diese 
Menschen uns als Instrumente für ir­
gendwelche Ziele dienen. Es ist ein Irr­
tum, daß diese Menschen als Geiseln 
genommen werden. Das wäre Erpres­
sung. Nein, wer glaubt, daß wir das für 
ein paar Ziele tun würden, befindet sich 
im Irrtum.

„ Unsere Dörfer werden 
mit BRD-Waffen zerstört“

□ Welche praktische Rolle spielen die Einbin­
dung der Türkischen Republik in die NATO 
und die Waffenlieferungen aus der BRD für 
den Krieg in Kurdistan?

In Wirklichkeit ist die Türkei nicht mehr 
so ein wichtiges Land für die NATO. 
Wie oft die Türkei auch sagt, sie sei ein 
Stabilitätsfaktor — sie ist ein Faktor der 
Instabilität. Inwieweit hat die NATO 
Ergebnisse in Kurdistan erzielt? Welche 
Ergebnisse hat sie gegen unseren Wider­
stand erzielt? Wollen sie der Türkei 
noch ein paar Kampfflugzeuge überlas­
sen oder noch ein paar Experten schic­

ken? Sie haben den „Schwebenden 
Hammer“ in der Türkei stationiert. 
Wollen sie diese Kraft in Bewegung set­
zen? Die NATO gibt sowieso die Pläne 
an die Türkei für diesen Krieg heraus. 
Sie ist es, die den Spezialkrieg regiert. 
Sie ist es, die die Konterguerilla ernährt. 
Aber, Ergebnisse gegen unseren Wider­
stand bleiben aus.

Die Waffen aus der BRD lassen uns 
bluten. Der türkische Staat ist ein bruta­
ler Staat. Er benutzt diese Waffen ohne 
Scheu. Er sagt ohne Skrupel, wir haben 
diese Waffen genommen und wir wer­
den sie auch einsetzen.

Die Deutschen wissen sehr genau, daß 
die Waffen gegen die Kurden eingesetzt 
werden. Aber die BRD weicht deshalb 
nicht von ihrer Haltung ab. Sie gibt ihre 
Beziehungen nicht auf. Diese Beziehun­
gen töten Menschen und werden weiter­
hin Kurden töten. Die Beziehungen zwi­
schen Deutschland und der Türkei haben 
sich auf der Grundlage der Vernichtung 
entwickelt. Wenn die BRD das nicht 
wollte, könnte sie gegen den türkischen 
Staat vorgehen. Wir haben Beweise, un­
sere Dörfer werden von ihren Waffen 
zerstört. Unsere Kinder werden mit den 
Kalaschnikows von ihnen getötet. Die 
BRD trägt bei diesen Massakern die 
Verantwortung.

□ Nach den Aktionen von Kurdinnen und Kur­
den am 24. Juni gegen türkische Einrichtun­
gen hat in der BRD sofort eine neue Repres­

sionswelle gegen Kurdinnen und Kurden ein­
gesetzt. Die FDP, Außenminister Kinkel wd 
der neue Innenminister Kanther fordern da 
Verbot der PKK. Wie reagiert Ihr darauf?

Solange es Massaker in Kurdistan gibt, 
wird es Reaktionen geben. In Deutsch­
land leben 500000 Kurdinnen und Kur­
den. Selbst wenn alle verhaftet werd« 
sollten, wird auch der letzte, der übrig 
bleibt, Reaktionen zeigen. Wir betrach­
ten diese Reaktion des kurdischen Vol­
kes als sehr natürlich. Was sind ein pur 
zerschlagene Fensterscheiben dagegen 
daß die engsten Verwandten, die Euni- 
lien der Kurdinnen und Kurden getötet 
werden? Nicht viel.

Die Kurdinnen und Kurden, die hier ö 
Deutschland protestieren, sind keine 
Mitglieder der PKK. Dagegen wird th 
Begründung angeführt, die Proteste wä­
ren koordiniert. Man kann sagen, daß 
das kurdische Volk natürlich organisier, 
ist, daß es seine Einheit schafft.

Die Reaktionen der deutschen Regi-’* 
rung gegen die Kurdinnen und Kun-er 
dienten zur Befriedigung der türkischer 
Regierung. Diese Reaktionen werden 
dem kurdischen Volk sicherlich ScW® 
zufugen. Die deutsche Regierung 
hier langfristiger denken. Die GwÄk* 
in Kurdistan äncjpm sich recht scb-c> 
vor allem in Richtung Revolution. Dkse 
Änderungen sollten die Deutsches ia 
re Rechnung aufnehmen.
Das Gespräch führte Rudolf Bürgel
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Kann bei denen kommenden Wahlen eine Sperrminorität aus PDS, Grünen und SPD 
?usammenkommen, um die Verankerung von Kriegsführung als Politikmittel im 
Grundgesetz zu verhindern? Ob die PDS, die eindeutig gegen eine GG-Änderung 
Stellung bezogen hat, in den Bundestag gelangt, ist offen. Angelika Beer vom Bun­

desvorstand von Bündnis 90/Grüne (sie vertritt eine engagierte Anti-Kriegs-Politik) 
danken wir für ihren Beitrag. Anti-Kriegs-Positionen in der SPD belegt ein Strate­
giepapier der bayerischen Jungsozialisten, dessen Passagen zum Antimilitarismus 
wir mit freundlicher Genehmigung leicht gekürzt abdrucken.

Antikriegstag 1993 — ist es der letz­
te. der das auffordernde Signal an 

^Öffentlichkeit sendet: „Halt! Wacht 
;j’ Verweigert Euch der olivgrünen 
„dtwriten »Humanitären Intervention« 
keseber Bundeswchrsoldaten ! Sagt 
SäflV?

Die Bundesregierung ist auf Erfolgs- 
L£ts. Mit der Erlangung der vollen Sou- 
veriaität durch die Vereinigung beider 
ccvscher Staaten hat sie die deutsche 
Vrrpngenheit ad acta gelegt. Es soll 
vergessen werden, daß Deutschland 
rweinal meinem Jahrhundert die Lunte 
juiadet und damit millionenfaches, 
/r-jsames Leid über die Menschheit ge­
bracht hat. Eher peinlich berührt denkt 
nat heule daran, daß nicht aus eigener 
Kraft, sondern durch die Anti-Hitler-Al- 
lictt die Demobilisierung und Entrü­
stung dieses immer wieder aufbrcchcn- 
&o Feuerherdes beschlossen wurde.

Es gehl nicht um die unzutreffende 
These, Deutschland würde sich für den 
3. Weltkrieg rüsten. Der Krieg kennt 
\iele Gesichter. Der Krieg hat längst be­
gonnen. Die faktische Abschaffung des 
Grundrechts auf Asyl ist eine Kriegser­
klärung gegen die Menschenrechte. 
Massenabschiebungen von Sinti und 
Roma, von Flüchtlingen aus- Ex-Jugo­
slawien und Abschiebungen von Kur­
dinnen an die Türkei haben nichts mit 
..Sicherheitspolitik“ zu tun. Die Milita­
risierung der Außenpolitik wird scheib­
chenweise vorangetricben. Die gleiche 
Salamitaktik kommt nun auch zum Ein­
satz. um den großen Lauschangriff 
durch eine weitere Grundgesetzände­
rung zu legalisieren.

Während man Faschisten brandschat­
zend durchs Land ziehen läßt, wird dem 
Bürger das Feindbild der wachsenden 
Kriminalität angeboten. Während die 
\erteidigungspol irischen Richtlinien 
unverblümt die zukünftigen Aufgaben 
der deutschen Armee mit dem Auftrag 
versehen, auch die wirtschaftlichen In­
teressen Deutschlands notfalls militä- 
ndi in aller Welt zu sichern und zu ver- 

s\d\ Vangsam aber sicher 
das neue VemdbWd der Bedrohung aus 
dem Süden sowie des islamischen Fun­
damentalismus in den Köpfen fest.

Werbeanzeigen aus dem Hause Rühe 
wie „Die Engel von Pnom Pcnh“ be­
gleiten die Manipulation der öffentli­
chen Meinung mit dem Ziel, die noch 
geltende Grundgesetzbestimmung über 
den Einsatzbereich deutscher Soldaten 
auszuhöhlen. Die erlittene Schmach des 
Golfkrieges, als Deutschland nicht mit­
kämpfen durfte, sondern stattdessen den 
„Desert Storm“ mit 17 Milliarden DM 
finanzieren mußte, soll sich nach dem 
Willen von Rühe und Kohl nicht noch 
einmal wiederholen. Das Geld wird 
dringend gebraucht: für die Bildung von 
Krisenreaktionskräften und den Aufbau 
flexibler Kampfverbände, Erforschung 
neuer Waffensysteme, tropengerechte 
Ausrüstung für die Armee.

Legal, illegal, scheißegal
Der Bundesregierung ist jedes Mittel 
recht, um ihre Großmachtpolitik umzu­
setzen. Während Regierungsparteien 
und „Opposition“ um den Wortlaut der 
vorzunehmenden Grundgesetzänderung 
streiten, werden Fakten geschaffen. 
„Unsere Jungs in Belet Huen“, so freut 
sich die FAZ über den humanitären Ein­
satz von 1 700 deutschen Blauhelmen in 
einem „befriedeten Gebiet“ Somalias. 
Selbst die mutigsten Kommentatoren 
hätten vor drei Jahren nicht im Traum 
gewagt, zu schreiben, daß im Sommer 
1993 — pünktlich zum 50. Jahrestag des 
Abzugs des Afrika-Korps unter Rommel 
— deutsche Soldaten auf Erprobungs­
feldzug nach Afrika ziehen.

Bei der Umsetzung der „neuen deut­
schen Verantwortung“ scheut die Bun­
desregierung keine Lüge. Während sich 
in Somalia die größte Pleite einer „hu­
manitären“ UN-Aktion abzeichnet, 
wird der out-of-area-Einsatz hier als Er­
folg verkauft.

Der jüngste Einsatz einer extra aus 
. den USA eingeflogcnen Sondereinheit ä 

la GSG-9 sollte zur Erfassung des Mili­
zenführers Aidid führen. Stattdessen 
bewirkte er den Sturm eines UN-Gebäu- 
des und die Verhaftung von UN-Mitar- 
beitern. Er könnte so als Realsaüre gese­
hen werden. Doch die Tragik solcher 
„Vcrgeltungsschläge“ liegt in den Fol­
gen unermeßlicher Reichweite für das 

afrikanische Land. NGOs (Nichtregie­
rungsorganisationen) mußten ihre hu­
manitäre Hilfe vor Ort einstellen und 
werden auch nach Abzug der UN-Trup- 
pen kaum das Vertrauen der Bevölke­
rung wiedererlangen können. Die UNO 
hat sich, wie schon während des Golf­
krieges, von den USA instrumentalisie­
ren lassen. Sie ist Kriegspartei geworden 
und hat damit vor allem bei Staaten der 
südlichen Halbkugel das in sie gesetzte 
Vertrauen zerstört.

Achtung: UNO-Blauhelme
Die SPD liefert der Regierungskoalition 
eine verheerende Vorlage, indem sie die 
Frage des zulässigen Einsatzrahmens 

Deutschland 
als Kriegsdienst­
verweigerer 1
Bündnis 90/Grüne
deutscher Soldaten an UN-Blauhelm- 
Missionen zum Schwerpunkt der Aus­
einandersetzung macht.

Die jetzt vom SPD-Präsidium getrof­
fene Sprachregelung, nur einer Grund­
gesetzänderung zuzustimmen, die deut­
schen Soldaten die Beteiligung an „frie­
denserhaltenden“ UN-Blauhelmeinsät- 
zen ermöglichen soll, bedeutet real, daß 
zukünftig alle Einsätze unter UNO-Be- 
fehl akzeptiert werden. Denn das Wort 
„Blauhelm“ ist in der UN-Charta nicht 
vorhanden. Weder nach dem geschrie­
benen Wort noch in der Praxis ist eine 
Trennung von „friedenserhaltenden“ 
und „friedensschaffenden“ Maßnah­
men möglich. Die SPD ist erneut umge­
fallen. Was Engholm einst forsch mit 
den Petersberger Beschlüssen begann, 

vollendet sein Nachfolger Scharping.
„Opposition“ und Koalition in Bonn 

treffen sich in dem gemeinsamen 
Wunsch, daß Deutschland eine Mit­
gliedschaft im UN-Sicherheitsrat anstre­
ben soll. Beiden ist klar, daß dieser 
Wunsch nur in Erfüllung geht, wenn die 
von der US-Regierung genannten Bedin­
gungen erfüllt werden: Deutschland 
muß sich dann an friedenserhaltenden 
sowie Kampfeinsätzen der UN beteili­
gen. So muß einmal mehr der Begriff 
„Verantwortung“ herhalten, um deut­
sche Interessen weltweit abzusichern 
und innenpolitisch die Voraussetzungen 
für eine große Koalition abzutesten.

Außenminister Kinkel wird zum be­

vorstehenden 20. Jahrestag des Beitritts 
der Bundesrepublik Deutschland zu den 
Vereinten Nationen (am 18. September 
1973) den Anspruch des vereinigten 
Deutschlands auf „Gleichberechti­
gung“ noch einmal mediengerecht be­
kräftigen. Natürlich mit seinen Worten 
wird es dann heißen, „Deutschland ist 
bereit, seinen Pflichten und seiner Ver­
antwortung als souveräner Staat und 
Mitglied der Vereinten Nationen auch 
international nachzukommen.“ Im Klar­
text: Deutschland will zukünftig schie­
ßen wie die anderen.

Noch hat die SPD die Möglichkeit zur 
Umkehr. Es liegt allein in ihrer Macht, 
einer Grundgesetzänderung im Bundes­
tag die Zwei-Drittel-Mehrheit zu ver­
weigern.

Deutschland als 
Kriegsdienstverweigerer
Völkermord, Massenvertreibungen und 
-Vergewaltigungen, Konzentrationsla­
ger und Hungersnot im ehemaligen Ju­
goslawien schreien nach einer Beendi­
gung dieses barbarischen Krieges. Der 
Streit um die zukünftige Rolle Deutsch­
lands in der Weltgemeinschaft zieht sich 
quer durch alle Parteien. Im letzten Jahr 
wurden weltweit 50 Kriege registriert. 
Hinzu kommen Hungerkatastrophen. 
Täglich sterben allein 40000 Kinder den 
Hungertod. Einige wenige dieser Kriege 
werden live via Satellit in unsere Wohn­
zimmer transportiert. Von den anderen 
hören wir nichts. Kriege — und das ist 
das Grausamste an der herrschenden Po­
litik — werden für die eigenen nationa­
len Interessen instrumentalisiert. Den­
noch — auch innerhalb von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN haben sich die Stim­
men derjenigen vermehrt, die Militär­
einsätze und Krieg zur Verteidigung der 
Menschenrechte fordern.

Eine Sonder-Bundesdelegiertenkon­
ferenz im Oktober soll darüber entschei­
den, ob Pazifistinnen und Antimilitari­
stinnen in dieser Partei weiter den be­
stimmenden Platz behalten, der die gan­
ze Partei als politische Kraft gegen den 
herrschenden Trend einer Militarisie­
rung der Außenpolitik kämpfen läßt. 
Gegen eine Außenpolitik, die weder in 
der Vergangenheit noch heute willens 
ist, alle nichtmilitärischen Mittel wirk­
sam und rechtzeitig einzusetzen.

Die Forderungen des Antikriegstages 
1993 nach Beendigung des hemmungs­
losen Strebens nach Wirtschaftswachs­
tum und der sorglosen Ausbeutung und 
Verschwendung der Ressourcen müssen 
Tag für Tag in die Öffentlichkeit getra­
gen werden. Wir nehmen die deutsche 
Verantwortung ernst.

Verantwortliches Handeln kann heute 
nur heißen: Demobilisierung der Bun­
deswehr, Beendigung der Rüstungspro­
duktion und des Exportes. Entmilitari­
sierung des Denkens und des Handelns. 
Wir wollen ein Deutschland als Kriegs­
dienstverweigerer in der internationalen 
Gemeinschaft.
— (Angelika Beer)

Nachdem der Essener SPD-Parteitag 
das Ende der zehnjährigen Phase 
der inhaltlichen Erneuerung der Partei 

markiert, bahnt sich auf dem Wiesbade­
ner Bundesparteitag im November eine 
weitere Rechtswende der SPD an. Die 
Asylwende der Parteiführung ... em 
dete mit der Zustimmung zum „Asyl­
kompromiß“, der das Grundrecht auf 
Asyl entkernte.

Jetzt zeichnet sich die zweite 
Rechtswende der Partei und der weitere 
Ausverkauf sozialdemokratischer
Grundwerte ab. der neugewählte 
Vorsitzende Scharping will gemeinsam 
mit der Parteirechten den Durchmarsch 
auf dem Wiesbadener Parteitag durch­
exerzieren: Mit der Forderung nach 
einem zweiten Arbeitsmarkt mit unterta­
riflich entlohnten Beschäftigungsver- 
hiltnissen wird der Kernbestand des So­
zialstaats und die wirksame Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit in Frage ge­
stellt. mit der Zustimmung zum Lausch­
angriff wird der Abbau der Grundrechte 
fortgesetzt, mit der vorbehaltlosen Zu­
stimmung zu UNO-Blauhelmeinsätzcn 
die Kapitulation sozialdemokratischer 
Friedenspolitik eingeleitct.

Vorbehaltlose Zustimmung 
zu Blauhehneinsätzen
Die vorbehaltlose Zustimmung des 
SPD-Parteivorsitzenden Scharping und 
des SPD-Präsidiums zu UNO-Einsätzen 
*ie in Somalia ist der zweite Petersberg 
und der weitere Ausverkauf sozialdemo- 
knaischer Grundwerte. Scharpings au­
ßenpolitische Wende, die auch im Ent­
wurf zum außenpolitischen Leitantrag 
zum Wiesbadener Bundesparteitag unter 
der Bxierfuhrung von Heidemarie Wie­
czorek-Zeul und Johannes Rau deutlich 
wini. bedeutet nach der vollzogenen 
ASchottung Deutschlands gegenüber 
Höchtlingen die militärische Bckämp- 
fengder Fluchtursachen. Eine Kapitula- 
t« sozialdemokratischer Friedenspoli­
tik »ur den militärischen Ambitionen der 
Bundesregierung, die der eigenen Partei 
jxa als hannloser Kompromiß verkauft 
wird...

Die SPD-Blauäugigkeit bei UNO- 
B'auhelmeinsätzen beruht auf der Illu- 

über den humanitären Charakter 

von UNO-Einsätzen, den die PR;Kam- 
pagne der Bundesregierung der Öffent­
lichkeit einreden will. Die vermeintlich 
klare Trennung von sogenannten frie­
denserhaltenden und friedensschaffen­
den Maßnahmen ist seit Somalia nicht 
mehr aufrechtzuerhalten. Der Auftrag 
von klassischen Blauhelmeinsätzen war 
bei der UNO bisher eng begrenzt: Aus 
dem in über 30 Jahren Praxis der Verein­
ten Nationen entstandenen Satzungsge­
wohnheitsrecht sind friedenserhaltcnde 
Maßnahmen nur zulässig, wenn folgen­
de Voraussetzungen gegeben sind: Be­
schluß des Sicherheitsrates für die Dauer 
von höchstens sechs Monaten, Zustim­
mung von allen an einem Konflikt betei­
ligten Parteien, kein Einsatz von Waf­
fengewalt außer zur Selbstverteidigung 
der Truppe. Die UNO, einseitig instru­
mentalisiert vom selbsternannten Welt­
polizisten USA, dehnt diesen eng be­
grenzten Auftrag von Blauhelmeinsät­
zen eigenmächtig immer weiter aus. So 
ist in Somalia das Einverständnis aller 
Bürgerkriegsparteien nicht vorhanden. 
Im Gegenteil: Die UNO-Truppen enga­
gieren sich einseitig und eskalieren da­
mit die Bürgerkriegssituation: Die von 
den amerikanischen Blauhelmen betrie­
bene Suche nach dem Rebellenführer 
Aidid verläuft nach Auskunft des Be­
fehlshabers des deutschen Blauhelm- 
Kontingents mit „Rambo-Methoden“. 
Die brutalen Übergriffe und Menschen­
rechtsverletzungen gegen unbewaffnete 
Zivilisten häufen sich, die hohen Verlu­
ste in der somalischen Zivilbevölkerung 
haben den Charakter des Einsatzes 
schon längst in Richtung Kampfeinsatz 
verschoben. Gerade um dies zu verhin­
dern, hat der Bonner SPD-Parteitag 
1992 beschlossen, vor einer Zustim­
mung zur Beteiligung deutscher Trup­
pen an UNO-Kampfeinsätzen eine tief­
greifende Reform der Vereinten Natio­
nen durchzusetzen.

Der Beschluß des Bonner Parteitages 
von 1992 wurde vor dem UNO-Einsatz 
in Somalia gefaßt. Ein solcher Beschluß 
dürfte heute nach den Erfahrungen in 
Somalia nicht mehr Zustandekommen. 
Doch die geschichtslose SPD-Parteifüh­
rung geht unbeirrt den Bestrebungen der 
Bundesregierung und des öeneralin- 

spekteurs des Heeres Naumann auf den 
Leim, die die Bundeswehr mittlerweile 
zu kleinen, flexiblen Krisenreaktions­
kräften umstrukturieren, um die wirt­
schaftlichen Interessen der Bundesrepu­
blik abzusichern. Die SPD tritt diesen 
Großmachtambitionen und der Militari­
sierung der Außenpolitik nicht entge­
gen. Im Gegenteil: In dem Entwurf des 
Leitantrages für den Bundesparteitag 
wird formuliert, daß die Sicherung des 
Wirtschaftsstandortes Deutschlands 
zentrale Voraussetzung dafür ist, einen 
wirksamen Beitrag zur Bewältigung glo­
baler Probleme leisten zu können: Unter 
dem Vorwand „Globale Solidarität ist 
auch ein moralisches Gebot“ soll die 
Weltmarktposition der BRD verteidigt 
und gestärkt werden. „In der Stärkung

Die Rechtswende 
der SPD stoppen!
Juso-Landesverband Bayern
des Wirtschaftsstandortes Deutschland 
sehen wir auch ein vorrangiges außenpo­
litisches Ziel (...) Außenwirtschaftlich 
steht dabei im Vordergrund unser Ein­
satz für ein offenes Welthandelssystem. 
Darauf ist die Bundesrepublik Deutsch­
land als Exportnation angewiesen. (...) 
Ein Zerfall der Weltwirtschaft in protek­
tionistische Handelsblöcke würde unse­
ren Interessen zuwiderlaufen. Letztlich 
würde er allen und vor allem den wirt­
schaftlich Schwächeren schaden, und er 
könnte Spannungen erzeugen, die den 
Weg zur Weltinnenpolitik blockieren 
würden.“ Unverhüllte Drohungen einer 
Sozialdemokratie, die solidarische Ent­
wicklungspolitik nicht mehr buchstabie­
ren kann, aber plötzlich wieder nationale 
Interessen definiert .. . Dieser SPD-Im­
perialismus ist nicht weit entfernt von 
den verteidigungspolitischen Richtli­
nien, die Volker Rühe auf der Grundlage 

des Naumann-Papiers erließ. Hier heißt 
es: „Deutschland verfolgt seine legiti­
men nationalen Interessen.“ Zu den „Si­
cherheitsinteressen“ der Nation, die 
weltweit auch ohne Zustimmung von 
Bündnispartnern durchgesetzt werden 
sollen, zählt auch die „Aufrechterhal­
tung des freien Welthandels und des un­
gehinderten Zugangs zu Märkten und 
Rohstoffen in aller Welt“. Die SPD ver­
tritt damit inzwischen kritiklos die an­
maßenden Positionen der deutschen Ge­
neralität.

Konfliktursachen
Im Entwurf des außenpolitischen Leit­
antrags wird verdrängt, daß sich ethni­
sche, nationale und religiöse Konflikte 
immer vor dem Hintergrund dramati­

scher Verelendung und ökonomischer 
Krisen aufladen. Solange die ungerechte 
Weltwirtschaftsordnung Entwicklung 
nur in den kapitalistischen Zentren zu­
läßt, die wie schwarze Löcher Ressour­
cen und Arbeitskräfte anziehen und auf 
der anderen Seite ganze Kontinente und 
Regionen veröden läßt, in denen kein 
Leben mehr möglich ist, solange werden 
regionale Konflikte, Kriege und Mcn- 
schenrechtsverletzungen zum Alltag ge­
hören ... Jetzt verkürzt sich die sozial­
demokratische Friedenspolitik auf die 
militärische Konfliktregelung und Do­
mestizierung der wirtschaftlich Schwa­
chen, die der Exportorientierung im 
Wege stehen. Ein Teil der SPD-Kom­
mission fordert in Varianten des An­
tragsentwurfs dazu sogar eine Freiwilli­
genarmee, die Bereitstellung von Kri­
senreaktionskräften der Bundeswehr 
und den Ausbau der »westeuropäischen 

Verteidigungsgemeinschaft WEU zur 
Entwicklung einer „europäischen Ver­
teidigungsidentität“.

Frieden schaffen ohne Waffen
Dieser imperialistischen Position steht 
die Argumentation gegenüber, wonach 
die BRD mit ihrer aggressiven Exportfi- 
xierung ein Mitverursacher der krassen 
internationalen Ungleichgewichte ist. 
Die BRD muß selbst einen entscheiden­
den Beitrag zur Entschärfung der Dispa­
ritäten im Welthandel und zur Überwin­
dung der sozialen Unterentwicklung im 
Süden Europas leisten. Der verschärften 
imperialistischen Konkurrenz um Welt­
marktanteile ... muß die’ Option auf 
eine Umgestaltung der Außenhandelsbe­
ziehungen gegenübergestellt werden, 
die zugleich die Sicherung und Erweite­
rung der inländischen Arbeitsplätze be­
inhaltet. Die ständige Steigerung bun­
desdeutscher Export- und Leistungsbi­
lanzüberschüsse bis 1989 war der we­
sentliche Störfaktor auf dem Weg zur 
Herstellung gerechter Austauschbezie­
hungen. Ein politisch-ökonomischer 
Kurswechsel in Richtung qualitativer 
Binnenmarktorienticrung setzt dabei ge­
zielte Eingriffe in die Anlagesphären des 
Kapitals und die Kontrolle internationa­
ler Finanzströme voraus, wozu die va­
terländische SPD-Führung allerdings 
keinen Mut hat.

Statt militärischer Einsätze ist ein ab­
gestuftes internationales System von 
nichtmilitärischen Maßnahmen zur Vor­
beugung und Deeskalation von Kriegen 
und völkerrechtswidrigen Übergriffen 
notwendig.

Dazu gehören z.B. Wirtschaftshilfen, 
Entwicklungszusammenarbeit, politi­
sches Krisenmanagement, Abrüstung, 
Reduzierung und Kontrolle von Rü­
stungsexporten, ein abgestuftes und 
kontrolliertes Embargosystem ... Der 
Krieg im ehemaligen Jugoslawien hätte 
mit friedlichen Mitteln verhindert wer­
den können, wenn statt der einseitigen 
Parteinahme und der falschen Anerken­
nungspolitik der Bundesregierung, die 
fatal an der nationalsozialistischen Bal­
kanpolitik anknüpfte, alle Staaten ko­
ordiniert alle Sanktionsmöglichkeiten 
ausgeschöpft hätten ,....
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Etwa 1,6 Millionen Einwohner zählt 
die Republik Estland auf einer Flä­
che wie etwa Baden-Württemberg. Es ist 

der nördlichste der drei „baltischen 
Staaten“ Estland, Lettland, Litauen. 
Von der Ostgrenze Estlands bis nach 
Leningrad (zeitweise St. Petersburg) 
sind es nicht einmal 200 km. Geht es 
nach denen, die in Deutschland derzeit 
das Sagen haben, so steht dieser Repu­
blik „Großes“ bevor. „Brückenkopf*, 
wie es im vom Militär befruchteten Ma­
nager-Jargon heißt, soll es werden.

Ein Herrenmensch namens Schmidt
Die Wirtschaftswoche (vom 9.7.93) 
sieht es schon als „Hongkong Euro­
pas“, so wie man von Kapitalisten schon 
hörte, daß „unser Korea“ direkt neben­
an läge, nämlich in Tschechien ... „Die 
Russen, die 50 Jahre lang Estlands Wirt­
schaft beherrschten, sind nun abgelöst 
von Herbert B. Schmidt.“ (ebda.)

Herbert Schmidt? Er sei einst als Ge­
schäftsführer beim CDU-Wirtschafts- 
rat1 gefeuert worden, „weil er gar zu 
hart auf die CDU-Sozialausschüsse (das 
soziale Feigenblatt der CDU — Corell) 
gedroschen hatte“, (ebda.) Solche Leute 
mit nicht existenter sozialer Hemm­
schwelle waren gesucht, als es galt, die 
DDR als Beute dem deutschen Kapital 
zuzuführen. Schmidt rückte zur Treu­
hand nach Berlin ein.

Nun hat sich schon ziemlich weit her­
umgesprochen, daß diese „Treuhand“ 
ein Abbruchunternehmen gegen die In­
dustrie der ehern. DDR, ein Unterneh­
men zur Produktion von Arbeitslosen, 
zum Einmarsch der einst aus dem Osten 
vertriebenen Kriegsverbrecherkonzerne 
und zur Bereicherung zahlreicher großer 
und kleinerer Gauner ist.

Weniger bekannt ist, daß an deut­
schem Treuhand-Wesen auch die übrige 
(ehemals sozialistische) Welt genesen 
soll. Zu diesem Zweck wurde eine 
„Treuhand“-Tochtergesellschaft in die 
Welt gesetzt, die „Treuhand Osteuropa 
Beratungsgesellschaft mbH“. Und eben 
Herbert B. Schmidt ist ihr Abgesandter, 
Vertrauensmann, Handlungs-Bevoll­
mächtigter in Estland.

Hinter Schmidt steht nicht nur das 
Abbruchimperium unter Birgit Breuel, 
sondern die Macht des deutschen Kapi­
tals. Estland hat seit Juni 1992 mit Ein­
verständnis der Deutschen Bundesbank 
seine Währung, die estnische Krone, im 
Verhältnis 8:1 an die D-Mark gekop­
pelt. Nicht wie sonst üblich an einen 
Währungskorb oder den ECU oder den. 
Dollar, sondern eben, ausschließlich 
und bisher einmalig, an die DM. Das 
Wall Street Journal vom 30.6.1993 
preist: „Estland, monetäres Modell für 
Rußland“. Allerdings denken die ameri­
kanischen Finanzkreise bei einer festen 
Bindung des russischen Rubels an eine 
Währung wohl weniger an die DM als an 
den US-Dollar. Denn wer die Währung 
eines Landes bestimmt, hat weitreichen­

Die Treuhand in Estland
den Einfluß gewonnen. So hatte ja auch 
die feste Bindung an den US-Dollar seit 
1944 bewirkt, daß der außenund innen­
politische Handlungsspielraum der übri­
gen kapitalistischen Welt von den Ent­
scheidungen der Wall Street und ihren 
Männern in Washington bis 1969 (als 
die feste Kopplung aufgehoben wurde) 
festgelegt war. Die DM in Estland gibt 
„Treuhand“-Schmidt den Rückenwind 
für sein Auftreten. „In seiner Privatisie­
rungsbehörde pflegt Schmidt den Füh­
rungsstil eines baltendeutschen Gutsbe­
sitzers“, schreibt die gewiß nicht kapita­
listenfeindliche Wirtschaftswoche. Mit 
einer Bibellesung persönlich vom Chef 
beginnen die Angestellten den Arbeits­
tag. Treuhand-Geschäfte brauchen in­
zwischen stärkere Narkotika als nur 
„Demokratie“ und „Marktwirtschaft“. 
Wie es Bischof Tütu aus Azania einmal 
ausdrückte, daß die Afrikaner in Südaf­
rika erst das Land hatten und die Euro­
päer nur die Bibel. Während jetzt die 
Kolonialisten das Land und die Afrika­
ner die Bibel hätten.2

Der Herr Schmidt ist mächtig: „Nach 
den Statuten kann ich hier mit den Fir­
men machen, was ich will: dichtmachen, 
Manager feuern, Liquidität hineintun.“ 
Aber er ist auch voller Demut: „Die Re­
gierung hört immer auf meine kleinen 
Ratschläge.“ (Wirtschaftswoche, 9.7.93)

Die Aufgabe des Conquistadoren- 
Schmidt ist die Herrichtung Estlands für 
das Ausschlachten durch das deutsche 
Kapital — vornehm ausgedrückt: Rah­
menbedingungen für ausländische Inve­
stitionen schaffen — und sein Ausbau 
zum vorgeschobenen Posten gegenüber 
Rußland an dessen Pforte zur Ostsee. 
Das Festkrallen Deutschlands in diesem 
Land kann auch zu einem Potential wer­
den, das gegen Lettland, Litauen, Polen, 
Rußland eingesetzt werden kann, um 
Kaliningrad wieder in den Rachen des 
deutschen Revanchismus zu stopfen.3

Treuhand-Schmidt gibt sich und Est­
land zwei Jahre. Dann sieht er neue Tä­
tigkeitsfelder: „Bratislava, Kiew oder 
Alma Ata — da kann ich überall noch 
was machen.“ (ebda.)

Freiheit ä la Germany
Wie sehr die „Freiheit“ in Estland 
schon Einzug gehalten hat, zeigen nicht 
nur Monatslöhne von 120 DM bei einer 
Preissteigerungsrate 1992 (im Vergleich 
zum Vorjahr) von 1050% (in Worten: 
eintausendfünfzig). Dies konnte inzwi­
schen im Zusammenhang mit den Wäh- 
rungsmanövern auf eine geschätzte Jah­
resrate von 40 % zurückgeführt werden. 
Dafür wird jetzt das Volk mit Steuerer­
höhungen und Kürzungen von Soziallei­
stungen bestohlen. Eine weitere direkte 
Folge ist der scharfe Rückgang der Pro­

duktion. Schon 1992 war das sog. Brut­
tosozialprodukt um 25 % geschrumpft. 
Das wird sich im Zuge der restriktiven 
Währungspolitik noch verschlimmern. 
Man bedenke zum Vergleich nur ein­
mal, welche Verwerfungen der Rück­
gang des Bruttosozialprodukts von 
1-2% in Deutschland mit sich bringt. 
Zwangsläufig wird die derzeit noch rela­
tiv niedrige Arbeitslosenzahl von 3,3 % 
— durch die Privatisierungsmaßnahmen 
der Treuhand unter Schmidt noch ver­
schärft — auf zweistellige Ziffern an­
wachsen.

Die „Treuhand“ ist ein staatsmono­
polistisches Unternehmen. Schon das 
deutet daraufhin, daß hier Politik (im In­
teresse der Monopole des Industrie- und 
Bankkapitals) gemacht wird. So tut auch 
die Bundesregierung alles, um den Vor­
marsch deutschen Kapitals durch politi­
sche Vorherrschaft abzusichem. Die 
BRD „hilft“ Estland beim Aufbau eines, 
staatlichen Gewaltapparates (Polizei, 
Bundesgrenzschutz) und bei der Ausbil­
dung „junger Diplomaten“ (!). Noch 
vergleicht Außenminister Kinkel 
Deutschlands Kampf um „Interessens­
sphären“ recht harmlos mit einem 
„Fußballspiel“, in dem allerdings schon 
ein blutiger Krieg vorkommt: „Außen­
minister Kinkel will die Zusammenar­
beit Deutschlands mit Osteuropa und 
dabei besonders den drei baltischen 
Staaten wieder (!) verstärkt zu einem 
Schwerpunkt seiner Bemühungen ma­
chen, sobald nicht mehr alle Kräfte der 
Bonner Diplomatie durch den Krieg auf 
dem Balkan ... gebunden sein werden. 
In Bonn heißt es, die erste Halbzeit der 
Europapolitik ende mit der Institutiona­
lisierung der westeuropäischen Eini­
gung ... Die zweite Halbzeit werde da­
rin bestehen, den europäischen »Stabili- 
täts- und Wohlfahrtsverbund* (!) nach 
Osten vorzutreiben. Das diene auch 
deutschen Interessen. Eine deutsche 
Konzeption für die baltischen Staaten sei 
in diese umfassenderen Bemühungen 
einzufügen.“ (FAZ, 2.7.93)

Verwunderung und vereinzelt sogar 
demokratisches Unbehagen hat in deut­
schen Medien das Staatsbürgerrecht aus­
gelöst, das sich Estland nach der Los­
trennung von der Sowjetunion gegeben 
hat. Nach über vier Jahrzehnten leben 
und arbeiten dort natürlich Hunderttau­
sende von Russen und Angehörigen an­
derer Nationalitäten der ehemaligen 
UdSSR sowie deren Nachkommen. Ein 
Drittel (!) der Bevölkerung wurde über 
Nacht zu Ausländem erklärt (in einzel­
nen Städten und Regionen sogar die 
Mehrheit der Bevölkerung), die in der 
neuerlichen „Demokratie“ nicht gleich­
berechtigt sind. „Übersehen“ und ver­
schwiegen wird zumeist, wo sich die

des deutschen Monopolkapitals geh 
ren, schon beim letzten großen 
um die Neuaufteilung der Welt um r 
estnischen Phosphorvorkommen fr 
müht haben (siehe den nebenst« 
Artikel).

In diesem Zusammenhang muß and 
schreckliche Tradition des Namens 
„Treuhand“ erinnert werden, und . 
den brutalen Klang, den dieses Won 
allem bei den Völkern Osteuropas 
der ehemaligen Sowjetunion habt 
muß. In den Ermittlungsakten (wege 
Nazi- und Kriegsverbrechen) der amen 
kanischen Militärregierung gegen di 
Deutsche Bank heißt es: „Die Haupt 
treuhandstelle Ost war eine Einrichtun, 
der Vierjahresplanbehörden (Görings) 
die die annektierten osteuropäische: 
Gebiete für die deutsche Kriegswin 
schäft ausplünderte ... Abgesehen \di 
den im folgenden aufgeführten Beweis 
stücken existieren Dokumente, daß dit 
Exportkreditbank AG in enger Anleh 
nung an die Deutsche Bank für dk 
Haupttreuhandstelle Ost tätig war. ,Wij 
veranlaßten und überwachten im Auftra­
ge der Haupttreuhandstelle Ost, Berlin, 
in einzelnen Ländern die Durchführung 
von Grundsatzprozessen zur Anerken­
nung der neuen Verhältnisse auf diesem 
Gebiet.* Geschäftsbericht der Export­
kreditbank AG über die ersten neun Mo­
nate des Geschäftsjahres 1941.“4 
— (Corell)

1) Der CDU-Bundestagsabgeordnete Erik Blu­
men feld bezeichnete den CDU-Wirtschafbnt 
einmal als „finanzielle Verpflegungskotee 
der CDU“. „Seine einflußreiche Stellung leim 
sich unter anderem daraus ab. daß in ihm zu 
achtzig Prozent jene tausend Großunternehmen 
organisiert sind, auf welche etwas mehr als die 
Hälfte des Gesamtumsatzes der Unternehmen 
der Bundesrepublik entfallen.“ (W. Simon. Der 
Polyp, Berlin 1979, S. 97 und 98 f.)
2) Schließlich hat in Estland (und in Lettland: in 
Litauen gehören die Seelen vorwiegend zur Ka­
tholischen Kirche) die Evangelische Kirche eine 
Tradition wiederzubeleben im Kampf um die 
Aufteilung des Seelenpotentials mit der russi­
schen Orthodoxie und gegen hartnäckigen 
Atheismus. Zwar eignet sich der „protestanti­
sche Asketismus“ heutzutage weniger zur Ent­
stehung des Kapitalismus, wohl aber zur Recht­
fertigung von Askese fürs gemeine Volk. (Nach 
einer Schrift von Max Weber, Protestantischer 
Asketismus und kapitalistischer Geist. Kapiuv 
stischer Geist ist eben noch lange nicht Kapita­
lismus, von dem die imperialistischen Groß­
mächte in abhängigen Ländern nur gerade so 
viel zulassen möchten, als es für die Ausplünde­
rung des jeweiligen Landes eine geeignete 
Grundlagebietet.)
3) Nach dorthin, das sie schamlos wieder Kö­
nigsberg nennen, werden ja bereits Menschen 
„deutschen Bluts“ aus der ehemaligen Sowjet­
union angeworben und umgesiedelt. Die For­
mierung von 5. Kolonnen, die einmal nach 
„Minderheitenschutz“ und „Selbstbestim­
mungsrecht“ rufen sollen, gehört seit langem 
zum Geschäft des deutschen Imperialismus.
4) Office of Military Government forGemunv. 

.United States (OMGUS), Ermittlungen gegen
die Deutsche Bank 1946/47, übersetzt und be­
arbeitet 1985, Nördlingen 1985, S. 510. 
(Nachdruck aus: KAZ 19. 8. 93. gekürzt)

Regierenden Estlands ein solches Staats­
bürgerrecht „des Blutes“, der Abstam­
mung, abgeschaut haben: von Deutsch­
land, wo vollberechtigter „Deutscher 
im Sinne des Grundgesetzes“ auch nicht 
derjenige ist, der hier auf Dauer lebt und 
arbeitet, sondern wer von „Deutschen“ 
(fast überall auf der Welt) abstammt. 
Deshalb kommentiert die FAZ auch so 
verständnisvoll:

„Daß das Parlament in Talinn jetzt al­
le nicht-estnischen Bürger zu Auslän­
dern erklärt hat und ihnen das Beantra­
gen einer jeweils auf fünf Jahre befriste­
ten Aufenthaltsgenehmigung zur Pflicht 
macht, bedeutet keinen Verstoß gegen 
die Menschenrechte, läßt höchstens 
mangelndes Entgegenkommen in Sa­
chen Staatsbürgerschaft erkennen.“ 
Und so stellt sich heraus, daß die Ab­
rechnung mit der sozialistischen Ver­
gangenheit (nicht nur) Estlands nur der 
Anfang war, um die Neuaufteilung der 
Welt unter die Imperialisten voranzu­
treiben, und die Wiederbelebung des 
„Völkischen“ ein Mittel dazu ist: Die 
Völker gegeneinander aufzuhetzen und 
sie damit unter den Einfluß der jeweils 
bestimmenden Großmacht zu bringen.

Was macht Estland schmackhaft 
Estland war eine der entwickeltsten So­
wjetrepubliken mit 60% Beschäftigten 
in der Industrie. Mehr als 20 % der Indu­
striearbeiter waren in der ausgedehnten 
Ölschiefergewinnung und -Verarbei­
tung. Die bekannten Lagerstätten sollen 
über viele Jahrzehnte reichen. Die mit 
Ölschiefer betriebenen Thermalkraft­
werke haben mit den zwei Wasserkraft­
werken bei Narwa große Bedeutung für 
die Elektrizitätsversorgung auch der an­
deren baltischen Staaten. Die chemische 
Industrie in Talinn und Kohtla-Järve und 
der Maschinenbau sind mit hochqualifi­
zierten Arbeitskräften vor allem am Öl­
schiefer und seiner Verarbeitung sowie, 
am estnischen Phosphor ausgerichtet. 
Daneben sind die Elektro- und Elektro­
nikindustrie sowie die Holzverarbei­
tungsindustrie und die Textilindustrie 
hochentwickelt.

Durch die mit der Sezession der balti­
schen Staaten verschärfte Krise in der 
übrigen Sowjetunion hat Estland seine 
gewohnten Absatzkanäle weitgehend 
verloren. Auf Druck der BRD läßt die 
EWG, im Gegensatz zu vielen anderen 
Ländern, estnische Waren ungehindert 
in den westeuropäischen Markt.

Noch ist (uns) nicht bekannt, welche 
deutschen Kapitalisten sich so für den 
„Aufbau“ Estlands einsetzen und wo in 
Estland sie sich bereits eingenistet ha­
ben. Bekannt ist jedoch, wie sehr sich 
die IG Farben, deren Nachfolger BASF, 
Bayer und Hoechst heute zum Rückgrat

Am Ende des 1. Weltkriegs, als in 
Rußland bereits die Oktoberrevolu­
tion gesiegt hatte und allen Staaten Frie­

den anbot, ließ das kaiserlich-kapitalisti­
sche Deutschland seine Truppen weiter 
an der Ostfront kämpfen. So war die 
sowjetische Regierung 1918 gezwun­
gen, im Raubfrieden von Brest-Litowsk 
auf große Gebiete des ehemaligen Za­
renreiches zu verzichten. Deshalb konn­
te sie den revolutionären Arbeitern auch 
in den baltischen Ländern nicht mehr 
beistehen: Die dortige Rätebewegung 
wurde von der einheimischen Reaktion 
mit tatkräftiger Hilfe der deutschen 
„Baltikumer“ brutal niedergeschlagen.

Reaktionäre „unabhängige“ kapitali­
stische Staaten entstanden, die unter den 
Einfluß kapitalistischer Großmächte ge­
raten mußten. Deutschland konnte aller­
dings aufgrund der Niederlage im 1. 
Weltkrieg zunächst nicht ernten, was 
seine Truppen gesät hatten. Die balti­
schen Staaten blieben in den 20er Jahren 
eine Domäne vor allem des britischen 
Imperialismus.

Dies soWte srcVäu&eru, als das Mono­
polkapital mit der Übergabe der Regie­
rungsgewalt an die Hitlerfaschisten Kurs 
auf die Neuaufteilung der Wdft nahm.

Ende 1942 erklärte ein Dr. Prenzel 
vom (Nazi-)Wirtschaftsstab Ost rück­
blickend, daß die nordestnischen Phos­
phatlagerstätten bis Anfang der 30er 
Jahre verglichen mit Florida, Marokko 
und der Halbinsel Kola nur geringe Be­
deutung gehabt hätten.1

„Erst als man deutscherseits im Hin­
blick auf die Devisenverknappung nach 
1933 und im Hinblick auf eine etwaige 
neue Blockade sich für abbauwürdige 
Phosphatvorkommen in Europa näher 
interessierte“, schrieb er, habe das

Ist ökonomische Expansion friedlich ?
Reichswirtschaftsministerium die Deut­
sche Länderbank und die Dresdner Bank 
dafür gewonnen, der Eesti Fosforiit 
einen Kredit zum Ausbau ihrer Anlagen 
zu geben. Dieses Unternehmen sei nach 
der „Entdeckung einer reicheren Phos­
phoritlinse bei Maardu, 16 km nördlich 
von Reval als eine unter staatlichem Ein­
fluß stehende Gesellschaft“ gegründet 
worden, aber wegen Kapitalmangels 
nicht recht gediehen. Gleichzeitig mit 
der Kreditgewährung deutscher Banken 
sei „die I.G. Farbenindustrie A.G. als 
Großverbraucherin von Phosphaten ver-, 
anlaßt worden, einen Lieferungsvertrag 
mit der genannten Gesellschaft abzu­
schließen, der dem Werk eine Existenz­
grundlage geben, sollte“.

Wird hier die „friedliche“ Expan­
sion, der scheinbar so harmlose „nor­
male** Kapitalexport seit 1933 darge- 
stellt, so zeigt ein Schreiben des IG-Di- 
rekXors, Dr. Siedler vom 5. Juni 1939, 
wie weit die Sache bis dahin sich ent­
wickelt hatte:

„... auf Grund unserer Kenntnis 
über die Verteilung der Phosphatvorräte 
in der Welt müssen wir immer wieder 
betonen, daß u.E. für das Reich und da­
mit auch für die I.G. (Farben) in Zeiten 
beschränkter Zufuhrmöglichkeiten die 
Lage auf dem Phosphatmarkte geradezu 
besorgniserregend ist.

Da die wichtigsten Phosphat-Lager­
stätten der Welt unter der Kontrolle der 
uns nicht günstig gesinnten Staaten sind, 
so könnte nicht nur im A-Falle, sondern 
bereits bei einem Wirtschaftsboykott, 
selbst in der milderen Form von Straf­

zöllen, die Lage für uns bedrohlich wer­
den. Soweit wir es übersehen “können, 
sind tatsächlich die Vorkommen estni­
scher Phosphate praktisch die einzigen 
mit einigermaßen bedeutsamen Vorrä­
ten, welche im Ernstfälle zu erreichen 
wären. Es bedarf darum ... sorgfältiger 
Abwägung, wieweit man von deutscher 
Seite allgemein bzw. der I.G. im beson­
deren zu Entgegenkommen und evtl, so­
gar zu finanziellen Opfern bereit ist, um 
diese Quelle zu sichern.“

Ein knappes Vierteljahr nach diesem 
Brief wurde dem „friedlichen“ ökono­
mischen Eindringen deutschen Kapitals 
nach Estland zunächst ein Riegel vorge­
schoben. Durch den deutsch-sowjeti­
schen Nichtangriffsvertrag vom 23. Au­
gust 1939 wurde das Baltikum der 
„deutschen Interessenssphäre“ entzo­
gen, am 6. August 1940 wird Estland als 
Sowjetrepublik in die UdSSR aufgenom­
men.

Nach dem Vertragsbrüchigen Überfall 
Hitlerdeutschlands auf die Sowjetunion 
am 20. Juni 1941 wurde auch Estland 
erobert und das Baltikum (zusammen 
mit Weißrußland) als „Provinz Ost­
land“ annektiert. Als zuständiger 
Reichsminister wurde der Nazi-Ideolo­
ge Alfred Rosenberg (geb. 1893 in Ta­
linn/Estland, aufgehängt in Nürnberg 
1946) nach Estland entsandt.

„Vom Ostministerium wurde im Ein­
vernehmen mit dem Reichswirtschafts­
ministerium der Entschluß gefaßt, die 
Eesti Fosforiit, die bisher von der I.G. 
nur in Form einer losen Patenschaft (!) 
betreut worden war, nunmehr diesem 

Konzern in Treuhandschaft (!) zu geben 
mit der Verpflichtung, alle zur Verfü­
gung stehenden Mittel zur schnellsten 
Steigerung der Leistungsfähigkeit des 
Werkes einzusetzen.“

Auch die Ölschieferindustrie, in der 
ebenfalls schon vor dem Krieg deutsches 
Kapital steckte, wurde jetzt germani­
siert. Ein Herr Friedrich Klau jubelte in 
der Revaler Zeitung vom 14.2.1942, 
daß die Ölausbeute des estnischen Öl­
schiefers ausreichen würde, um den 
„Gesamtbedarf Großdeutschlands auf 
die Dauer von etwa 150 Jahren zu dek- 
ken“.

Am Ende stand dann nur noch die Ver­
nichtung von Produktivkräften, die 
„Politik der verbrannten Erde“.

Ab Mitte September 1943 mußte die 
Wehrmacht Estland fluchtartig vor der 
heranrückenden Roten Armee räumen.

Von den Ölschieferwerken und der 
Eesti Fosforiit glaubte der „Reichsmini­
ster für die besetzten Ostgebiete**, Al­
fred Rosenberg, seinem Führer melden 
zu können, sie seien „,durch Wehr­
machtseinheiten unter Mitwirkung der 
Werkleitungen so nachhaltig zerstört 
worden, daß eine Wiederinbetriebnah­
me* nicht mehr in Frage käme.“2

Geschichte wiederholt sich nicht di­
rekt. Aber die Entwicklungstendenzen 
des Monopolkapitalismus von der 
„friedlichen** wirtschaftlichen Durch­
dringung über die politische Absiche­
rung durch Vorherrschaft zum Krieg um 
die Verteidigung und Erweiterung von 
Einflußsphären — sie sind unverändert 
wirksam.

Damals wurden die Treuhandanstab 
ten erst nach der militärischen Erobe­
rung und Okkupation gebildet. Heute 
bereitet ein Herr Schmidt mit der „Treu­
hand Osteuropa“ eben jenen „neuen 
Einflußsphären“ des deutschen Kapitals 
den Weg, und Kinkels Diplomaten wei­
ten sie zu politischer Hegemonie aus, für 
deren militärische „Verteidigung“ das 
einfache Volk morgen wieder bluten soll:

Nach den Verteidigungspolitischen 
Richtlinien der Bundesregierung vom 2. 
November 1992 gehört zu den „vitalen 
Sicherheitsinteressen“ die „Aufrecht­
erhaltung des freien Welthandels und 
der ungehinderte Zugang zu Märkten 
und Rohstoffen in aller Welt“?

„Trotz prinzipieller Übereinstim­
mung werden sich die deutschen Inter­
essen nicht in jedem Einzelfall mit den 
Interessen der Verbündeten und anderen 
Partner decken. Die nationale Interes­
senlage ist daher auch Ausgangspunkt 
der Sicherheitspolitik eines souxeränen 
Staates.**4

„Unser Land besitzt aufgrund seiner 
politischen und wirtschaftlichen Pxeni 
eine Schlüsselrolle für die Fortentwick­
lung der europäischen Strukturen. Ohne 
Deutschland ist es unmöglich, die ost­
europäischen Völker zu integrieren.“5
1) Die folgenden Fakten und Zitate sttCTO 
wesentlichen aus einem Beitrag von Rcs»--- 
Czollek. Estnische Phosphate im Griff de? 5G 
Farbenindustrie AG, aus dem Jahrbocb für 
Schaftsgeschichte, Berlin / DDR. 1967, S. 3?! ff
2) Diese Prognose sollte sich nicht
ten. Gemeinsam mit den anderen Vöötm de 
Sowjetunion wurden Bergbau und bfccr* 
nach dem Krieg in der Estnischen SSR 
aufgebaut.
3) ..Verteidigungspolitische Richtlitcen**S>
4) ebd. S. 3.
5) cbd.S.9f.
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„Aktion Abrechnung“ — 
ein Augenzeugenbericht

Internationale Umschau

tertnd die PLO und Israel über ein 
Qr^rdlagenabkommen, das erste Schrit- 
v Ür (ine friedliche Lösung ermögli­
ch# soll. noch verhandeln, erreichte 
& der folgende Bericht über die israeli- 

Aggression im Südlibanon Ende 
J£fAnfang August diesen Jahres.
~ (iisPtiOgriinden gekürzt)

M« der „Aktion Abrechnung“ wollte 
j Israel mit dem Widerstand im Libanon, 

tisptsächlich mit Hisbollah, abrechnen. 
Poch es wurde ein Feldzug gegen die li- 
brxsische und palästinensische Bevöl­
kerung im Südlibanon und in der westli- 

j eben Bekaa-Ebenc. Der Generalstabs- 
ebef der israelischen Armee kündigte 
- jirend der Aktion an, daß 50 Dörfer 
Jem Erdboden gleichgcmacht werden 
s<4kn und Ministerpräsident Rabin er- 

; klärte, daß die südlibanesische Bevölke­
rung nach Beirut vertrieben werden soll.

I Beides haben sie wahrgemacht. 78 Dör- 
Ifer und Städte wurden bombardiert, da­

bei 30000 Häuser getroffen, davon 
10000 unbewohnbar gemacht. 300000 

i Menschen flohen vor den israelischen 
Angriffen. 160 Menschen wurden getö- 

i tet, über 500 verletzt. 1250 Luftangriffe 
wurden gezählt.

j Wie jedes Jahr, verbrachten wir auch 
diesen Sommer im Geburtsland meines 
Mannes, dem Libanon, im Dorf Aitit. 
Aitit liegt in der UN-Sicherheitszone im 
Süden des Landes in der Nähe von 

' Tyros. Am Morgen des 25. Juli waren 
wir gerade in der Küche, ich fütterte 

| mein Baby, als wir ein paar starke Ex­
plosionen hörten, nur wenige hundert 
Meter von unserem Haus entfernt. Zu- 

I erst dachten wir, es würden Felsen weg­
gesprengt. Es krachte wieder und wie- 
der. Langsam begriffen wir, daß dies 

1 keine Felssprengungen sind, sondern 
daß die Israelis bombardierten.

Die Angst kriecht in uns hoch. Das 
Herz fängt an wie wild zu klopfen. Bei 
jedem Knall meint man, das Herz 
swingt gleich aus dem Hals heraus. Was 

jcvi’en wir tun ? Weg fahren oder dablei- 
ben? \s\ sicherer? Tm Auto ist es 
jetzt sehr gefählich. Man weiß nicht, wo 
die nächsten Raketen einschlagen wer­
den. Im Hause bleiben ? Auch das bietet 

j keine Sicherheit, die Häuser im Libanon 
sind nicht unterkellert. Also am besten 
wegfahren. Im Auto stellt sich uns die 
nächste Frage: wohin fahren? Welche 
Straße ist im Moment am sichersten? Es 
ist ein Lotteriespiel mit dem Leben.

Wir nehmen die Straße, auf der die 
meisten Autos aus dem Dorf wegrasen. 

' Wir fahren erst mal zu einer anderen 
I Schwester meines Mannes, ins Pälästi- 

nenserlager Bourj Chemali, ca. 5 km 
i nördlich. Ich wundere mich, warum uns 
; so viele Autos in rasender Fahrt entge- 
'■ genkommen und frage meine Schwäge- 
i rin. Sie erklärt, sie kämen alle, um ihre 
| Familien aus Aitit herauszuholen.

Bis wir endlich ankommen, sitzen wir 
! wie auf heißen Kohlen. Dann sind wir 

etwas erleichtert, die Fahrt überstanden 
zu haben. Als erstes wird ein Radio be­
sorgt, um Nachrichten zu hören, um 
überhaupt mal zu wissen, was los ist. Sie 
sagen noch nicht viel, außer daß Israel 
einige Dörfer im Südlibanon bombardie-

I re’
Und immer wieder fliegen israelische 

I Flugzeuge Scheinangriffe, durchbre­
chen ständig die Schallmauer und jagen 
damit durch die gewaltigen Knalls jedem 

i einen riesigen Schrecken ein. Meine 
jährige Tochter kommt jedesmal ange- 

I rannt und klammert sich an mich. Ihr 
Herz klopft wie wild und sie ist käse- 

* bleich. Die Angst steht ihr ins Gesicht 
geschrieben. Mein sechs Monate altes 

I Baby schrickt auch jedesmal zusammen 
oder wacht aus dem Schlaf auf, wenn die 
Rugzeuge die Schallmauer durchbre­
chen. Auch meine Neffen und Nichten, 
die das schon öfter erlebt haben, bekom- 

’ men jedesmal große Angst und rennen 
!mmer in das hintere Zimmer der Woh-

■ ®ng. Das Radio läuft ständig, um die 
r-uesten Nachrichten zu hören. Die 
Bombardierungen dauern den ganzen 
Tag über an, so daß wir uns entschlie­
ßt, die Nacht über hier zu verbringen, 

es hier noch etwas sicherer ist, als 
• a Aitit. Wir sind insgesamt 17 Perso- 
{ cen. darunter 11 Kinder. Die drei Zim­

mer werden in der Nacht mit Matratzen 
^sgelegt und wir versuchen zu schla­
fen. Doch die Angst läßt uns lange nicht 
tinschlafen und wenn einen der Schlaf 
dxh übermannt hat, reißt einen kurz 
^muf wieder ein Flugzeug oder Bom­

ben- oder Raketeneinschläge wieder aus 
dem Schlaf heraus.

Am nächsten Tag dehnen die Israelis 
die Bombardierungen immer weiter 
nach Norden aus. Wir hören alles nun 
noch lauter. Die Nervosität steigt, das 
flaue Gefühl im Magen wird stärker. 
Das Essen will nicht mehr hinunterrut- 
schen, es bleibt einem wie ein Kloß im 
Halse stecken. Man stellt sich immer 
wieder die Frage, wie lange noch, wird 
auch hier bombardiert werden, wohin 
dann, hoffentlich überleben wir alle ...

Die nächste Nacht ist auch nicht bes-, 
ser als die vergangene. Wir finden kaum 
Schlaf. Am nächsten Tag dehnen die 
Israelis ihre Angriffe immer weiter aus. 
Die Angst davor, der fehlende Schlaf 
und die Anspannung der letzten Tage 
zermürben uns immer mehr. Die Tränen 
fließen immer häufiger. Wir be­
schließen, weiter in den Norden zu fah­
ren. Wir haben wieder große Angst vor 
der Fahrt. Im Auto fühlt man sich viel 
ungeschützter, als im Haus. Kaum sind 
wir losgefahren, durchbrechen israeli­
sche Flugzeuge über uns bereits wieder 
die Schallmauer. Alle versuchen, aus 
dem Süden zu flüchten. Alles, was Rä­
der hat, ist unterwegs. Selbst mit Trak­
toren und Lastwagen wird geflüchtet. 
Die einspurige Straße wird z.T. 3-, 4- 
und 5-spurig befahren, wo dies möglich 
ist. Das Verkehrschaos ist perfekt. Jedes 
Auto ist vollgestopft mit Menschen. 
Viele haben Matratzen im Kofferraum 
oder auf dem Dach geladen. Nachdem 
wir nach mehreren Stunden erst 20 km 
weiter sind, beschließen wir, von der 
Küstenstraße abzubiegen und zu einem 
Freund meines Mannes zu fahren. Doch 
auch hier hören wir Tag und Nacht die 
Bombardierungen der Israelis auf 
Nabatije, auf die Palästinenserlager bei 
Sidon und auf das Gebiet östlich von 
Sidon (Apfelanbaugebiet). Wir hören in 
den Nachrichten, daß Israel mittlerweile 
80 Dörfer im Südlibanon und in der 
westlichen Bekaa-Ebene bombardiert 

und sie bedrohen immer größere Gebiete 
im Libanon.

Am nächsten Tag beschließen wir des­
halb, in die Berge zu flüchten. Wieder 
müssen wir uns überwinden, ins Auto zu 
steigen. Auf dem Meer sehen wir die is­
raelischen Kriegsschiffe fahren, die 
ständig ihre schweren Bomben auf das 
Gebiet östlich von Sidon schießen. Als 
wir dann in die Berge abbiegen, löst sich 
langsam die Anspannung und man hat 
das Gefühl, ganz leicht zu werden. Die 
Zimmersuche gestaltet sich noch etwas 
schwierig, da jedes Hotel, jede Woh­
nung bereits mit Flüchtlingen belegt ist. 
Erst abends gegen 22.00 Uhr finden wir 
dann etwas. Wir sind froh, daß wir in 
Sicherheit sind, aber wir machen uns 
große Sorgen um die Verwandten und 
Freunde, die noch im Süden geblieben 
sind und um die weitere Entwicklung. 
Die Israelis sind unberechenbar und wir 
haben Angst, daß sie ihre Angriffe im­
mer weiter ausdehnen. Wir haben 
Angst, daß der Flughafen geschlossen 
wird und wir nicht mehr aus dem Liba­
non herauskommen. Mein Mann ist täg­
lich unterwegs, um Nachrichten über 
seine Verwandten zu bekommen. Er 
fahrt nach Beirut und in den Süden, um 
etwas über sie zu erfahren. Sieben Tage 
nach Beginn der Bombardierungen wird 
ein Waffenstillstand vereinbart. Wir 
warten zunächst noch ab, ob er auch ein­
gehalten wird. Dann kehren wir noch­
mals in unser Dorf zurück.

Was wir hier sehen, ist schrecklich. 
Hundert Häuser im Dorf sind getroffen 
worden, davon 40 so zerstört, daß sie 
unbewohnbar sind. Die Dorfmitte ist 
völlig kaputtgebombt. Die Strom- und 
Wasserversorgung, sowie die Telefon­
leitungen sind zerstört. Die zwei einzi­
gen Verteilermasten im Dorf sind ge­
troffen worden. Mit Kanonen aus Israel, 
mit Flugzeugen und Schiffen wurden 
ungefähr 450 Bomben und Raketen auf 
Aitit abgeschossen. Hisbollah-Stellun- 
gen hat es in Aitit nie gegeben. Am 6. 
August hören wir dann wieder, wie um­
liegende Dörfer bombardiert werden. 
Wir sind, wie die meisten anderen Be­
wohner, wieder geflüchtet. Für uns wa­
ren es zwei schreckliche Wochen. Die 
Menschen dort leben seit Jahrzehnten 
unter solchen Bedingungen. Und für sie 
ist die Angst immer noch nicht vorbei. 
Täglich müssen sie mit neuen Angriffen 
rechnen. Israel ist unberechenbar und 
grausam. Das hat dieser Krieg wieder 
einmal gezeigt. — (ch)

Auch in Belgien nehmen faschistische Gewalttaten gegen Ausländer und Füchtlinge 
zu. Am 16. August explodierten in einem von Sikhs bewohnten Haus in der Stadt 
Sint-Truiden in der Region Limburg drei Brandbomben. Die mehr als 20 Bewohner 
des Hauses entkamen unverletzt. Noch am selben Tag demonstrierten zwischen 400 
und 500 Menschen, insbesondere Jugendliche, in der Stadt gegen Faschismus und 
Rassismus. (Bild) Sprecher der Sikhs bedankten sich bei den Demonstranten und 
erklärten, sie würden der faschistischen Gewalt nicht weichen. — (rül, Bild: Solidair)

Ungarn: Rehabilitierung 
des Faschisten Horthy
„Mehrere zehntausend Menschen,“ so 
die Zeitung Die Welt, sollen der Beiset­
zung des früheren ungarischen Faschi­
sten Horthy im „Familiengrab“ im un­
garischen Dorf Kenderes zugeschaut 
haben. Horthy zerschlug 1919 mit bluti­
ger Gewalt die ungarische Räterepublik 
und regierte das Land bis 1944 als fa­
schistischer und antisemitischer Dikta­
tor, der u.a. auch am faschstischen An­
griff auf die Sowjetunion teilnahm. 1957 
war Horthy in Portugal gestorben und 
dort auch beerdigt worden. Jetzt be­
zeichnet der ungarische Regierungschef 
Antali ihn als „Patriot“, der Innen- und 
Verteidigungsminister nahmen „privat“ 
an der Beisetzung teil. In Budapest de­
monstrierten 10000 Menschen gegen 
die Rehabilitierung des Regime Hor- 
thy’s. — (rül)

Der Papst auf Schafe-Fang 
im Baltikum
Einen Tag nach dem Abzug der letzten 
russischen Truppen aus dem nun „frei­
en“ Litauen traf der Papst am 4.9. zu 
Besuch ein. Litauen ist erste Station sei­
ner Reise durchs Baltikum. In Litauen 
will der Papst u.a. versuchen, die Rück­
gabe früheren „kirchlichen Besitzes“ zu 
beschleunigen. „Höhepunkt“ des Litau­
en-Besuchs soll eine Messe in Siauliai 
sein. Siauliai war 1236 Ort einer be­
rühmten Schlacht der Litauer gegen den 
„Schwertbrüderorden“. Die Tradition 
der gewaltsamen „Christianisierung“ 
und Kolonisierung des Baltikums soll 
lebendig bleiben. — (rül)

Indonesien: Polizei verhin­
dert Gewerkschaftskongreß
Der Internationale Metallarbeiterbund 
(IMB) hat neue Beispiele für die anhal­
tenden Repressionen des indonesischen 
Regimes gegen die Gewerkschaften ent­
hüllt. In einer Presseerklärung vom 27. 
August heißt es, die Polizei habe den 
Kongreß des Gewerkschaftsbundes „Se- 
rikat Buruh Sejahtera Indonesia“ (SBSI) 
nach 40 Minuten wieder aufgelöst. „Der 
SBSI wurde 1992 als Antwort auf die 
zunehmenden Forderungen der Arbeit­
nehmer nach gerechten Einkommen und 
Arbeitsbedingungen im expandierenden 
Industriesektor der indonesischen 
Volkswirtschaft gegründet. 1992 waren 
im Land 251 offizielle Streiks ausgebro­
chen, verglichen mit nur 19 drei Jahre 
zuvor. Die Regierung kontrolliert die 
Kandidaturen von Funktionären dieser 
regierungstreuen Gewerkschaft, die 
nicht vom IBFG anerkannt ist.

Der IMB ist ebenfalls besorgt über die 
Unfähigkeit der Behörden, den Mord an 
einer 25-jährigen Gewerkschafterin, 
Marsinah, aufzuklären. Früher in die­
sem Jahr war sie zusammen mit ihren 
Kollegen an einem Lohnkampf in einer 
Uhrenfabrik in Sidoarjo, Ostjava, betei­
ligt gewesen. Sie wurde in das örtliche 
Militärhauptquartier gerufen und da­
nach nicht mehr lebend gesehen. Einige 
Tage später wurde ihre Leiche in einem 
Reisfeld gefunden. Sie war vor ihrer 
Ermordung sexuell brutal mißbraucht 
worden.“ — (rül)

Kurdische Abgeordnete 
in Batman ermordet!
Der kurdische Abgeordnete Mehmet 
Sincar, Abgeordneter der Partei DEP im 
türkischen Parlament, und der örtliche 
DEP-Vertreter Metin Özdemir für Bat­
man, wurden am 4. September in der 
kurdischen Stadt Batman ermordet. Bei 
dem Angriff auf die Politiker wurde der 
Abgeordnete für Batman, Nizamettin 
Toguc, sowie drei weitere Mitglieder 
der Partei DEP verwundet. Der Täter ist 
angeblich flüchtig. Die ERNK-Europa- 
organisation verurteilte in einer Presse­
erklärung diese neuerlichen Morde 
durch von den türkischen Sicherheitsor­
ganen gesteuerte Mordkommandos 
scharf: „Diese Morde sind offensicht­
lich das Werk der Polizei. Die Abgeord­
neten und ihre Kollegen wurden wäh­
rend ihres Besuchs in Batman ständig 
von der Polizei verfolgt, die übliche Pra­
xis, wenn Abgeordnete der DEP ihre 
Wahlkreise in Kurdistan im Südosten 
der Türkei besuchen. Diese Morde wur­
den organisiert durch den Regionalgou- 
vemeur Ünal Erkan ... Verantwortlich 
für diese Morde sind jedoch Präsident 
Suleiman Demirel und Premierministe­
rin Tansu Ciller. Bei der Eröffnung des 
Parlaments beschuldigte Demirel die 
„Unterstützer des Terrorismus“, sie 
seien „Mörder“. Diese Bemerkungen 
richteten sich gegen die 18 Abgeordne­
ten der DEP im Parlament und gaben so 
grünes Licht für die Mordkommandos 
der Sicherheitsorgane. In naher Zukunft 
will Premierministerin Tansu Ciller 
nach Europa reisen. Wir rufen alle euro­
päischen Regierungen auf, diese Besu­
che dieser Repräsentantin eines terrori­
stischen Staates abzusagen. Wir rufen 
alle demokratischen Organisationen auf, 
bei der türkischen Regierung zu pro­
testieren. Das kurdische Volk wird diese 
Morde nicht unbeantwortet lassen. 
Wenn sich der türkische Staat nicht an 
die Regeln hält, dann muß er dafür den 
Preis zahlen.“ — (rül)

Am 25. August protestierten in Antwerpen mehrere hundert Werftarbeiter gegen die 
drohende Schließung der Reparaturwerft „Antwerp Shiprepair“. Sie besetzten 
mehrere Kreuzungen und Brücken und blockierten so den Verkehr. Ein Galgen, der 
den niederländischen Eigner symbolisierte, wurde verbrannt. 570 Lohnabhängige 
sind derzeit noch auf der Werft beschäftigt. Die Gewerkschaft will versuchen, durch 
die Zustimmung zu Lohnsenkungen und Entlassungen eine Fortführung der Werft zu 
erreichen.— (rül, Bild:Splidair)

Kanada vor Neuwahlen 
Premier Kim Campbell 
Seit 25. Juni amtiert in Kanada die neue 
Premierministerin Kim Campbell. Sie 
hat Brian Mulroney abgelöst, ohne daß 
neue Wahlen stattfanden; der übliche 
Weg geht hier über den Parteitag, wo 
eine Neuwahl der Parteichefposition 
stattfindet, die dann auch zur Übertra­
gung des Regierungsamts durch die Par­
lamentsfraktion fuhrt. Mulroney war im 
Frühjahr zurückgetreten (vgl. PB vom 
5.4.93), als seine Popularität extrem 
niedrig stand, und die Progressiv-Kon­
servative Partei erhofft sich von der 
Neubesetzung an der Spitze genügend 
Auf- und Rückenwind, um bei den im 
Herbst anstehenden Neuwahlen den Re­
gierungsauftrag erneuert zu bekommen.

Kim Campbeils Weg zum Amt war 
kurz und steil; sie hat nach Tätigkeiten 
als Politologin und Juristin erst fünf Jah­
re Praxis in der Bundespolitik. Abgeord­
nete seit 1988, hatte Mulroney sie gleich 

. 1989 zur Ministerin ernannt, zunächst 
im Indianerministerium, ein Jahr später 
im Justizressort, Ende letzten Jahres 
schließlich als Verteidigungsministerin. 
Als Justizministerin setzte sie sich für 
schärfere Gesetze gegen Vergewalti­
gung und Restriktionen für Waffenbe­
sitz ein. Sie gilt als keck, ehrgeizig und 
relativ offen in ihren Äußerungen. Oft 
zitiert wird ihr Spruch über einen frühe­
ren Parteikollegen, Charisma ohne Sub­
stanz sei gefährlich. Sie wurde vor 46 
Jahren in British Columbia geboren und 
ist damit die erste Amtsinhaberin aus 
dem kanadischen Westen — fast alle ka­
nadischen Premiers kamen bisher aus 
Quöbec.

Sie kandidiert gegen die Liberalen, 
denen gute Chancen eingeräumt wer­
den; die sozialdemokratische NDP gilt 
als aussichtslos. Die Parteienlandschaft 
umfaßt ferner den auf Bundesebene ope­
rierenden Bloc queböcois und in den 
Westprovinzen die von der Neuen Zür­
cher Zeitung als „extrem konservativ“ 
beurteilte Reformpartei. Der Wahlaus­
gang gilt bisher als offen, denn es ist 
noch nicht abzusehen, wie sich diese 
Parteienzergliederung auf die stärksten 
Parteien auswirkt. Diese Zergliederung 
scheint ein Ausdruck der fortschreiten­
den Binnendifferenzierung zwischen 
den Provinzen und Regionen zu sein, die 
es für die Parteien immer schwieriger 
macht, auf Bundesebene einen gemein­
samen Nenner zu formulieren, der ideo­
logiebildend und tragfähig ist. — (mit)

Die Türkei droht Armenien 
mit Militärintervention
Die türkische Regierungschefin Ciller 
hat der Regierung Armeniens mit einer 
militärischen Intervention gedroht, falls 
armenische Truppen die aserbeidschani- 
sche „Enklave“ Nachitschewan an der 
Grenze zur Türkei angreifen. Als Vor­
wand soll ein Grenzabkommen herhal­
ten, daß die Sowjetunion 1921 mit der 
damaligen türkischen Republik ge­
schlossen hatte. Danach sei die Türkei 
„Garantiemacht“ für Nachitschewan, 
so Ciller. Die türkische Regierung sucht 
in den Konflikten im Kaukasus das 
Bündnis mit der aserbeidschanischen 
Regierung, angeblich, weil die Aser- 
beidschaner „Türken“ seien und islami­
schen Glaubens wie die Türken, in 
Wirklichkeit, um an die reichen Ölquel­
len rund um Baku heranzukommen. 
— (rül)
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Innenminister hält hin 
Ausweisung droht
Köln. Das Ausländeramt Köln hat über 
70 ausländischen Jugendlichen mitge­
teilt, daß ihre Aufenthaltserlaubnis aus­
läuft und sie mit ihrer Ausweisung rech­
nen müssen.

Diese Jugendlichen leben in nach 
deutschem Ausländerrecht nicht voll­
ständigen Familien, d. h. entweder leben 
sie nur bei Vater oder Mutter und das 
andere Elternteil lebt im Ausland oder 
sie leben bei anderen Verwandten.

Alle Jugendlichen befinden sich in 
Ausbildung, sie gehen zur Schule bzw. 
sind in einer Berufsausbildung. Auswei­
sung und Abschiebung zum jetzigen 
Zeitpunkt würde also auf jeden Fall be­
deuten, daß sie ihre Ausbildung abbre­
chen müßten. Ein Aktionsbündnis aus 
GEW und betroffenen Verwandten, an­
deren Eltern und vielen Schülerinnen 
und Schülern hat tausende Unterschrif­
ten in der Stadt gegen die Abschiebun­
gen gesammelt.

Doch bis jetzt hat die Ausländerbe­
hörde ihren Standpunkt nicht geändert, 
obwohl der nordrhein-westfälische In­
nenminister Schnoor zumindest eine 
Möglichkeit für die Ausländerbehörden 
eröffnet hat, die Abschiebungen zu ver­
meiden. In einem Rundschreiben an die 

. Regierungspräsidenten des Landes weist 
er die Ausländerbehörden zwar nicht an, 
die Aufenthaltsgenehmigungen zu ver­

Achtung Bürger- 
RECHTS bewegung
München. Die Vorsitzenden der Münch­
ner GRÜNEN, Theresa Schopperund 
Christian Waggershauser, warnen vor 
der „Bürgerrechtsbewegung Solidari­
tät die zur O B-Wahl antritt. Diese 
Gruppierung hat mit Bürgerrechten so 
viel zu tun wie der Teufel mit Weih­
wasser. Im folgenden eine Stellung­
nahme der GRÜNEN aus München.

Es handelt sich um eine sektenartige Par­
tei, die eindeutig im rechtsextremen 
Spektrum einzuordnen ist. Mit dem 
Namenklau „Bürgerrechtsbewegung“ 
versucht die Polit-Sekte, sich ein demo­
kratisches Mäntelchen zu verpassen. 
Wie wenig sie tatsächlich mit Bürger­
rechten zu tun hat, offenbart ein Blick in 
Broschüren, die auf Wahlkampf-Ti­
schen herumliegen. Da findet sich zum 
Beispiel die Forderung nach „Einsatz 
nachrichtendienstlicher Methoden“ zur 
Bekämpfung der organisierten Krimina­
lität. Die Rede ist außerdem von der 
„wehrhaften Demokratie“, vom „of­
fenkundigen militärischen Nutzen“ des 
amerikanischen Rüstungsprogramms 
SDI, von „Kindesmord“ und „Gesetz 
zur Fristentötung“, von „unprodukti­
ven ABM-Maßnahmen“ und vom Auf­
trag der deutschen Verfassung, „auch 
mit militärischen Mitteln Schaden vom 
deutschen Volk abzuwenden, wo immer 
und von wem immer die existenziellen 
Sicherheitsinteressen real bedroht wer­
den“. Als Beleg dafür, wie hirnver­
brannt die BürgerRECHTSbewegung 
argumentiert, ihre Lösung der Flücht­
lingsproblematik: „Es gibt nur einen 
einzigen Ausweg ( ...): die umgehende 
Verwirklichung des eurasischen Ent­
wicklungsprogramms, das Lyndon La- 
Rouche unter dem Namen »Produktives 
Dreieck Paris-Berlin-Wien* vorgeschla­
gen hat. Es umfaßt unter anderem Groß­
projekte wie Hochgeschwindigkeitstras­
sen für den Güter- und Personenver­
kehr, wobei die Magnetbahn besonders 
wichtig ist, moderne Kraftwerke vom 
Typ HTR, Ausbau der Wasserwege und 
des Kommunikationsnetzes sowie den 
Bau neuer Städte.“

Nach Recherchen der GRÜNEN ge­
hört die „Bürgerrechtsbewegung Soli­
darität“ zum Organisationsnetz des 
Lyndon La Rouche, der zur Zeit wegen 
Steuerhinterziehung eine langjährige 
Haftstrafe in den USA verbüßt. Die Ehe­
frau des Herrn LaRouche, Helga Zepp- 
LaRouche, ist auf Wahlplakaten in Mün­
chen als Bundesvorsitzende der „Bür­
gerrechtsbewegung Solidarität“ abge­
bildet. Zuvor war Helga Zepp-LaRou- 
che Vorsitzende der inzwischen aufge­
lösten „Europäischen Arbeiterpartei“ 
(EAP) sowie der 1985 gegründeten 
„Patrioten für Deutschland“ und des 
„Schiller-Instituts“.

längern, weist aber darauf hin, daß die 
Ämter die Möglichkeit haben, abzuwä­
gen.

Das Ausländergesetz legt nicht fest, 
bei welchem Elternteil die Kinder leben 
müssen. Sie können in der BRD oder im 
Ausland leben, eine Aufenthaltsgeneh­
migung soll erteilt werden, wenn es für 
das Wohl des Kindes am besten ist. Die 
Aufenthaltsgenehmigung ist davon ab­
hängig, bei welchem Eltemteil das Kind 
bis jetzt gelebt hat und ob und wie lange 
das Kind in der BRD lebt.

Schwieriger ist der Fall, wenn Kinder 
bei anderen Verwandten leben, denn 
nach dem Ausländergesetz sollen Kinder 
grundsätzlich nur bei ihren Eltern leben 
dürfen. Aber auch dann ist es möglich, 
daß die Ausländerbehörden Härtefälle 
anerkennen und eine Aufenthaltserlaub­
nis gewähren, denn die Anerkennung 
von Härtefällen ist ermessensabhängig.

Damit weist Innenminister Schnoor 
den Ausländerbehörden in Nordrhein- 
Westfalen den Schwarzen Peter zu, zu­
mal er in seinem Rundschreiben aus­
drücklich darauf hinweist, daß diese Re­
gelungen nur gelten, solange die neuen 
,, Al lgemeinen Verwaltungsvorsch ri f- 
ten“ vom Bundesinnenministerium 
nicht vorliegen. Bisher gelten vorläufige 
Anwendungsvorschriften von 1990. 
— (uld)

In einer Dokumentation des Deut­
schen Bundestages über die EAP aus 
dem Jahr 1984 heißt es unter anderem: 
„Typische Merkmale wie das Bewußt­
sein, einer auserwählten Minderheit an­
zugehören, die im Besitz einer exklusi­
ven Wahrheit und aufgrund dessen ver­
folgt ist, lassen die EAP eher als eine 
Sekte denn als politische Partei erschei­
nen.“ Weiter heißt es, daß Lyndon La­
Rouche Chef eines privaten internatio­
nalen politischen Nachrichtendienstes 
sei, der Dossiers über politisch linke 
bzw. oppositionelle Gruppierungen an 
das FBI, Untemehmungsleitungen so­
wie den südafrikanischen und iranischen 
Geheimdienst weitergegeben habe. Be­
ziehungen bestünden auch zum Ku- 
Klux-Klan und zur amerikansichen 
Nazi-Partei.

Nach einer anderen Studie betreibt die 
LaRouche-Organisation auch antise­
mitische Kampagnen. Nach LaRouche 
steht der internationale Drogenhandel 
unter Kontrolle einer jüdischen Banken­
lobby. Die heutige Bundesvorsitzende 
der „Bürgerrechtsbewegung Solidari­
tät“ in der Zeitschrift „Neue Solidari­
tät“ : „Während in den USA niemand 
auch nur die geringsten Illusionen über 
die Macht der zionistischen Lobby über 
die vor allem gegenwärtige Administra­
tion hegt, ist der Einfluß einer verdeckt 
operierenden zionistischen Lobby in der 
Bundesrepublik bisher nur wenigen ein- 
geweihten politischen Persönlichkeiten 
bekannt, nicht aber der breiten Bevölke­
rung. Und deswegen müssen wir den 
scheinheiligen ' Holocaust-Schwindel 
zum Anlaß nehmen, um diese ausländi­
schen Agenten auffliegen zu lassen.“

Eine Kostprobe des nach Analyse des 
Internationalen ’ Gewerkschaftsbundes 
„faschistischen Sprachgebrauches“ der 
LaRouche-Organisation lieferte die 
EAP 1985 auch in München: Am 28.1. 
1985 informierte das Polizeipräsidium 
München die Bundestagsfraktion der 
GRÜNEN über den Text eines Plakates, 
das eine Anhängerin der EAP in der 
Münchner Innenstadt getragen hatte:

„Besser dicke Schwarze auf Trakto­
ren in Afrika als schmutzige Grüne im 
Parlament!“

Die rechtsautoritäre Sekte von Helga 
Zepp-LaRouche und Elke Fimmen muß 
in München in die Wüste geschickt wer­
den, damit sie andernorts gar nicht erst 
antritt!

Hamburger Knaste 
überfällt
Hamburg. Bereits seit einiger Zeit 
nimmt die Überbelegung in den Ham­
burger Knästen immer drastischere For­
men an. Wie immer wird auch diesmal 
das Problem auf dem Rücken der Gefan­
genen „gelöst“. So werden etwa in 
Fuhlsbüttel — allein hier „fehlen“ 120 
Plätze — Gefangene zu zweit auf einer 
Einzelzelle untergebracht. Zwei Men­
schen auf ca. 7 qm — rund um die Uhr, 
einschließlich Essen, Schlafen und Klo. 
Die Knastleitung hat inzwischen eine Li­
ste erstellt, auf welche Zellen demnächst 
„zusätzliche“ Gefangene gelegt werden 
sollen — ganz vorn finden sich Gefange­
ne, die in den Genuß von „Vollzugslok- 
kerungen“ kommen. Diese sollen so 
veranlaßt werden, ihre Verlegung in 
einen anderen Knast zu beantragen — 
auch eine Methode, Platz zu schaffen. 
— (jes,aus Lokalberichte Hamburg, gekürzt)

Schüler streiken gegen 
Gemeinderatsbeschluß
Karlsruhe. Im August letzten Jahres be­
schloß der Gemeinderat, die Schüler der 
Klassen sieben bis neun aus der Kimmel- 
mannschule — eine Schule für Lernbe­
hinderte — nach Mühlburg in die Voge­
senschule zu verlegen. Schon aus Anlaß 
der Beschlußfassung im Rathaus hatte es 
heftige Proteste vor allem der Eltern ge­
geben. Jetzt wurde zum Schuljahresbe­
ginn, dem Termin zur Umsetzung des 
Gemeinderatsbeschlusses, gestreikt. 
Die Busse nach Mühlburg fuhren ohne 
Schüler. Die Aktion richtete sich dage­
gen, daß der Verbund einer Schule für 
Lernbehinderte und Nichtbehinderte 
auseinandergerissen wird. Die Eltern 
und Schüler fordern, daß die Schule er­
halten wird und kritisieren auch, daß

Protest gegen rassistische Wahlspots 
von DVU, Republikanern und NL -
Hamburg. In diesem Bürgerschafts­
wahlkampf sind die Wahlspots der fa­
schistischen Parteien umkämpft wie sel­
ten zuvor.

Wie berichtet, haben die Gerichte der 
DVU mit der Begründung, ihr Einzug in 
die Bürgerschaft sei wahrscheinlich, 
drei statt zwei Spots im NDR verschafft.

SPD und CDU, die das Gerichtsurteil 
zugunsten der DVU scheinheilig schel­
ten, täuschen vor, gegen das Ausstrah­
len der Wahlkampfspots von DVU, Re­
publikanern und NL nichts unternehmen 
zu können. Tatsächlich könnten sie, 
wenn sie wollten. Bereits vor zwei Mo­
naten hat sich der NDR-Intendant und 
ARD-Vorsitzende Jobst Plog dafür aus­
gesprochen, den Staatsvertrag zu ändern 
und die Rundfunk- und Fernsehanstalten 
von der Verpflichtung zu entbinden, 
Wahlkampfspots für die zugelassenen 
Parteien zu senden. Es sei, so Plog, „un­
erträglich, daß wir gezwungen werden, 
Parteien-Wahlwerbespots mit unver­
kennbar ausländerfeindlichem Inhalt 
auszustrahlen“. Aber auch diese an sich 
unterstützenswerte Initiative bleibt 
scheinheilig. Denn der NDR weigert 
sich, die Disziplinarmaßnahmen gegen 
die Rundfunkassistentin Astrid Dieck­
mann-Schrader zurückzunehmen, die 
sich 1991 geweigert hatte, bei der Aus­
strahlung eines REP-Spots mitzuwir­
ken. Und er droht den NDR-Beschäftig- 
ten mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen 
bis hin zur fristlosen Kündigung, die 

durch den Umzug die Schüler nun lange 
auf den Bus warten und diese Zeit auf 
der Straße zubringen müssen. Schul­
amtsdirektor Schreckensberger hat den 
Eltern gedroht, die Aktion sei unrecht­
mäßig. Die Eltern haben beschlossen, 
ihre Aktionenfortzusetzen. — (map)

REPs in Putzbrunn 
„ganz normal“?
München. Der nächste Landesparteitag 
der Republikaner wird voraussichtlich 
am 11. oder 12.9. im großen Saal des 
Bürgerhauses von Putzbrunn stattfin­
den. Gedeichselt haben die Raumzusage 
der Republikaner Klaus Ortmeier, Mit­
glied im Ottobrunner Gemeinderat, die 
Putzbrunner Kreisräte Herbert Fischer 
(FWG) und Albert Tomasini (CSU). 
Der Putzbrunner Bürgermeister Fischer 
hatte offenbar keine grundsätzlichen 
Bedenken gegen eine Vermietung. „Die 
Republikaner sind eine ganz normale 
Partei“, glaubt er. Der Gemeinderat 
segnete mit 14:3 Stimmen ab. Allein die 
Putzbrunner SPD äußerte Bedenken, 
den Saal im Bürgerhaus zur Verfügung 
zu stellen. — (dil)

Freisetzen 
für die Bundeswehr?
Heidenheim. Die auf der Schwäbischen 
Alb beheimatete Firma Voith will Perso­
nal abbauen. Da sich die Geschäftslei­
tung aber dem „sozialen Gedanken“ 
verpflichtet fühlt, offeriert sie allen Mit­
arbeitern bis 25 Jahren gleich einen neu­
en Arbeitsplatz — bei der Bundeswehr: 
„Wir befinden uns in einer wirtschaft­
lich schwierigen Situation. Aus internen 
Bekanntmachungen wissen Sie, daß wir 
unter anderem unseren Personalbestand 
dem rückläufigen Auftragseingang an­
passen ... Bei diesen Maßnahmen 

sich heuer weigern, mitzuwirken. Indes 
haben 450 Beschäftigte des NRD mit 
einer Unterschriftenaktion erklärt, daß 
sie die Mitarbeit bei der Verbreitung 
rassistischer Propaganda ablehnen. 150 
Menschen demonstrierten am 30. Au­
gust vor dem NDR-Gebäude: „Nazis 
abschalten statt Kollegin abmahnen!“ 
IG Medien, GEW und DPG Hamburg 
mobilisieren für den 13.9. zu einer Ver­
anstaltung gegen rassistische Propagan­
da. — Wir drucken im folgenden Auszü­
ge aus der Rede ab, die Astrid Dieck­
mann-Schrader auf der Kundgebung am 
30.8. hielt. — (scc)

„Ob im Fernsehen oder Radio — öf­
fentlich-rechtlich oder privat —, ob in 
Zeitungen, Büchern, Broschüren —, 
nirgends darf es Platz für Volksverhet­
zung geben. Und erst recht nicht dürfen 
Menschen in Rundfunkanstalten, Verla­
gen, in Druckereien, in Buchbindereien, 
bei der Post oder wo auch immer durch 
Arbeits- oder Staatsvertrag gezwungen 
werden, braune Soße zu verschütten. 
Mit Eurer Solidarität befindet Ihr Euch 
übrigens in guter Gesellschaft — mit 
Hamburgs Erstem Bürgermeister Hen­
nig Voscherau, der sich am Freitag öf­
fentlich mit mir solidarisiert hat. Ich 
weiß leider nicht, wie er das gemeint 
hat. Denn auf Wahlspots verzichtet hat 
er nicht.

Das aber ist Voraussetzung dafür, daß 
der § 15, mit dem die Rundfunkanstalten 

schreiben die gesetzlichen Bestimm^ 
gen eine soziale Auswahl wr. Im Kerc 
bedeutet dies, daß die an Lebensa!^ 
und Betriebszugehörigkeit jüngeren 
Mitarbeiter zuerst von möglichen Ent­
lassungen bedroht sind ... Möglicher­
weise überlegen Sie aufgrund der allge­
meinen Situation, ob Sie sich beruflich 
neu orientieren wollen. Eine Alternativ 
könnte der Beruf des Zeitsoldaten bei 
der Bundeswehr sein. Wie wir von der 
Bundeswehr in den letzten Tagen erfah­
ren haben, hat sie großen Bedarf an Zeh­
soldaten und startet deshalb eine Werbe­
kampagne. Wir greifen deshalb das An­
gebot der Bundeswehr auf, über das 
Thema , Zeitsoldat bei der Bundeswehr'
— die Bundeswehr als Arbeitgeber zu 
informieren.“ Der Betriebsrat der Fir­
ma Voith hat gegen dieses Vorgehen 
scharf protestiert und alle betroffenen 
Kollegen aufgefordert, sich auf dieses 
„Angebot“ nicht einzulassen.
— (aus: Fricdensblätter, Zeitschrift für die Frie­
densbewegung in Baden-Württemberg. September 
1993)

Hilfspolizisten für 
Abschiebungen gesucht 
Lüneburg. Die Verschärfung des Asyl­
rechts zeigt Auswirkungen. In kürzerer 
Zeit werden mehr Flüchtlinge abgescho­
ben. Die zentrale Ausländerbehörde ist 
unter den Flüchtlingen für ihre Nacht- 
und Nebelaktionen gefürchtet. Immer 
wieder wird berichtet, daß Menschen 
mitten in der Nacht von einem Rollkom­
mando aus dem Schlaf gerissen und 
weggebracht werden. Zur Erledigung 
dieser Maßnahmen hat die Bezirksregie­
rung mehrere Stellen ausgeschrieben. 
Das Lüneburger Arbeitsamt hat Arbeits­
lose aufgefordert, sich zu bewerben. 
Wer ablehnt, dem droht eine Sperrfrist.
— (ulb, aus nnz, gekürzt)

„Widerstand gegen die 
Kriegspolitik der BRD“
Karlsruhe. Nur 200 Leute beteiligten 

/ sich nach der DGB-Kundgebung an 
der Antikriegstagsdemonstration 
am 1. September, zu der eine statt­
liche Anzahl verschiedener soziali­
stischer, linker und antifaschisti­
scher Organisationen bis hin zu den 
Grünen und der Grünen Gemeinde­
ratsfraktion aufgerufen hatten. 
Großen Raum in der Demonstration 
nahm die Unterstützung des türki- I 
sehen Staatsterrors durch die BRD 
ein — fast die Hälfte der Demon­
strationsteilnehmer waren Kur­
dinnen und Kurden.
— (map)

zur Ausstrahlung verpflichtet werden, 
aus dem Staatsvertrag gestrichen wird, 
damit Faschisten nicht weiterhin demo­
kratisches Recht für sich in Anspruch 
nehmen können. Es ist, wie Friedrich 
Wilhelm Nietzsche sagt: „Unsere 
Pflichten — das sind die Rechte anderer 
auf uns.“ Die Parteien haben ein Recht 
auf den NDR als Werbeträger, und der 
NDR hat ein Recht auf seine Beschäftig­
ten als Pflichterfüller. (...) Die Politi- 
kerinnen und Politiker sollen aufhören, 
Zivilcourage immer nur zu fordern, son­
dern endlich endlich selbst Zeichen set­
zen. (...) Wie hoch muß die Zahl der 
Toten sein, damit den hehren Worten 
endlich Taten folgen? Je mehr Opfer zu 
beklagen sind, desto lauter werden die 
Rufe nach Zivilcourage. Die muß dann 
aber bequem sein, darf niemanden stö­
ren. Mit ’ner Kerze an die Alster, und 
wenn das Licht aus ist, gehen wir zufrie­
den nach Hause. Bloß nicht geltendes 
Recht, Gerichtsurteile ... in Frage stel­
len!

Dieses Verständnis von Demokrat. 
Rechtsprechung und Pflichterfüllung 
motiviert nicht, sondern macht die Men­
schen ängstlich. So erzieht man 
schleimige Duckmäuser. Wenn die Ra­
derungen nacli Zivilcourage ernst ge­
meint sind, wenn Sie, Herr Moscberm 
Ihre Solidarität beweisen wollen, dm 
machen Sie den .Anfang! (...) Verrch- 
ten Sie auf Sendezeit för Wihlverspft" 
chen, die doch nicht gehalten werden.*’
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Stuttgart. Während der Leichtathletik-WM prunkte auf dem Schloßplatz „Container- 
(Xf, ein Werk des Künstlers W. Flatz, gesponsert von Stuttgarter Firmen. Außen 
dürftig, innen prächtig, umrahmt von schwarzen und weißen Porsches, war es ein Ort 
ces Feierns für die Prominenz, gewöhnliche Leute blieben ausgesperrt. — (evc, Bild: rac)

Aktionstag gegen die DVU 
am 2.10.93 in Passau
Bissau. Am 27.8.93 wurde vom Bünd­
nis gegen die DVU ein Aufruf zu einem 
Aktionslag gegen die Versammlung der 
Deutschen Volksunion am 2.10. in Pas­
sau beschlossen. In diesem Aufruf heißt 
es u.a.: „Die DVU mobilisiert seit Jah­
ren erfolgreich Alt- und Nconazis und 
deren Sympathisantinnen aus dem ge­
samten rechten Lager der Bundesrepu­
blik Deutschland, Österreich, Südtirol 
und anderen europäischen Ländern. 
Zwar distanzierte sich die DVU bereits 
im Vorfeld ihres Bundesparteitags am 
14.8.93 in München aus taktischen 
Gründen von anderen Faschistinnen und 
deren Organisationen, trotzdem ändert 
sich nichts an ihrem Programm. Äuße­
rungen wie: ,Wir wehren uns dagegen, 
daß Deutschland zum Sozialamt der 
Welt wird.*, .Deutschland den Deut­
schen!’ oder ,Scheinasylanten raus* ver­
deutlichen dies. Gerade auch im Zu­
sammenhang mit dem verstärkten 
Rechtsruck in Deutschland ist die Be­
deutung der DVU . . . nicht zu unter­
stützen. Gerade Gruppierungen wie 
2s*DVU haben in den letzten Jahren das 

was nWwXevNeWe deutsche
Realität ist**. — (di\)

IG Chemie eröffnet 
das Tarifjahr 1994
Hannover. Die IG Chemie geht von 
..schwierigen Verhandlungen“ in der 
chemischen Industrie in den westlichen 
Tarifbezirken aus, wo ab November 
neue Tarifverträge abgeschlossen 
werden müssen. Laut ihrem Tarifexper- 
ten Terbrack werden von der IG Chemie 
Forderungen aus dem Untcrnehmcr- 

i lager nach Leermonaten und Öffnungs­

oder Härteklauseln abgelehnt. Ziel seien 
Verträge über 12 Monate, die minde­
stens die Preissteigerungsrate ausglei­
chen (also 4,3 %). Das werden die 
Chemiekonzerne verhindern wollen. 
Laut WSI beträgt die durchschnittliche 
Erhöhung der Tarifverdienste in 1993 
für bisher 14,2 Mill. Beschäftigte 3,8 
Prozent. — (mio)

VHS: Ist Geld der Schlüssel 
zur Bildung?
Hannover. Am Einschreibungstag für 
Kurse im Herbstsemester, wehrte sich 
die ÖTV-Betriebsgruppe der Volks­
hochschule mit einem Flugblatt gegen 
die Kahlschlagpolitik der Stadt Hanno­
ver, machten die Lehrenden der VHS- 
Kurse „Lesen und Schreiben“ und Mit­
glieder des „5-Uhr-Clubs“ — Behinder­
te und Nichtbehinderte — auf ihre Arbeit 
mit Ständen aufmerksam. Die Kursan­
gebote der VHS sind durch die Sparmaß­
nahmen des städtischen Trägers massiv 
gefährdet. Schon 1992 hat die Stadt Zu­
schüsse gestrichen, so daß eine Entgelt­
erhöhung um 40 % von den Teilnehmern 
der VHS-Kurse zu tragen war, jetzt wird 
nochmals um 20 % erhöht! Für 1994 ist 
eine Zuschußreduzierung für den "Etat 
der Volkshochschule von ca. 1,7 Mio. 
DM geplant, dies entspricht einer Kür­
zung von 40 %! Eine Zuschußreduzie­
rung im geplanten Umfang trifft das ge­
samte Angebot der VHS, besonders aber 
die Angebote, die sich an sozial Benach­
teiligte wenden und deshalb höher bezu- 
schußt werden müssen, u.a. folgende 
Kursangebote: Arbeit in Stadtteilen, 
Arbeit mit Zielgruppen, Alphabetisie- 
rungs- und Schulabschlußkurse. Die seit 
Jahren bestehenden Ermäßigungsrege­
lungen sollen fast vollständig aufge­
hobenwerden.— (anr)

Radio Essen auf neuem Kurs: 
Sexismus und politische Zensur
Essen. Im Sommer 1993 profilierte sich 
Radio Essen in der Stadt als Sender, der 
mit billigen, mehr oder weniger eroti­
schen Veranstaltungen Aufmerksamkeit 
erregen will. Den bisherigen Höhepunkt 
bildete ein Frauen-Schlammcatchen 
während der vormittäglichen Sendung 
„Marktplatz mobil“ auf dem Borbecker 
Markt. Mit dem genauen Namen des an­
gepriesenen Unterhaltungsservices wol­
len wir hier nicht noch einmal kostenlos 
Reklame machen. Radio Essen Modera­
tor J.-A. Herber führte akustisch die At­
traktionen für feuchte Feten und Disko- 
Genüsse vor: Neben Oben-Ohne 
Schlammcatchen, „Wet-T-Shirt Shows“ 
auch Schulmädchen-Strip und unter­
schiedlichste „Dessous-Mode-Schauen**. 
Ob diese Show-Einlagen wirklich zu 
mehr Hörem führen werden oder nur 
zur Umsatzsteigerung des Show-Ser­
vice, ist allerdings zweifelhaft.

Die sexistische Promotion hat einen 
ernsten, wirtschaftlichen Hintergrund: 
Seit mehr als anderthalb Jahren senden 
die kommerziellen Lokalradios flächen­
deckend ihre Programme in den Kreisen 
und Städten Nordrhein-Westfalens. Ra­
dio Essen war eine der letzten Lokalsta­
tionen, die im Frühjahr 1992 auf Sen­
dung gehen konnte. Diesen Spätstart 
kann der Sender nur schlecht aufholen. 
Mit deutlich negativem Abstand hinter 
anderen Lokalstationen erreicht Radio 
Essen mit 13 % die geringsten Stammhö­
rerzahlen im Land. Nur 42 % der Esse- 
ner/innen haben Radio Essen überhaupt 
schon einmal gehört.

Für den Bürgerftmk fallt die Untersu­
chung dagegen erfreulich aus: Vormit­
tags hören zu den Bürgerfunkzeiten 
durchschnittlich 15000 Menschen die 
Sendungen. Abends von 18.30—20.00 
Uhr werden immerhin noch weit über 
8000 Hörer/innen erreicht. Das sind 
200 % mehr, als sie Radio Essen in der 
Stunde vorher an die Lautsprecher holen 
kann. Da die Radiowerkstatt der Neuen 
Essener Welle (NEW) e.V. etwa die 
Hälfte der Bürgerfunkzeiten mit Pro­
gramm versorgt, ist das auch eine Bestä­
tigung ihrer bisherigen Arbeit.

Unter diesen Umständen beginnt bei 
der Radio Essen GmbH, zu 75 % der 
WAZ-Gruppe und zu 25 % den Essener 
Stadtwerken und der Sparkasse gehö­
rend, die große Angst vor dem mögli­
chen Verlust attraktiver Werbekunden 
an andere Radio-Stationen. Schließlich 
werden die privaten Lokalradios nicht 
von Kulturinstituten, sondern von Un­
ternehmen gehalten, die im Medien­
markt mit möglichst geringem Aufwand 
schnelle Gewinne erzielen müssen.

Mit unverhohlener Schleichwerbung,

vornehm Sponsoring betitelt, war die 
„Marktplatz — mobil“ Sendung von 
Radio Essen schon im Frühjahr 1993 
aufgefallen: Die Jubelsendung zu Ehren 
des 1936 arisierten Boecker-Kaufhauses 
und seines angeblichen 125-jährigen 
Geburtstages unter Auslassung seiner 
jüdischen Gründerfamilie Grundmann 
war nur der größte Ausrutscher. Auch 
der Coca-Cola Konzern durfte sich in 
der jeweils zweistündigen „Marktplatz“ 
Sendung werbespotunabhängig auslas­
sen. Ein Alfa-Romeo-Autohaus füllte 
einen anderen Sendevormittag.

Bei diesem Werbe-Marketing muß 
nichtkommerzieller, kritischer Bürger­
funk erwartungsgemäß inhaltliche Fe­
dern lassen. Von Radio Essen wie von 
anderen Lokalstationen nur zähneknir­
schend als gesetzlich vorgeschriebener 
Programmbestandteil aus den gemein­
nützigen Bürger-Radiowerkstätten in 
Kauf genommen, schlägt hier die Zensur 
stetig schärfer zu.

Radio Essens Chefredakteur Bernd 
Drescher verhinderte am 27.7.1993 die 
Ausstrahlung einer 50-Minuten-Sen- 
dung über die 70er Jahre. Die Produkti­
on aus der Bürgerradiowerkstatt der 
Neuen Essener Welle e.V. hatte sich 
nicht bloß mit Mode und Musik aus die­
ser Zeit beschäftigt, sondern auch mit 
den damaligen Aktionen der Rote Ar­
mee Fraktion. Einzelne Sätze wie: „Erst 
vor kurzem durch die GSG9-Exekution 
von Wolfgang Grams wieder in die 
Schlagzeilen geraten, war die RAF in 
den Siebzigern sehr aktiv“, wurden als 
untolerierbar herausgegriffen. Ein Zitat 
der RAF-Gründerin Ulrike Meinhof aus 
den Siebzigern, eingeleitet vom Mode­
rator, reichte Herrn Drescher endgültig 
als Indiz eines nicht-sendefähigen Auf­

Lokalfunk im Ruhrgebiet 
In der Hand der WAZ
Das Landesrundfunkgesetz NRW 
sieht zwei Säulen für den Lokalfunk 
vor: Die Betriebsgesellschaften und 
die Veranstaltergemeinschaften. Die 
Betriebsgesellschaften, die wirt­
schaftlich verantwortlich sind, gehö­
ren im ganzen Ruhrgebiet mehrheit­
lich dem WAZ-Konzern. Die Veran­
staltergemeinschaften, deren Aufga­
be die journalistische Aufsicht ist, 
sollen alle „gesellschaftlich relevan­
ten Kräfte“ repräsentieren. Dazu ge­
hören in Essen die Kirchen, Ratsfrak­
tionen, IHK, DGB und auch der Ra- 
dioförderverein Neue Essener Welle. 

rufs zur Gewalt. Solche kritischen Ge­
schichtsstunden sind bei Radio Essen 
nicht-ausstrahlbare RAF-Reklame. Die 
Autor/innen der Sendung sind da ande­
rer Ansicht. Den Schiedsrichter dieser 
Zensur muß jetzt die Landesanstalt für 
Rundfunk spielen, die im Privatfunk die 
letztendliche außerergerichtliche Ent­
scheidungsgewalt hat.

Zensurmaßnahmen sind im Bürger­
funk bei Radio Essen kein Einzelfall: 
Ein Beitrag der NEW-Werkstatt über 
Morde an Journalisten in der Türkei, 
produziert von kurdischen Kollegen, 
teilweise auch in kurdischer Sprache mit 
nachfolgender eigener Übersetzung, 
wurde nicht ausgestrahlt. Die NEW hat­
te die Übersetzung nicht notariell be­
glaubigen lassen. Im vergangenen Jahr 
wurde ein Magazin des AWO-Jugend- 
werkes nicht ausgestrahlt, das ein Inter­
view mit einem Verkäufer aus einem 
Porno-Laden enthielt. Bewußt ohne 
Namensnennung des Ladens war dort 
typisches Publikum und Kaufverhalten 
beschrieben worden.

Sinn der Bürgerfunk-Nischen im Lan­
desrundfunkgesetz Nordrhein-Westfa­
len war ursprünglich, zur Beruhigung 
kritischer Geister wenigstens einige un­
gefilterte Sendeplätze im Kommerzradio 
für lokale Bürgergruppen freizuhalten. 
Die Lokalradios im Ruhrgebiet hätten 
aber eigentlich auch im Gesamtpro­
gramm andere Maßstäbe zu erfüllen als 
z.B. ein RTL. Immerhin ist die Betriebs­
gesellschaft zu einem Viertel in städti­
schen Händen: Sparkasse und Stadtwer­
ke. Die Überlegung wäre sicherlich 
nicht falsch, gerade darum gewisse Min­
deststandards im inhaltlichen Programm 
und der Zensurfreiheit festzuschreiben.
(gekürzt aus: Lokalberichte Essen — w.w.)

Trotz des Zwei-Säulen-Modells 
haben die Betriebsgesellschaften ent­
scheidenden Einfluß, nicht nur über 
die Werbeeinnahmen. Zwischen Be- 
triebsgescllschaft und Veranstalter­
gemeinschaft muß ein Vertrag zu­
stande kommen, in dem Redaktions­
etat, Personalstellen und lokale Sen­
dezeit geregelt sind. Indirekt ist die 
WAZ so auch an der Bestellung des 
Chefredakteurs beteiligt, der u.a. die 
presserechtlichen Normen zu über­
wachen hat. In Essen wurde um den 
Vertrag fast vier Jahre gestritten.

15 % der Sendezeit müssen per Ge­
setz allerdings für am Ort wohnende 
Gruppen und deren Beiträge zur Ver­
fügung gestellt werden.

Neues Mietrecht: „Der DGB macht behördlichen Schikanen 
Spatz in der Hand ...“? ein Ende und bietet Roma Unterkunft

I Frankfurt. Am 1. September traten eine
Reihe von Änderungen des Mietrechts in

Kraft: Mietspiegel, die die Kommunen 
I zur Bestimmung zulässiger Mieterhö- 
; hangen beschließen können, müssen ab

sofort nicht mehr die veränderten (Neu­
festsetzungen, Erhöhungen) Mieten der 
letzten drei sondern der vorangegange- 
oen vier Jahre erfassen.

J Innerhalb von drei Jahren dürfen die 
Mieten nur noch maximal um 20 % (bis­
her 30%) angehoben werden. Dies gilt 
jedoch nur für Wohnungen, die vor dem 

j 1-L81 gebaut wurden und deren Miete 
heute bereits höher ist als 8 DM.

I Ab sofort können Mietverträge abge­
schlossen werden, die eine jährliche An­
hebung der Mieten durch Kopplung an 
& steigenden Lebenshaltungskosten 
blassen, soweit eine Mietdauer von 
cündestens 10 Jahren vereinbart wurde.

j Wohnungsmakler dürfen den Mietern 
tur noch höchstens zwei Nettomonats- 
sioen in Rechnung stellen.

Läuft die öffentliche Bindung einer 
Sozialwohnung aus und mußte der Mie- 
£r eine sog. Fehlbelegungsabgabe zah- 

; ka. kann die Miete „auf einen Schlag“ 
ia Höhe der bisherigen Fehlbelegungs- 
Jbgabe angehoben werden. Prozentuale 
fegrenzungen gibt es hier nicht mehr.

Die Novelle enthält zum Teil Ver- 
ühlechterungen. Da eine Obergrenze 
bei Neuvermietungsmieten nicht Gesetz 

: *’<tfde, steht zu befürchten, daß Haus- 
*:g:ntünier weiterhin verstärkt versu­

chen werden, möglichst hohe „Ein­
stiegsmieten“ zu erzielen. Politisch be­
deutsam ist, daß das Gesetz das Maxi­
mum dessen darstellt, was die Regie­
rung nach jahrelanger — auch parlamen­
tarischer — Diskussion des Themas be­
reit ist zuzugestehen. Das Bauministe­
rium will die Debatte über Wohnungsnot 
und Mietsteigerungen durch die Geset­
zesänderungen abschließen. Ein großer 
Teil der nicht nur von Gewerkschaften 
und Mietervereinen erhobenen Forde­
rungen soll damit ad acta gelegt werden. 
So z.B. die Einführung einer Kappungs- 
grenze bei Neuvermietungsmieten, das 
Verbot, Mieterhöhungserklärungen mit 
Vergleichswohnungen aus dem Bestand 
des Vermieters zu begründen, die Ver­
pflichtung der Gemeinden, einen Miet­
spiegel zu erstellen, die Einführung ei­
ner Kündigungssperrfrist bei jedem Ei­
gentümerwechsel usw.. Die Fortschrei­
bung des Sozialen Wohnungsbaus wur­
de völlig ausgeklammert, obwohl jähr­
lich tausende Sozialwohnungen aus der 
Bindung fallen.

Es gibt keinerlei Anzeichen einer Ent­
schärfung der schweren Krise der ange­
botsorientierten Wohnungsbaupolitik. 
Obwohl die Statistiken seit Monaten für 
den Wohnungsbau wieder zweistellige 
Zuwachsraten wie in den 70er Jahren 
ausweisen, steht schon jetzt fest, daß der 
bestehende und erwartete Bedarf an — 
bezahlbarem — Wohnraum auf diese 
Weise nicht gedeckt werden kann. — (ola) 

Konstanz. Nun hat eine Odyssee doch 
noch ein Ende gefunden, wenigstens 
vorläufig: Monatelang haben die Behör­
den eine Gruppe von rund 120 Roma — 
Männer, Frauen und Kinder — von 
Dachau über Kehl bis Konstanz von ei­
nem Ort zum anderen gejagt. Mitte 
August machte der DGB-Landesvor- 
stand diesem unwürdigen Schauspiel ein 
Ende. Er beschloß, der Gruppe vorerst 
vier Wochen in seinem Jugendhaus Kan- 
delblick bei Vöhrenbach in der Nähe von 
Villingen-Schwenningen Unterkunft zu 
bieten. Zuvor war eine Delegation der 
Roma mit dem DGB-Landesvorsitzen­
den Pommerenke zusammengetroffen. 
Empfangen wofden waren die Roma 
auch vom baden-württembergischen In­
nenminister Birzele (SPD), der sich al­
lerdings nur dazu durchringen konnte, 
die gesetzlichen Bestimmungen nach 
dem neuen Asylrecht zu erläutern. Der 
DGB-Landesvorsitzende erklärte da­
nach, am Schicksal der Roma-Gruppe 
werde die Unmenschlichkeit des neuen 
Asylrechts erschreckend deutlich.

Nachdem die Roma das Areal des ehe­
maligen KZs Dachau verlassen mußten, 
wurden sie immer wieder von den Ver­
antwortlichen in Rathäusern und Land- 
ratsämtem im südwestdeutschen Raum 
vertrieben. Dabei waren sie nur noch auf 
der Suche nach einem Ort des Ausru­
hens, um weitere politische und juristi­
sche Schritte zu planen. Sie wollen sich 
an das Europäische Parlament und den 

Gerichtshof für Menschenrechte in 
Straßburg und an das UN-Flüchtlings- 
kommissariat (UNHCR) in Genf wen­
den.

Als beispielhaft für den menschen­
verachtenden Umgang der Behörden mit 
den verzweifelten Roma kann deren Irr­
weg durch den Kreis Konstanz und den 
Bodenseekreis gelten. In Konstanz hatte 
sich der Oberbürgermeister ebenso wie 
schon die Stadt Singen strikt geweigert, 
den Roma länger als zwei Tage Aufent­
halt zu gewähren. Anschließend werde 
abgeschoben. Die Behörden in Radolf­
zell, wohin die Roma nach ihrem Raus­
wurf aus Konstanz ziehen wollten, lehn­
ten es schlangkweg ab, die Gruppe über­
haupt auf ihre Gemarkung zu lassen. 
Danach irrte diese von Ort zu Ort durch 
den Bodenseekreis. Eine Landwirtsfa­
milie in Hattenweiler stellte schließlich 
eine Wiese zur Verfügung, obwohl das 
Landratsamt hatte verlauten lassen, es 
gebe im gesamten Kreisgebiet keinen 
geeigneten Lagerplatz. Außerdem sei 
„die Geduld der Bevölkerung am Ende“ 
— ein kaum verhüllter Appell an das 
„gesunde Volksempfinden“. Trotz die­
ser behördlichen Hetze erfuhren die 
Roma Unterstützung aus der Bevölke­
rung: Einheimische brachten Lebens­
rnittel und Kleidung, der Gemeindepfar­
rer rief von der Kanzel zur Unterstüt­
zung auf.

Ein reaktionäres Glanzlicht; setzt der 
Kreis Konstanz und sein Landrat Maus 

(CDU). Er machte ein Angebot des örtli­
chen DGB zunichte, den Roma nach En­
de des Jugendcamps in Markelfingen 
Unterkunft zu gewähren. Zynische Be­
gründung: Naturschutz. In dem Ableh­
nungsbescheid des Landratsamts heißt 
es u.a.: „Ausnahmsweise wird der Be­
trieb in der praktizierten Form für die 
Durchführung von Jugendcamps bis 
zum Ende der Schulferien hingenom­
men ... Darüber hinaus ist aber ein Be­
trieb des Camps nicht mit dem Schutz 
der Landschaftsschutzverordnung zu 
vereinbaren ... Vielmehr ist hier gera­
de im Gegenteil ein öffentliches Interes­
se daran zu sehen, daß die Roma-Gruppe 
nicht untergebracht wird ...“ Offenbar 
handelt man in den Rathäusern und 
Landratsämtern auf Weisung von oben: 
die Roma sollen keine Ruhe finden, sol­
len solange getrieben werden, bis sie re­
signieren und sich abschieben lassen.

Dem DGB ist es zu verdanken, daß 
dieses Konzept jetzt erst einmal durch­
kreuzt wurde. Doch damit ist lediglich 
ein Aufschub erreicht. Die Reaktion will 
die Roma so schnell wie möglich los­
werden. Der SPD-Innenminister macht 
zu diesem bösen Spiel gute Miene und 
will den Roma einreden, sie sollten sich 
auf Einzelfallprüfungen einlassen, wohl 
wissend, daß diese nach der gegenwärti­
gen Rechtslage aussichtslos sind. In die­
ser Lage benötigen die Roma öffentliche 
Unterstützung dringlicher denn je. 
- (jüg)
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Kurz berichtet

Industrieunternehmen 
flüchten aus der Hauptstadt 
Berlin ist keine Industriestadt mehr. Von 
den insgesamt 344 000 Industriearbeits­
plätzen 1989 in ganz Berlin ist weniger 
als die Hälfte geblieben. Und der Abbau 
beschleunigt sich noch. Nach hunderten 
sogenannten sozialverträglichen Auflö­
sungsvereinbarungen greift Siemens 
jetzt zu Entlassungen. Osram entläßt 
hunderte und gibt das Stammwerk im 
Wedding in zwei Jahren völlig auf. 
DeTeWe reduziert die Belegschaft an al­
len Standorten. 750 Beschäftigten der 
Alcatel SEL AG droht die Entlassung 
aufgrund der geplanten Betriebsverlage­
rung. Drastische Personalabbaumaß­
nahmen stehen in nahezu allen Konzer­
nen auf der Tagesordnung. Dies betrifft 
im wesentlichen die Elektro- und Ma­
schinenbauindustrie. Standortaufgaben 
sind in den meisten Fällen entweder mit 
lukrativem Verkauf von Innenstadt­
flächen verbunden oder mit Wechsel 
von Pachtgrundstücken zu eigenen 
preisgünstigen Grundstücken im Um­
land. Auch andere Branchen sind betrof­
fen. Für den Herbst plant die IG Metall 
bezirkliche Aktionen. Der dramatische 
Strukturwandel der Stadt indes findet in 
Diepgen als „Olympiabürgermeister“ 
nur einen stummen Zuschauer. — (brr)

Prozeß gegen Waldheim- 
Richter vor dem Ende
Vor dem 1. Strafsenat des Bezirksge­
richtes in Leipzig geht der Prozeß gegen 
den 86jährigen ehemaligen Waldheim- 
Richter Otto Jürgens seinem Ende entge­
gen. Jürgens ist angeklagt, in den Wald­
heim-Prozessen ein Todesurteil gegen 
den Nazi-Staatsanwalt Rosenmüller, der 
15 politisch motivierte Todesurteile be­
antragte und 80 Frauen wegen Bezie­
hungen zu Ausländem („Rassenschan­
de“) sowie 150 Hörer sogenannter 
„Feindsender“ ins KZ brachte, ausge­
sprochen und Menschen ihrer Freiheit 
beraubt zu haben.

Am 41. Verhandlungstag ersuchte der 
Staatsanwalt aus Baden-Württemberg 
Dietrich Bauer das Gericht, statt des 
Mordvorwurfs in der Anklageschrift 
„nur“ Totschlag in Erwägung zu zie­
hen. Schließlich setzte er seinen Rück­
zug fort und plädierte für „schwere Frei­
heitsberaubung“, da Rosenmüller bis 
zur Vollstreckung des Urteils inhaftiert 
war. Bauer sah sich gezwungen diesen 
Rückzug anzutreten, da Jürgens in der 
damaligen Beratung des Gerichts für 
„lebenslänglich“ votiert hatte. . Staats­
anwalt Bauer begründete seinen Antrag 
mit „niedrigen Beweggründen“ des 
Angeklagten, der „den Antifaschismus 
zur Stärkung der Macht der Partei 
(SED)“ mißbraucht habe, um die bür­
gerliche Gesellschaft zu zerstören. Nach 
Auffassung des westdeutschen Juristen 
sei nicht der Leiter der Strafanstalt für 
den Tod Rosenmüllers verantwortlich, wenigstens ermittelt wird, hat in seiner 
sondern „ermordet haben ihn andere“. 
Strafantrag und Schlußrede werden in 
Kürze erwartet. — (ND vom 26.8.93, abe)

--------

Vor nur knapp 300 Teilnehmern führte der DGB zusammen mit Gruppen der Frie­
denskoordination und SOS Rassismus am 1. September in Berlin-Mitte seine Kund­
gebung zum Antikriegstag durch. Der Aufruf für diese Aktion ist offenbar nur wenigen 
Funktionären zugeschickt worden. Die Tätigkeit des DGB gegen die weltweiten mili­
tärischen Optionen und Planungen der Bundesregierung steht im Schatten der Öf­
fentlichkeitsarbeit der Gewerkschaften. Der Kundgebungsaufruf weist hingegen zu­
recht auf gefährliche Aussagen der Bundesregierung in den „verteidigungspoliti­
schen Richtlinien“ vom 26.11.92 hin, in denen deutsche Streikräfte und „gewachse­
ne deutsche Verantwortung“ in Verbindung mit „ungehindertem Zugang zu Märkten 
und Rohstoffen in aller Welt“ auftauchen. - (brr)

f

Ost-Verkehr privatisiert — 
50% der Arbeitsplätze weg
Als dritter Bereich der Treuhandanstalt 
hat das „Direktoriat Verkehr“ zum 
31.8.93 seine Tätigkeit abgeschlossen. 
Über 500 DDR-Verkehrsbetriebe (dar­
unter Flughäfen, Reedereien, Werften, 
Häfen, Kraftverkehrsgesellschaften, 
Minol- und Autobahntankstellen) sind 
privatisiert worden. 50% der Arbeits­
plätze, rund 18700, sind dabei „gesi­
chert“ worden, mit anderen Worten: 
50% sind durch die Privatisierungen 
verloren gegangen. Nach Angaben von 
Treuhanddirektor Horst Matthies kom­
men 55 % der Käufer aus Ostdeutsch­
land. — (Berliner Zeitung v 21.8.93 — har)

Sachsenhausen-Anschlag: 
Bubis meldet sich zu Wort
Immer noch geht es mit dem Prozeß we­
gen des Brandanschlags auf die jüdische 
Baracke im ehemaligen KZ Sachsenhau­
sen schleppend voran. Inzwischen ist 
bekannt geworden, daß einer der Ange­
klagten einem Polizisten in einer Gast­
stätte von dem Anschlag erzählt hatte, 
der Staatsdiener aber keinen Anlaß sah, 
irgendwelche Maßnahmen zu ergreifen. 
Er muß mit einem Verfahren wegen 
Strafvereitelung im Amt rechnen, was 
aber wohl mehr auf die öffentliche Beob- ' beschädigten SPD gegeben.“ Und das 
achtung und internationale Bedeutung 
der Prozeßgeschehnisse als auf den inne­
ren Drang der Staatsanwaltschaft zu­
rückzuführen ist. Empört zeigte sich der 
Vorsitzende des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, Ignatz Bubis, wegen der 
Nazi-Schmierereien auf dem Gelände 
der Gedenkstätte Sachsenhausen, die am 
Vortag der Eröffnung einer Gastausstel­
lung über die Rettung dänischer Juden 
verübt wurden. In seiner vorsichtigen 
Art sagte er über die inzwischen ja noto­
rische und systematische faschistische 
Gewaltanwendung, die Gesellschaft lau­
fe Gefahr, sich an Gewalt und rechtsra­
dikale Aktionen zu gewöhnen. Tatsäch­
lich ist es ja erstaunlich, daß der bran­
denburgische Staatsapparat — gewarnt 
durch solche Vorfälle wie die Brandstif­
tung in Sachsenhausen oder den nicht 
unbegründeten Verdacht gegen die Bür­
ger von Dolgenbrodt, daß sie rechte 
Brandstifter angeheuert haben, um das 
Asylbewerberheim in ihrem Ort zerstö­
ren zu lassen — nicht in der Lage oder 
willens ist, offensichtlich gefährdete Or­
te, sofern es sich nicht um Banken han­
delt, zu schützen. Zu dem Prozeß um 
den Anschlag auf die jüdische Baracke 
hat Bubis erklärt, er glaube nicht, daß 
die beiden angeklagten jungen Männer 
die Tragweite ihrer Tat erfaßt hätten. 
Seinem Kenntnisstand nach seien aber 
noch nicht einmal Ermittlungen gegen 
die ungefähr 15 Skinheads eingeleitet, 
die nach den Prozeßergebnissen vermut­
lich am Anzünden der Gedenkstätte be­
teiligt gewesen sind. Von den Faschisten 
werden derartige besonnene rechtsstaat­
liche Stellungnahmen nicht gerade leicht 
gemacht. Ein Skinhead, gegen den jetzt

Zeugenaussage erklärt, Asylbewerber 
gehörten „erhängt, erschossen und ver­
gast“. — (chk)

Uber „Kratzer im Lack“ und 
Wunden im Land Brandenburg
Der Wahlkampf hat schon begonnen 
Alles, was gegenwärtig im Land Bran­
denburg geschieht, steht schon im Zei­
chen der kommenden Kommunalwahlen 
am 5.12.93. Das Wahljahr 1994 wirft 
seine Schatten voraus.

Brandenburgs SPD-Chef gab auf dem 
Ende August durchgeführten SPD-Par­
teitag eine kurze Kostprobe nervöser 
Wahlkampfstimmung. In einem Rund­
umschlag verteilte er Hiebe und Zensu­
ren. Die PDS „ist eine Partei von ge­
stern und für die Zukunft untauglich“, 
„sie ist eine zu groß geratene Therapie­
gruppe von Altstalinisten“. Die rechts­
oppositionelle CDU charakterisierte er 
als „nekrotisch-sklerotisch“. Aber auch 
die Koalitionspartner bekamen was ab: 
Die FDP hat die Schuld am Zerfall der 
industriellen Kerne, und Bündnis 90/ 
Grüne bescheinigt er eine scheinheilige 
Demokratieauffassung. Sicher drückten 
diese Worte mehr den Ärger über die 
eigene Lage aus, denn der SPD ist „Ver­
trauen verlorengegangen“. Es hat 
„erste Kratzer im Lack der bisher nicht 

trotz eines erst kürzlich von allen Par­
teien Brandenburgs abgeschlossenen 
Wahlkampfebkommens über Fairness 
und Korrektheit! Die PDS jedenfalls 
machte sofort durch ihren Pressespre­
cher deutlich, daß sie diesen Wahl­
kampfstil nicht akzeptieren wird.
Die „ Ampel“-Koalition hat versagt 
Ein Kratzer mag die Episode mit dem 
Bauminister Wolf (SPD) gewesen sein, 
der wegen Immobilienhändel seinen Hut 
nehmen mußte. Aber auch andere Krat­
zer haben die SPD und die Koalition be­
schädigt: In die letzte Runde seiner Tä­
tigkeit geht der Stolpe-Untersuchungs­
ausschuß, dessen Endbericht im Okto­
ber dem Parlament vorgelegt werden 
soll. Schon jetzt steht fest, daß er neue 
Irritationen mit sich bringen wird. Die in 
Brandenburg begonnene Kreisreform, 
die administrativ durchgesetzt wurde 
und die die Beteiligung der Bürger aus­
schloß, hat für viel Unruhe und Un­
frieden im Lande gesorgt. Krach gibt es 
auch mit dem Landes-Personalver­
tretungsgesetz, zu dem die Gewerk­
schaften GEW und ÖTV eine sehr kri­
tische Haltung haben und mit 10 000 
Unterschriften bei der Landesregierung 
gegen die rechtliche Beschneidung der 
Personal Vertretungen protestieren. Die 
sozialdemokratisch dominierte Regie­
rung will rund 9 000 Stellen in Verwal­
tungen und öffentlichen Diensten, ohne 
die Personalräte zu fragen, abbauen. 
Auch hier schimmert der Wahlkampf 
durch, wenn ein Potsdamer Spitzen­
beamter von Schande spricht, daß es im 
Lande einerseits arbeitslose Sozialde­
mokraten, andererseits aber sehr viele 
DDR-Staatsnahe im öffentlichen Dienst 
gibt.
Regierung und Treuhand 
verantwortlich für ruinöse Situation 
Neben diesen Kratzern gibt es jedoch 
auch tiefe Wunden in Brandenburg, die 
die „Ampel“-Koalition mit zu verant­
worten hat. Aber nicht nur sie, sondern 
auch die Treuhand verantwortet den in­
dustriellen Kahlschlag im Land Bran­
denburg. Unklar ist die Perspektive des 
DDR-größten Eisenhüttenkombinates in 
Eisenhüttenstadt EKO. Andere Stahl­
werke wurden stark reduziert wie Bran­
denburg oder gar geschlossen wie Ora­
nienburg. Die Energiepolitik der Stol­
pe-Regierung ist konzeptionslos, weil 
sie keinen Weg für die Braunkohle im 
Cottbuser Revier weist. Neben dem 
Kunstfaserwerk Premnitz sind es eine 
Reihe anderer Unternehmen, die keine 
Perspektive als Industriestandort haben. 
Es gibt industrielle Regionen in Bran­
denburg mit einer Arbeitslosigkeit von 
über 15 %.

Hohe Arbeitslosigkeit auch auf dem 
Lande — wie bekannt und gehabt. Auch 
Landwirtschaftsminister Zimmermann 
(SPD) kann mit seinem „Brandenburger 
Weg“ nicht verhindern, daß ein Ausver­
kauf des Landes vor sich geht. Der Prä­
sident des Landesbauemverbandes, 
Heinz-Dieter Nischke, nennt haarsträu­
bende Beispiele, wie „Wirtschaftsbera­
ter“ die Brandenburgischen „Bauern 
legen“. Ein ehemaliger Häftling, der als 
Berater auftrat, kassierte in kurzer Zeit 
von 15 ostdeutschen Agrarunternehmen 
eine zweistellige Millionensumme. 
Wirtschaftlich inzwischen gefestigte 
Agrargenossenschaften werden in 
, ,Vermögensauseinandersetzungen‘ ‘

in

regelrecht in die Liquidation und den 
Konkurs getrieben. Die Treuhand 
drückt die Reprivatisierung des Landes 
auf der Basis des sogenannten „Bohl-Pa­
piers“ durch, wonach Alteigentümer bei 
der Vergabe von langfristigen Pachtver­
trägen begünstigt werden. Ehemalige 
Staatsgüter fielen offenkundig Boden­
spekulanten zu. Von insgesamt 2000 
Anträgen von Agrargenossenschaften 
und Wiedereinrichtem auf kurz- und 
langfristige Verpachtung sind von den 
kurzfristigen 62 % und von den langfri­
stigen erst 9 % bearbeitet worden.

Die Brandenburger Verfassung, als 
progressiv und demokratisch bekannt, 
feierte ihren ersten Geburtstag. Die Re­
gierung Brandenburgs jedoch kann kei­
neswegs für sich in Anspruch nehmen, 
der Bevölkerung gute Verfassungsge­
schenke gemacht zu haben. Zwischen 
Verfassungsanspruch und -Wirklichkeit 
klaffen große Lücken. Kaum ein Schritt 
zur Durchsetzung der Selbstverwaltung 
der Kommunen wurde getan. Sie mußte 
der Diktatur des nicht vorhandenen Gel­
des geopfert werden. Brandenburg weist 
eine steigende Anzahl krimineller Delik­
te auf, besonders düster ist das Bild der 
Ausgrenzung und Diskriminierung von 
Ausländem. Das Recht auf Bildung, in 
der Verfassung festgeschrieben, ist nicht 
umfassend verwirklicht. Schulen 
dünnbesiedelten Gegenden sterben. 
Unfähigkeit der regierenden 
Parteien und der soziale Zündstoff 
Die „Ampel“-Koalition ist am Ende. 
Ein bundesweit beachtetes Experiment 
ist in die Sackgasse geraten und hat 
kaum noch eine Chance, sich zu erholen. 
Echte Defizite tun sich auf, nichts im 
Lande kam richtig voran. Fördermittel 
verfielen, weil die Ministerien zu wenig 
Entschlußkraft zeigten. Der Regie­
rungschef selbst war durch den Unter­
suchungsausschuß immer stark belastet 
und nie souverän genug, um unbe­
schwert Politik machen zu können. Von 
vornherein konnten die Rivalitäten zwi­
schen den einzelnen Ministerien nicht 
ausgeschaltet werden. Das Wirtschafts­
ministerium fühlte sich durch das Um­
weltministerium behindert. Der Land­
wirtschaftsminister widersetzt sich Plä­
nen der Schaffung von Nationalparks 
und der Innenminister macht finanzielle 
Versprechungen, die anderen Ministeri­
en unbekannt sind. Stolpe schaut alle­
dem zu, um die Koalition nicht zu bela­
sten.

Für die Wahlen am 5.12.93 und das 
Superwahljahr 1994 sind heute schon 
einige Pflöcke eingehauen. Weder die 
FDP noch Bündnis 90 dürften die Fünf­
prozentklausel schaffen. Die Mitglie­
derzahlen dieser Parteien haben abge­
nommen. Die SPD wird keine absolute 
Mehrheit erreichen (1990: 38,2%) und 
in Richtung einer Großen Koalition ge­
hen müssen, wenn sie Regierungspartei 
bleiben will. Die SPD hat — wie andere 
Parteien auch — große Personalproble­
me. Bei einer Gesamtbevölkerung von 
1,8 Mio im Lande zählt sie knapp 7000 
Mitglieder. (Im Vergleich dazu gibt es 
23 000 PDS-Mitglieder) Wie sollen in 
1700 Gemeinden SPD-Kandidaten ge­
funden werden, wenn es keine Auswahl 
gibt?

Ähnlich ergeht es auch der CDU, ab­
nehmende Mitgliederzahl und Anhän­
gerschaft. Zudem ein unpopulärer West­
import als CDU-Landeschef. Fink, der 
sich vor kurzem noch im heftigen Streit 
mit Diestel (CDU) befand, beklagt sich, 
daß er im Land Brandenburg keine ge­
eignete Bleibe finde. Auch ihm sind 
Kaufpreise in Höhe von 350 bis 450 DM 
pro Quadratmeter Boden zu viel. Im Ok­
tober wird der neue CDU-Chef in Bran­
denburg gewählt, neben Fink können 
noch andere heiße Kandidaten in Er­
scheinung treten. Mit Eppelmann oder 
de Maiziere könnte dann auch eine Rich­
tungsentscheidung der CDU-Zentrale 
zur Koalitionsffage fallen.

Alle Parteien befürchten vor allem, 
daß viele Wähler nicht zur Wahl gehen 
werden, bzw. in vielen Gemeinden nicht 
gewählt werden kann, weil keine Kandi­
daten aufgestellt werden können. Die 
PDS wendet sich gegen Versuche, die 
Wahlen zur Diskriminierung einzelner 
Kandidaten zu mißbrauchen und sucht 
im Interesse der Bürger nach Lösungen. 
Sie ist für gemeinsame offene Listen in 
den Gemeinden, die von Bürger- und 
Umweltinitiativen, Vereinen und Ver­
bänden getragen werden. Sie plant Dorf- 

toumeen mit Info-Mobilen, um die Bür­
ger zu bewegen, ihre Gemeindeuahlen 
ordentlich vorzubereiten. Sie kandidiert 
in vielen Gemeinden mit ehrenamtlichen 
Bürgermeistern und rechnet sich Chan­
cen aus, in vielen kreisfreien Städten den 
Bürgermeister zu stellen. In Potsdam 
selbst hat der PDS-Kandidat gute Chan­
cen, gewählt zu werden. (Der aktuelle 
SPD-Bürgermeister, ein „Meister“ sei­
nes Faches, verbot aus Angst vor zu gro­
ßer Popularität der PDS das Pkw-Kenn­
zeichen „P-DS“). Mit dieser Wahlpoli­
tik will die PDS vor allem verhindern, 
daß sichtbare Tendenzen eines Abrut­
schens des Wählers nach rechts sich ver­
stärken. Schon jetzt muß realistisch da­
von ausgegangen werden, daß Rechtsra­
dikale den vorhandenen sozialen Zünd­
stoff nutzen und in die Gemeindevertre­
tungen und auch den Landtag einziehen 
werden.

Mit einem realistischen Programm ist 
die PDS in Brandenburg zu den Kom­
munalwahlen angetreten und es ist 
durchaus möglich, daß in einigen Fallen 
bei Direktwahlen ihr Kandidat gewählt 
wird und sie in anderen Fällen in Koali­
tionsnähe kommt.
Bär oder Adler — 
Fusionsgerangel mit Berlin 
Ein aufregendes Thema ist die Debatte 
über die Fusion der beiden Länder Ber­
lin und Brandenburg. Als sich nach gut 
eineinhalb-Jahren am 24.6.93 der Land­
tag das erste Mal wieder mit dem Fu­
sionsprojekt befaßte, machte Minister­
präsident Stolpe zwar sachliche Ausfüh­
rungen zum Thema, schloß aber seinen 
Beitrag mit den Worten: „Auf den roten 
Adler (gemeint ist das Wappentier Bran­
denburgs) werde ich nicht verzichten!“, 
was ihm herbe Kritik seitens der Opposi­
tion im Landtag einbrachte. Heinz Viet­
ze, parlamentarischer Geschäftsführer 
der PDS-LL-Fraktion im Landtag und 
Mitglied des Unterausschusses Berlin- 
Brandenburg, erklärte, daß es „sichtba­
re Defizite in der Umsetzung des ge­
meinsamen Aktionsprogramms Bran­
denburg“ gibt und die inhaltliche Dis­
kussion zur Beseitigung bestehender 
Differenzen sowohl innerhalb der Frak­
tionen, der Parteien und im Lande als 
auch zwischen Berlin und Brandenburg 
nicht vorangekommen ist. Nicht nur der 
Landtag sondern auch der Bürger wur­
den von der Stolpe-Regierung wenig, 
wennn überhaupt nicht, über den Stand 
der Verhandlungen um den Neugliede­
rungsstaatsvertrag mit Berlin in­
formiert. (Am 5.12.92 war von einer 
gemeinsamen Regierungskommission 
vereinbart worden, bis 1993 einen 
Staatsvertragsentwurf vorzulegen, bis 
Ende 1994 einen Volksentscheid durch­
zuführen und 1999 die Bildung eines 
gemeinsamen Landes in Angriff zu 
nehmen.)

Der PDS-Geschäftsführer vermerkte, 
daß Stolpe in der Öffentlichkeit den Ein­
druck erwecken will, alle ftisionsrele- 
vanten Probleme seien gelöst und die 
Fusion bereits entschieden. Diese Hin­
haltetaktik und die fruchtlose Diskus­
sion über Wappentier, Farbe des Wap­
pens und die gemeinsame Hymne lenken 
von den Grundproblemen ab, sodaß die 
PDS-Fraktion „ihre politische Zustim­
mung zu einer Fusion Berlin-Branden­
burg“ unter diesen Bedingungen nicht 
geben kann“.

Die Liste der offenen Fragen ist lang. 
Erst kürzlich brach der Streit zwischen 
der Landesregierung Brandenburg und 
dem Berliner Senat erneut aus, als der 
Berliner Flächennutzungsplan veröf­
fentlicht wurde. Brandenburg, das bis­
lang keine eigene Landesentwicklungs- 
planung hatte, fühlte sich übemunpell. 
Nun endlich, Mitte August, wurde vom 
Kabinett nach fast einjähriger Diskus­
sion ein raumordnerisches Leitbild ver­
abschiedet, das von einer sogenannten 
„dezentralen Konzentration“ ausgeht 
und die Tiefen des Landes im Sinne 
eines gerechten Interessenausgleichs al­
ler Landesteile berücksichtigt.

Im Raum Berlin stehen sich die Inter­
essen der 4,5 Millionen Berliner und der 
nur 1,8 Millionen Einwohner Bnadeo* 
burgs gegenüber, die aber über den rie­
sigen „Rest“ des Landes verfügen. Es 
existiert die Befürchtung, daß Berlin sei­
ne Interessen dominierend durchsetzen 
will und vor allem die Brandertbargci 
Randzonen leer ausgehen und gar ver­
öden.

Fortscq^Ses*
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Rr«tzung\v)nScite8:
In einem Brief des Umweltministcrs 
Brandenburgs Platzeck. wird die Ver- 
oxxunggeäußert, daß Berlin sich aus der 
gemeinsamen Landesplanung verab­
schieden wolle. Anstoß erregen die 
überdimensionale Wohnraumplanung 
im Norden Berlins, einige Verkehrspro- 
jekte wie das Eisenbahnkreuz Lehrter 
Bahnhof oder die Autobahntangente ent­
lang des Teltowkanals in Richtung Flug­
hafen Schönefeld.

Zwielichtig geht es vor allem um den 
Super-Airport, den Großflughafen Ber- 
Ih-Brandenburg-IntemationaL zu. Mit­
te August wurde das Raumordnungsver- 
fihren für den Flughafen eröffnet. Es 
stehen drei Standorte in Brandenburg 
zur Wahl. 1997/98 soll mit dem Bau be­
gonnen werden. Im Jahre 2004 will man 
23 Millionen Passagiere befördern, um 
später die Kapazität auf 30 und schließ­
lich auf sogar 60 Mio. jährlich zu erhö­
hen. Ein Flughafen für Megalopolis Ber­
lin auf Brandenburger Boden!

Brandenburg sieht sich vom Super- 
Bären erdrückt und zum Randgebiet de­
gradiert. Vieles kommt einem Anschluß 
(analog dem klassischen Beispiel) und 
keiner Fusion auf gemeinsamer Basis 
gleich. Schon jetzt ist Wildwuchs ange­
sagt, vor allem was die wirtschaftliche 
und strukturelle Entwicklung betrifft. 
Besonders im sogenannten „Speckgür­
tel“ Berlins vollzieht sich eine unkon­
trollierbare Fehlentwicklung. Z.B. in 
Bezug auf lndustricarbeitsplätze in Ber­
lin: Wirtschaftssenator Meisner rechnet 
zur Sicherung des Industriestandortes 
Berlin mit 250000-270000 Arbeitsplät­
zen. Beim genauen Nachzählen sind es 
aber nur 190000, da sich eine Absatzbe­
wegung von Industriebetrieben ins 
Brandenburger Umland vollzieht.

Gegenläufige Entwicklungen auch in 
Sachen Ausbildungsplätze für Schulab­
gänger: Noch 4000 Schulabgänger in 
Berlin sind ohne Ausbildungsplatz. Da­
für fanden aber 5000 Brandenburger Ju­
gendliche einen Ausbildungsplatz in 
Berlin.

Schreckcnsvisonen machen sich unter 
Berlins Einzelhändlern breit. Die Berli­
ner verlegen ihre Einkäufe in die wie Pil­
ze aus dem Boden schießenden Riesen- 
Vrkaufszentren auf Brandenburger 

/(itSÄW und Äckern. Werden affe Ein­
kaufszentren \m Umland Berlins geneh­

migt, klettert die Pro-Kopf-Ausstattung 
mit Ladenfläche für die Brandenburger 
auf 1,5 Quadratmeter. Im Ostteil Berlins 
liegt sie bei 0,45 pro Kopf. Bei einer 
Überschlagsrechnung entstehen als 
„Umzingelung“ Berlins acht große 
Zentren mit Flächen zwischen 50000 
und 35000 Quadratmetern und mehrere 
„kleinere“ mit je 20000 (insgesamt ca. 
700000 Quadratmeter), die ausreichen 
würden, um eine Stadt wie New York 
komplett zu versorgen.

Brandenburgs Politiker befürchten, 
daß Berlin einige für Brandenburg unan­
nehmbare Bedingungen nicht aufgeben 
wird. Offenbar — so wird vermutet — 
zementiert der Berliner Senat einige sei­
ner Positionen, stellt den Partner vor 
vollendete Tatsachen, versucht, seine 
öffentlichen Defizite an Brandenburg 
weiterzugeben und strebt bei der Ver­
waltungszusammenführung nach der 
Mehrheit.

Schweigen herrscht im allgemeinen 
über die Verfassungsfrage. Kaum wird 
die relativ progressive Brandenburger 
Verfassung der Berliner CDU in den 
Kram passen.

Vernünftig erscheinen alle Stimmen, 
die eine Fusion über eine allmähliche 
Annäherung der beiden Länder befür­
worten. Schritte dazu könnten im Ab­
schluß eines Staatsvertrages bestehen, 
der verbindliche Zwänge für gleichbe­
rechtigte Beziehungen festlegt und von 
Konfliktlösungen ausgeht. Die Bildung 
eines gemeinsamen Landes ist nach Auf­
fassung der PDS nur bei Wahmehm- 
nung der Verantwortung, in europäi­
schen und globalen Dimensionen zu 
denken, möglich. Vor- und Nachteile 
der Fusion müssen öffentlich gemacht 
und diskutiert werden. Die PDS hat in 
ihr Wahlprogramm die Losung „Schnell 
hieße erneut vorschnell“ auf genommen. 
Sie sucht dazu die Bürgernähe und for­
dert die umfassende Information der Öf­
fentlichkeit. Für die kommenden Kom­
munalwahlen verlangt sie von der Re­
gierung Stolpe Antwort auf drängende 
Fragen: Wie soll die Arbeitslosigkeit 
beseitigt werden und wie können die 
über 100000 Wohnungssuchenden im 
Raum Brandenburg befriedigt werden.

Die Zeit für eine Fusion erscheint 
noch nicht reif. Berliner und Branden­

burger Probleme würden sich in poten­
tieller Form überlagern. — (abe)

Bildungsmisere 
in Sachsen
Vor etwas mehr als zwei Jahren, genau 
am 3. Juli 1991, verabschiedete der 
Sächsische Landtag nur mit den Stim­
men der CDU-Abgeordneten das Schul­
gesetz für den Freistaat Sachsen. Es war 
das erste in den neuen Bundesländern.

Die Überhast der Regierenden hat sich 
bitter gerächt. Heute steht die Mehr­
heitsfraktion gemeinsam mit dem säch­
sischen Kultusministerium vor dem 
Scherbenhaufen ihrer verfehlten Bil­
dungspolitik — auch wenn beide das (na­
türlich) nicht zugeben wollen.

Zunehmende Gewalt, insbesondere an 
den Mittelschulen, überfüllte Klassen, 
überlastete Lehrerinnen, Stundenausfäl­
le sowie fehlende Freizeitangebote prä­
gen das Bild an Sachsens Schulen.

Mit der Schaffung des sächsischen 
Schulsystem wurde die -„DDR-Schule“ 
völlig zerschlagen, ohne jedes konstruk­
tive Umgehen mit der Vergangenheit, 
ohne zu fragen, was eventuell erhaltens­
wert gewesen wäre, und schließlich ließ 
man beim Überstülpen westlich-be­
währter (?) Modelle den attraktivsten 
Schultyp, die Gesamtschule listigerwei­
se gleich weg. Am schärfsten zu kritisie­
ren ist jedoch, daß den betroffenen Schü­
lerinnen, Lehrerinnen und Eltern kei­
nerlei Mitentscheidungsrechte einge­
räumt wurden und praktisch bis heute 
nicht gewährt werden. Wie viele Träu­
me, hervorragende Ideen, wohldurch­
dachte Konzepte aus der Wendezeit wur­
den dabei mit der Arroganz der Macht 
einfach vom Tisch gewischt!

Lehrerinnen und Lehrer werden fort­
während als Berufsgruppe diffamiert. 
Politisch begründete Kündigungen, die 
in der Praxis zumeist Berufsverboten 
gleichkommen, führen zu einer Atmo­
sphäre der Verunsicherung an den Schu­
len, die letztlich vor allem den Kindern 
schadet.

Dem Gerangel um die Anerkennung 
der sogenannten Ost-Abschlüsse ist auch 
nach dem Beschluß der Kultusminister­
konferenz vom Mai dieses Jahres noch 
immer kein Ende gesetzt, und nun sind 
mit Beginn des neuen Schuljahres weite­

re restriktive Maßnahmen wirksam ge­
worden: die Erhöhung der Pflichtstun­
denzahl für Lehrerinnen der Gymnasien 
und der beruflichen Schulen.

Dies alles wird vordergründig vom 
Finanzminister diktiert, der unter keinen 
Umständen einer Aufstockung der Per­
sonalstellen im Bildungsbereich zustim­
men will. Wo aber liegen die tieferen 
Ursachen?

Im Kultusministerium des Freistaates 
Sachsen brüstet man sich gern mit der 
„typisch sächsischen Mittelschule“. 
Damit sei eine Zweigliedrigkeit des 
Schulsystems einschließlich Chancen­
gleichheit sowie Durchlässigkeit ge­
währleistet. Wahr ist jedoch, daß die 
Mittelschule mit Haupt- und Realschul- 
*abschluß zunehmend zur Restschule 
verkommt. Sie wird als Schulform we­
der von Eltern noch Schülerinnen ange­
nommen. Wer wollte es ihnen verden­
ken! Infolgedessen hält der Run aufs 
Gymnasium nun schon das dritte Jahr 
an. Zum Teil mehr als 50 % der Schüler­
innen jedes Jahrganges streben dorthin. 
Dies führt zwangsläufig zu einem Quali­
tätsverlust an den Gymnasien, zur 
Schließung beziehungsweise zur Zu­
sammenlegung von Grund- und Mittel­
schulen und natürlich zu weiter wach­
senden Klassenstärken. Und dabei liegt 
der derzeitige Klassenteiler — pädago­
gisch unvertretbar — bereits bei 33 
Schülern!

In diesen Tagen berät die CDU-Land­
tagsfraktion über einen Vorschlag ihrer 
Bildungspolitiker, die bestrebt sind, die 
„überraschend“ hohe Schülerzahl an 
den Gymnasien zu begrenzen. Dabei 
plädieren sie für eine Art Zwischenprü­
fung zum Abschluß der Gymnasialldas- 
se 6, um auf diese Weise Schülerinnen 
an die Mittelschule „umzulenken“. Das 
heißt aber in praxi: Prüfung nach Klasse 
vier zur Aufnahme ans Gymnasium, 
wenn der Notendurchschnitt nicht 
stimmt (hierbei erwägt man zudem eine 
Verschärfung von 2,4 auf 2,0); Zwi­
schenprüfung in Belasse 6, Abiturprüfun­
gen und neuerdings auch noch Zugangs­

prüfungen vor Aufnahme des Studiums 
— eine Selektion ungeheuren Ausma­
ßes, und am Ende sind dann nach dem 
Willen der CDU die wirklichen Eliten 
unter sich.

Zur leistungsmäßigen Selektion ge­
sellt sich dann zwangsläufig auch eine 
soziale Auslese (denn nur Gutbetuchte 
werden den notwendigen Nachhilfeun­
terricht für ihre Kinder finanzieren kön­
nen), und schließlich wird man nach be­
standener Prüfung bei einer verringerten 
Zahl von Studienplätzen in diversen 
Kommissionen auch die politische Inte­
grität der Schüler und Eltern unter die 
Lupe nehmen.

Wie gesagt: Betroffen sind also in er­
ster Linie Sachsens Schülerinnen — be­
nachteiligt in der Mittelschule, ausge­
grenzt vom Gymnasium. Dies erschwert 
die Arbeit der Lehrerinnen über die 
schon angesprochenen Probleme hinaus 
noch zusätzlich. So ziemlich am 
schlimmsten an der ganzen Sache ist, 
daß dies alles fast ohne Widerstand hin­
genommen wird. Die Gewerkschaft Er­
ziehung und.Wissenschaft, anfangs un­
geheuer kampfentschlossen, gibt nun of­
fenbar klein bei. Ein völlig unverdienter 
Sieg für einen blaß gebliebenen Kultus­
minister.

Sicher sind die ursprünglich ange­
drohten Streiks kein Allheilmittel und 
gehen auch zulasten der Kinder. Aber: 
Wenn die Regierung keinen ernstzuneh­
menden Widerstand verspürt, ist die 
nächste Erhöhung von Stundenzahlen 
oder Klassenteilen nur eine Frage der 
Zeit.

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft sollte deshalb den von 
einer verfehlten Bildungspolitik betrof­
fenen Schülerinnen und nicht zuletzt den 
gebeutelten Pädagoginnen unbedingt 
den Rücken stärken. Ansonsten wird 
eine solche Gewerkschaft, die keine In­
teressenvertretung mehr ist, mit der Zeit 
überflüssig.
MdL Angela Schneider, Bildungspolitische Spre­
cherin der Fraktion LL-PDS im sächsischen Land­
tag

„Landesvater“ 
Biedenkopf ?

Ist der Arbeitskampf in Bischofferode 
gescheitert?

Seit fast drei Jahren regiert Kurt Bieden­
kopf in Sachsen. Der als Querdenker der 
CDU bekannte Politiker hat hier Gele­
genheit gehabt, seine Vorstellungen in 
der Praxis zu erproben. Die Ergebnisse, 
soweit sie bis März 1993 vorlagen, be­
leuchtet Horst Schneider, Professor für 
allgemeine Geschichte an der Pädagogi­
schen Hochschule Dresden bis 1990, 
kritisch. Der Autor übernahm 1990 als 
Dresdner Stadtverordneter (PDS) nach 
dem Scheitern der von ihm mitgetrage- 
tto Alternative zum Kapitalismus DDR 
Mitverantwortung dafür, vwe die Markt­
wirtschaft in Dresden eingeführt wird, 
erlebt also die sächsische Landespolitik 
asder Nähe. Das Anliegen des Buches 

i ist es, Biedenkopfs theoretische Ansich- 
j ten und Erkenntnisse mit seinem prakti- 

• sehen politischen Handeln zu konfron- 
i deren. Das führt oft zu verblüffend deut- 
I liehen Eigebnissen. Wer die Hamburger 
’ Die Zeit“ liest, konnte innerhalb von 

sechs Wachen geradezu einen Salto 
| aortale Biedenkopfs miterleben. Am 

24.6.1991 hieß es auf Seite 20: „Es är- 
tfn mich sehr, wenn jemand von oben 
tereb sagt: Ich hätte das nicht gemacht. 
H) wüßte nicht, ob ich nicht auch in der 
SED gewiesen wäre, hätte ich hier ge- 

Am 16. August 1991, Seite 15, 
^Ägenwar von demselben Mann zu le- 
5«: ..Die SED war eine rechtswidrige 
Kassation, die dieses Land ausgebeu- 

hat. Man müsse die PDS als Nachfol- 
der SED dafür haftbar machen.

hM dann würde ihr gesamtes Vermö- 
richt ausreichen, die Zeche zu be- 

däcbeor Entsprechend setzt sich 
7-hsen dann an die Spitze, wenn es gilt, 

1 zu verfolgen und zu entlassen, 
Klima der Denunziation an den 

. zu schaffen, das sogar von 
j -^bürgerlichen Zeitungen als kri- 

angesehen wird. Die politische 
--Jxnjng der Universitäten, wobei die 
;'<iung ihres Niveaus zu dem einer 

i ^^-Universität in Kauf genom- 
i wird, insgesamt der kulturelle 

<hhg in Sachsen, ist in der Regie­

rungszeit des Rechtsprofessors aus dem 
Westen, der sich so gerne liberal äußert, 
unübersehbar. Ein ähnliches Bild bietet 
das landesväterliche Wirken auf dem 
wirtschaftlichen Gebiet. Einsichten wie 
der, daß das ganze Gerede von den 
Selbstheilungskräften der Marktwirt­
schaft grober Unfug sei, bezogen auf die 
jetzige Situation, wo es gilt, einen wirt­
schaftlichen Aufschwung im Osten zu 
bewerkstelligen, steht die Zerstörung 
der sächsischen Wirtschaft gegenüber. 
Der Autor belegt das unter anderem an 
Daten über die Industrieentwicklung 
von Chemnitz. Und Professor Bieden­
kopf kann sich nicht einmal herausre­
den, er habe die Vereinigungssturzge­
burt nicht gewollt. Belegt wird, daß er 
aufs Tempo gedrückt hat, als Wirt­
schaftsfachleute zu besonnenem Vorge­
hen rieten. Interessant zu verfolgen ist 
auch, wie Professor Biedenkopf einer­
seits anerkennt, daß die DDR jahrelang 
durch ihre Reparationsleistungen nach 
dem Krieg ungeheure Vorleistungen er­
bracht hat, er aber als Regierungschef 
von Sachsen nicht die Kraft hat, bei den 
entscheidenden Verhandlungen über die 
Finanzausstattung der Ostbundesländer 
auch entsprechende Forderungen zu 
stellen. Das Buch von Horst Schneider 
setzt sich unter Verwendung zahlreicher 
Quellen breit mit den Konzepten von 
Biedenkopf auseinander. Dazu gehören 
natürlich seine außenpolitischen Ansich­
ten oder die ökologischen und wachs­
tumspolitischen Vorstellungen, die der 
Ministerpräsident kürzlich im Handels­
blatt vom 19.8.93 präzisiert hat: Ein 
nicht unerheblicher Teil der Bevölke­
rung sei der Meinung, es handele sich 
bei ihrem hohen Lebensstandard um ei­
nen Naturzustand. Hier müsse eine Er­
neuerung des Bewußtseins über die Zu­
sammenhänge erfolgen, deren voraus­
sichtliche Ergebnisse vielen nicht gefal­
lendürften. — (chk)
Horst Schneider, Wohin treibt Sachsen? „Lan­
desvater“ Biedenkopf, GNN-Verlag 1993, 
Schkeuditz, 144 Seiten, 15 DM.

Die Menschen in Deutschland blicken 
voller Spannung in den kleinen Ort Bi­
schofferode. Im Thomas-Müntzer- 
Schacht leisten die Kalikumpel der Treu­
handpolitik der Deindustrialisierung 
Ostdeutschlands erstmals ernsthaft und 
beispielhaft Widerstand. Mit einem nun 
schon fast 60 Tage andauernden Hun­
gerstreik gegen die Stillegung der Grube 
durch den Abschluß des von der Treu­
hand und der Bundesregierung geforder­
ten Fusionsvertrages mit der BASF zei­
gen sie, daß sie nicht kampflos in die Ar­
beitslosigkeit gehen wollen.

Nachdem Meldungen der Nachrich­
tenagenturen über Differenzen im Be­
triebsrat berichteten, die Hungerstrei­
kenden von Teilen des Betriebsrates, der 
im Eichsfeld einflußreichen katholi­
schen Kirche und der Bundesregierung 
zur Aufgabe aufgefordert wurden, 
könnte der Eindruck entstehen, daß der 
Arbeitskampf gescheitert ist. Die Wie­
deraufnahme der Produktion und die 
Ankündigung der Kurzarbeitszeit ab 
September lassen vermuten, daß die 
Landes- und Bundesregierung ihre Ziel­
stellungen erreichten, den Arbeitskampf 
zu beenden. Hinzu kommt die Ausspie­
lung der unterschiedlichen Interessen 
östlicher und westlicher Arbeiterinnen 
sowie der offene Verrat der IG Bergbau 
und die mangelnde Unterstützung des 
DGB.

Trotzdem scheint der Begriff des 
Scheiterns völlig unangebracht zu sein. 
Mit erhobenen Kopf und mit Fassung 
gehen die Kumpel der Grube, ihre Ange­
hörigen und die vielen unterstützenden 
Kräfte, vor allem im Osten, gestärkt aus 
dem Arbeitskampf hervor. Während es 
offiziell um die Erhaltung der Arbeits­
plätze ging, waren die Forderungen ins­
besondere der Hungerstreikenden politi­
scher Natur, die den Erhalt der gesamten 
Region als Industriestandort und seiner 
sozialen und kulturellen Infrastruktur 
verlangten. Wenn auch einige Linke die 
Kumpel zum „Klassenkampf4 aufriefen 
und die Vergesellschaftung der Grube 

als Hauptzielstellung ansahen, so zeigt 
die Analyse der Situation, daß solche 
Forderungen an den sozialen Interessen 
der Menschen im Eichsfeld vorbeigehen 
und für die Realisierung solcher Ziel­
stellungen keine Bedingungen existie­
ren. In einer Region, in der mit der 
Schließung der Grube für fast 80 % der 
Kumpel die Dauerarbeitslosigkeit droht, 
ist es kaum möglich, vernünftige Le­
bensverhältnisse zu erreichen, umfang­
reiche Kredite die Menschen belasten, 
geht es um die nackte Existenz. Jeder 
Strohhalm, der das Sterben der Region 
aufhält, wird zum Überleben aufgegrif­
fen. Die Mehrheit der Kumpel tritt für 
eine mögliche Privatisierungsvariante 
ein, die das Überleben der Grube sichern 
könnte.

Dabei lassen sie sich auch nicht gegen 
sozial schwächer gestellte Menschen 
ausspielen. So scheiterte z .B. der Ver­
such, die Kumpel gegen Bewohnerinnen 
eines in der Nähe der Grube gelegenen 
Aussiedlerheims aufzubringen. Als sich 
Bombendrohungen im Aussiedlerheim 
häuften und bürgerliche Medien den 
Kumpeln Ausländerfeindlichkeit unter­
stellen wollten, übergaben die Hunger­
streikenden den Aussiedlern eine an ihre 
Adresse gerichtete Solidaritätssendung 
mit Fischprodukten aus Wismar. Die 
ausländischen Bürger des Heimes orga­
nisierten dafür im Gegenzug ein kleines 
Konzert. Gespräche zwischen den Aus­
siedlern und den Kalikumpel kamen in 
Gang, die das Verständnis für die Situa­
tion der anderen befördern halfen.

Erstmals wehrt sich ein Produktions­
betrieb in Ostdeutschland mit äußersten 
Mitteln des zivilen Ungehorsams gegen 
den Anschluß an einen schwächer ent­
wickelten Westbetrieb und leistet den 
Vemichtungsplänen der Bundesregie­
rung und der Treuhand ernsthaften Wi­
derstand. Es gelingt ihm sogar, dieser 
Politik Niederlagen zu bereiten, be­
trachtet man nur die gescheiterten Ver­
suche der Bundesregierung, die Kali­
kumpel zu täuschen.

Wer da denkt, bei den Hungerstrei­
kenden gehe es leise und verbissen zu, 
muß sich eines Besseren belehren las­
sen. Ohne Illusionen über ihr eigenes 
Schicksal haben sie das Lachen über sich 
selbst und über andere noch nicht ver­
lernt. Sie leben mit der ihnen erwiesenen 
Solidarität. Dem kleinen Ort Bischoffe­
rode, den kaum im Osten Deutschland 
jemand kannte, gehen nach wie vor Soli­
daritätsbekundungen aus allen Teilen 
der Welt zu. Mit finanziellen Unterstüt­
zungen, der Organisation von Ferien­
aufenthalten für die Kinder der Kumpel, 
Buchlesungen vor Ort und anderen For­
men stellen sich Intellektuelle, Künstler 
und linke Politiker hinter den Arbeits­
kampf. Der Versuch einiger Spartaki­
sten, den Arbeitskampf für sich zu.ver- 

, einnahmen, jedoch scheiterte. Aller­
dings kam es infolge dieser Aktion zu 
Unstimmigkeiten im Betriebsrat, was 
mehr den Plänen der Bundesregierung 
als dem Arbeitskampf der Kumpel ge­
nutzt hat.

Der Erfolg des Arbeitskampfes be­
steht vor allem darin, daß das Selbstbe­
wußtsein der Streikenden gestärkt wur­
de. Bischofferode macht auch klar, daß 
außerparlamentarischer Widerstand er­
forderlich ist. Gemessen an vergleichba­
ren Kahl Schlagaktionen der Treuhand in 
anderen Regionen Ostdeutschlands, die 
relativ widerspruchslos hingenommen 
wurden, hat die Kampfbereitschaft Be­
troffener zugenommen.

Maßstab ist die landesweit geübte So­
lidarität mit Bischofferode und die sicht­
bar gewordene Solidaritätsbereitschaft, 
die mit dem eigenen stärkeren Aufbe­
gehren verbunden ist. Sie hat an Umfang 
und Qualität spürbar‘zugenommen, so 
daß sich Anfänge einer Aktionseinheit 
über Organisationsgrenzen hinweg, ge­
tragen durch die Basis, abzeichnen. Bei­
spiel dafür ist die Betriebsratsinitiative. 
International wurde erreicht, die ver­
hängnisvolle Politik der Deindustriali­
sierung Ostdeutschlands anzuprangern 
und bloßzustellen. — (KJD)
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Der letzten Landesversammlung der
PDS/Linken Liste NRW lag ein 

von mir formulierter Antrag vor, eine 
organisierte Zusammenarbeit mit dem 
Bund Westdeutscher Kommunisten 
(BWK) einzuleiten. Dem BWK, der auf 
seiner letzten Bundesdelegiertcnkonfe- 
renz beschlossen hatte, in Zukunft als 
Arbeitsgemeinschaft im Rahmen der 
PDS zu arbeiten, sollte diese Umorien­
tierung so von unserer Seite aus leichter 
gemacht werden. Mit diesem Beitrag 
möchte ich darstellcn, aus welchen 
Gründen ich ein solches Vorgehen für 
richtig halte.

I. Möglichkeiten zur 
Verankerung der PDS

Zunächst sollten wir uns unsere Ansprü­
che und Hoffnungen vergegenwärtigen, 
die wir vielfach mit unserer Gründung 
verbanden. Spätestens mit dem offen­
kundigen Scheitern „realsozialisti­
scher“ Politikmodelle und mit der von 
uns nicht gewollten deutschen Einheit 
war eine umfassende Neuorientierung 
linker Politik auch für die verschiedenen 
Strömungen der westdeutschen Linken 
notwendig geworden. Mit der Gründung 
der PDS im Westen haben wir versucht, 
diese Notwendigkeit in praktische Ar­
beit münden zu lassen. Gleichzeitig 
hofften wir, zu einer wirksamen' politi­
schen Kraft heranzuwachsen, weil wir 
davon ausgingen, daß mehr Menschen 
einen solchen Prozeß für so sinnvoll hal­
ten könnten, daß sie sich ihm anschlös­
sen. Gemessen an beiden Fragestellun­
gen hat unser Aufbau diese Ziele bislang 
nicht erreicht. Wir haben uns auf mini­
malem Niveau konsolidieren können, 
doch kann weder von einer politischen 
Konzeption, noch von einem relevanten 
Wachstum unserer Partei gesprochen 
werden. Im Ergebnis haben wir noch so 
gut wie keine politische Verankerung in 
unserem Land erreicht.

Nun können wir durchaus unter­
schiedlich auf diesen Tatbestand reagie­
ren. Offenkundig ist in jüngster Zeit die 
Tendenz stärker geworden, die Ansprü­
che der Gründungszeit aufzugeben. Eine 
politische Verankerung und ein Wachs­
tum unserer Organisation wird nun da­
von erwartet, mit der PDS, so wie sie 
sich derzeit präsentiert, nur eine bessere 
und kampagnenförmigere Öffentlich­
keitsarbeit zu machen. Beispielhaft für 
diese Haltung mögen Teile des Wahlpa- 
pieres von Lothar E. Kurth gelesen wer­
den. Statt der für meine Begriffe ange­
sichts unserer geringen Größe und Mög­
lichkeiten nötigen Selbstbescheidung, 
stellt er uns als legitimen Bestandteil 
einer großen Partei dar und listet als Ar­
gumente die Mitgliederzahlen und die 
Anzahl der Mandatsträgerinnen auf. 
Diese kommen aber alle aus Ostdeutsch­
land, und so wird im Ergebnis dieser 
Argumentation eine politische Veranke­
rung vorgespiegclt, von der in Nord­
rhein-Westfalen keine Rede sein kann.

Nach außen wirken wir mit dieser Art 
Zweckoptimismus eher großspreche­
risch. Ein solches Verhalten ist in West­
deutschland durch die Vielzahl der lin­
ken Sekten der Vergangenheit und Ge­
genwart, die alle trotz ihrer geringen 
Größe und Verankerung behaupteten, 
die einzig richtige Linie für linke Politik 
zu verfolgen, diskreditiert. Es wird mei­
ner Einschätzung nach eher dazu führen, 
daß wir keine Fortschritte machen, denn 
weder die politik- und parteikritische 
Masse der Bevölkerung, noch aktive 
Linke, die ein solches Verhalten zur ge­
nüge aus ihren eigenen Organisationser­
fahrungen kennen, werden sich uns an­
schließen wollen, wenn wir nur bereits 
gescheiterte Politikmodelle wiederho­
len.

Um den mit diesen Aussagen pro­
grammierten Mißverständnissen, vorzu­
beugen: Selbstbescheidung heißt keines­
wegs, „in Sack und Asche zu gehen“, 
sondern heißt: ehrlich zu sein mit uns 
selbst und unsere Möglichkeiten und 
Perspektiven genau einzuschätzen. Kei­
neswegs möchte ich gegen die von Lo­
thar und anderen vorgeschlagene Arbeit 
sprechen, sondern nur gegen die Hoff­
nung auf Verankerung, die sich damit 
verbindet und die sich meines Erachtens 
nicht erfüllen wird. Wirkliche Veranke­
rung, also die organische Verbindung 
der Partei zu unterschiedlichen gesell­
schaftlichen Gruppen (Klassen, Schich­
ten, Milieus, Strömungen usw.) kann 
mit bloßer Propagandatätigkeit nicht er­
reicht werden, sondern nur durch die 
praktische - und vor allem uneigennut-

Zusammenwachsen der Linken orga
nisieren. Beitrag aus der PDS/LL NRW
zige — Teilnahme an politischen, kultu­
rellen und sozialen Kämpfen und die 
Entwicklung einer konkreten Basisar­
beit. Öffentlichkeitsarbeit ist davon nur 
ein Teil und kann bestenfalls als Beglei­
tung praktischer Politik wirksam wer­
den. Auch Erfolge bei Wahlkämpfen 
stehen im Ergebnis einer außerhalb des 
Parlaments erreichten Verankerung; sie 
taugen nicht als Mittel zur Verankerung.

Wenn also die eigentliche Aufgaben­
stellung die politische Verankerung ist, 
so müssen wir überprüfen, welche Mi­
lieus unserer Gesellschaft die Arbeit der 
PDS benötigen. Wenn wir uns dann sol­
che politischen Schwerpunkte setzen, 
die an diese Milieus appellieren, dann 
erhalten wir eine Chance. Woher aber 
können wir Mitstreiterinnen für eine sol­
che Politik erwarten? Ich denke, es gibt 
in Westdeutschland zwei Ansatzpunkte 
für unsere Arbeit, die sich geradezu auf­
drängen.

Zum ersten hat linke Politik ein großes 
Potential unter Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen, die mit ihrem Leben und 
dem Zustand unserer Gesellschaft unzu­
frieden sind. Außerdem neigen sie dazu, 
unvorbelastet mit uns umzugehen. Die­
ses Milieu können wir jedoch nur dann 
erschließen, wenn wir bereit sind, auf 
die Anforderungen von Jugendlichen 
einzugehen. Die Selbstbestimmung über 
ihr eigenes Leben, die Jugendliche ver­
langen, schließt auch ein, von bzw. in 
politischen Gruppen nicht bevormundet 
zu werden und alle Freiheiten zur per- konnten, 
sönlichen Entfaltung zu bekommen. 
Zwar suchen Jugendliche nach persönli­
cher und politischer Orientierung in die­
ser Gesellschaft, nehmen Angebote dazu 
jedoch nur an, wenn sie mit ihrem Le­
bensgefühl in Einklang stehen. Die PDS 
hat also unter Jugendlichen nur dann 
eine Chance, wenn sie auf altbackene 
Rituale linker Traditionen verzichtet. 
Insbesondere diejenigen Organisations­
weisen, die aus den Restbeständen des 
Leninismus herrühren (angeleitete Pro­
pagandaarbeit, Vorstellungen von „Er­
ziehung“ und „Schulung“) widerspre­
chen vielfach diesem Anspruch auf ein 
eigenverantwortliches Leben.

Zum zweiten hat die PDS ein großes 
Potential unter bereits aktiven Linken. 
Das größte Hindernis für uns, dieses Po­
tential zu erschließen, liegt in den Tradi­
tionen bzw. den Spaltungslinien, die die 
westdeutsche Linke kennzeichnen. Um 
diese Spaltungen zu überwinden und bis­
lang getrennt voneinander arbeitende 
Strömungen unter dem Dach der PDS zu 
vereinen, reicht es nicht, die PDS als 
größte linke Partei darzustellen, richtige 
Öffentlichkeitsarbeit zu machen und 
über eine vergleichsweise wirksame 
Bundestagsgruppe zu verfügen. Der 
Appell an die Notwendigkeit für eine 
große linke Kraft rührt nur an theoreti-' 
sehe, an abstrakte Erkenntnisse, nicht 
jedoch an die persönlichen und psycho­
logischen Gründe für die jeweilige Or­
ganisierung. Genau diese aber müssen 
wir verstehen, wenn wir wollen, daß 
Menschen sich bei uns einbringen, die 
sich bislang anderweitig orientieren. 
Auf diese Fragestellung möchte ich 
mich im folgenden konzentrieren, da 
auch in diesem Zusammenhang der Sinn 
jenes BWK-Antrages deutlich wird.

II. Das Ende von 1968 
als Chance nutzen

Die heutige (westdeutsche) Linke, oder 
das, was von ihr übrig ist, ist in ihrer Ge­
samtheit Ergebnis jener Zeit, die wir mit 
dem Begriff „68“ verbinden. Aufgrund 
der nach dem Zweiten Weltkrieg nicht 
genutzten Chance, eine geeinte Partei 
der Werktätigen zu schaffen, aufgrund 
der fehlenden Aufarbeitung der Nazi­
vergangenheit bei gleichzeitiger Einbin­
dung der alten Nazis in die BRD-Gesell- 
schaft, aufgrund der Zerschlagung der 
KPD im Zuge des sog. „Kalten Krie­
ges“ (die im übrigen nicht nur Ergebnis 
des tief verwurzelten Antikommunis­
mus war, sondern auch auf politischen 
Fehlern der KPD selbst fußen konnte) 
und aufgrund der Anpassung der Sozial­
demokratie und der Mehrheit der Ge­
werkschaften an die bürgerlich-kapitali­
stische Ordnung war ein Klima der ge- 

sellschaftlichcn Lähmung entstanden, 
das nur von einer neuen Generation 
durchbrochen werden konnte.

Da in der Arbeiterschaft die linke Tra­
dition kaum weitergegeben wurde, ist 
erklärlich, warum dieser Aufschwung 
zum größten Teil dem intellektuellen 
Milieu der Studentinnen entstammte. In 
dieser gesellschaftlichen Isolierung liegt 
begründet, warum die Rebellion so radi­
kal wirkte und — zumindest dem An­
spruch nach — alle Lebensbereiche er­
fassen sollte, warum sie andererseits 
auch mit einer so verquasten Sprache 
und Diskussionskultur einherging, daß 
wir uns über die Wirkung dieser Bewe­
gung fast schon wundern müssen. Die 
Isolierung erklärt auch den Spontaneis­
mus und das Lebensgefühl, daß einfach 
alles umgekrempelt gehört. Neben den 
fruchtbaren Aspekten bedeutet dies je­
doch gleichzeitig, daß diese Bewegung 
nicht organisch wuchs, d.h. keine Ver­
bindung zur Mehrheit der Bevölkerung 
herstellen konnte. Statt dies als Mangel 
der eigenen Orientierung zu begreifen, 
wurde es in einen Avantgardeanspruch 
umgedeutet. Daß die Bewegung den­
noch wirksam war, liegt darin begrün­
det, daß die BRD nach Erhardts „for­
mierter Gesellschaft“ tatsächlich nach 
einer politischen, kulturellen, sozialen 
und ökonomischen Modernisierung ver­
langte, die die Mehrheit der bürgerli­
chen Eliten und die von ihr abhängigen 
Parteien und Verbände nicht entwickeln

In diesem Sachverhalt liegt jedoch 
gleichzeitig das Scheitern der Bewegung 

! Rassismus

begründet. Angesichts des hohen Mo­
dernisierungsbedarfs der BRD konnte 
dieser Staat sich etliche Forderungen der 
„68er“ zu eigen machen, ohne seinen 
kapitalistischen Charakter aufzugeben, 
und dabei dennoch den Trägerinnen der 
Bewegung vorspiegeln, diese könnten 
sich durchsetzen. Hierin liegt die Illu­
sion begründet, der — durchaus notwen­
dige — „Marsch durch die Institutio­
nen“ könne die Gesellschaft umkrem­
peln, anstatt sie „nur“ zu liberalisieren. 
Hierin liegt die Illusion begründet, die 
SPD könne sich von einer pro-kapitali­
stischen zu einer anti-kapitalistischen 
Organisation wandeln. Ja, etliche Strö­
mungen entwickelten sogar die Illusion, 
die Revolution stünde vor der Tür, oder 
sie ließe sich mit kurzfristig angelegten 
Maßnahmen (Demos, Streiks oder Waf­
fengewalt) herbeizaubern.

Nehmen wir als Beispiel für diese 
„Erfolge im Scheitern“ die sexuelle Be­
freiung, die massenwirksam für ein er­
heblich unverkrampfteres Verhältnis zu 
Liebe, Sex und Moral sorgte, die aber 
gleichzeitig die gesellschaftliche Durch­
setzung und Akzeptanz der Pornogra­
phie bedeutete. Nehmen wir als Beispiel 
für diese „Erfolge im Scheitern“ die 
Unbedingtheit, mit der viele versuchten, 
alternative Lebensweisen durchzuset­
zen, die zunächst eine tatsächliche Be­
freiung darstellten, gleichzeitig aber 
eine massenwirksame Durchsetzung des 
bürgerlich-kapitalistischen Individualis­
mus bedeuteten.

Die Trägerinnen diese Entwicklung 
waren sich schon zu ihrer Zeit — und 
dies ist eine herausragende Leistung — 
ihres Scheiterns bewußt, wenngleich sie 

falsch darauf reagierten. Dafür spricht 
die schnelle Wandlung, mit der etliche 
Intellektuelle, die vorher auf die Sponta­
neität ihrer Aktionen bedacht waren, be­
reits Ende des Jahres 1968 mit der DKP 
und der KPD/ML, die im Abstand von 
wenigen Monaten gegründet wurden, 
ihre Umorientierung auf strengsten Zen­
tralismus vornahmen; andere Gruppen 
folgten diesem Trend. Wer dagegen eine 
solche Wendung für falsch hielt, zog 
sich auf bestimmte Aspekte des Kampfes 
zurück und erwartete von dort aus ge­
sellschaftliche Veränderungen. Grund­
sätzlich sind also — neben den Tenden­
zen zur Anpassung an die BRD-Gesell- 
schaft — zwei Linien in Reaktion auf das 
Scheitern des Spontaneismus und die ge­
sellschaftliche Isolierung erkennbar.

Eine Orientierung versuchte, sich an 
der Arbeiterinnenklasse zu orientieren. 
Da es kaum eine organische Tradition 
der Arbeiterinnenbewegung mehr gab, 
führte dies zu einem künstlichen Auf­
greifen von Traditionslinicn, die unter 
anderen gesellschaftlichen Umständen 
entwickelt worden waren — die ver­
schiedenen Tendenzen des Leninismus, 
Maoismus und Trotzkismus. Genau eine 
solche Situation meinte Marx, wenn er 
sagte, die Geschichte wiederhole sich als 
Farce: das unvermittelte, nicht zur der­
zeitigen Gesellschaft passende Aufgrei­
fen von Traditionen, die unter anderen 
Umständen organisch gewachsen und 
als solche einstmals verwurzelt waren. 
Gleichzeitig blieb die Entwicklung des 
kapitalistischen Individualismus wirk­
sam — und führte zur aggressiven Kon­

kurrenz der linken Sekten mit ihren je­
weiligen „wahren Lehren“.

Die zweite Linie führt — mit vielen 
Verbindungen zur ersten — in die soge­
nannte Altemativbewegung. In einer 
anderen Erziehungsarbeit, in der Ökolo­
gie, im Kampf gegen den § 218 usw. 
suchten sich die Menschen unterschied­
liche Arbeitsfelder, auf die sie sich kon­
zentrierten. Gemeinsam war ihnen, daß 
ihnen die Selbstverändcrung, die Ände­
rung des eigenen Alltags am Herzen lag. 
Diese Strömungen waren nur denkbar, 
weil Individuen ihr praktisch-politisches 
Interessensgebiet über jedwede takti­
sche Linienentscheidung stellten — und 
genau dies erklärt sowohl die ursprüng­
liche Feindschaft zwischen z.B. ökolo­
gischen und orthodox-kommunistischen 
Gruppen, wie auch den vergleichswei­
sen Erfolg dieser „neuen sozialen Bewe­
gungen“.
' Wenn wir diese Entwicklung näher 

betrachten, so erkennen wir, daß die 
verschiedensten Tendenzen der Linken 
allesamt an wirkliche Bedürfnisse in der 
Gesellschaft anknüpften, jedoch einsei­
tig und übersteigert. Was sie nicht 
schafften, ist die Aufgabe, die immer 
noch vor uns liegt: die verschiedenen 
Orientierungen in einen strategischen 
Zusammenhang zu bringen. Dies wäre 
eine wirkliche Sammlungsbewegung, 
die das Eigenrecht der jeweils vertrete­
nen Theorie und Praxis anerkennt, die 
diese aber gleichzeitig in.gemeinsame 
Projekte zu tühren vermag. Genau dies, 
so meine These, wäre eine Orientierung, 
die der Masse der Bevölkerung zu ver­
mitteln wäre — frei von Dogmatismus, 
also von weltanschaulichen Graben­

:?■kämpfen, die die Bevölkerung nicht 
teressieren, weil sie nichts zur Lös?, 
der praktischen Lebensprobleme beitn 
gen, bei gleichzeitiger Anerkennung^ 
jeweiligen Lebenslagen, des jeweilige 
Milieus, derjeweiligen Anschauungen.

Letztlich ist diese Ausdifferenzieren: 
nicht das Ergebnis willkürlicher Ent 
Scheidungen, sondern Spiegel der Aus­
differenzierung einer hochentwickelte- 
kapitalistischen Industriegesellschaft, k 
Wirklichkeit haben wir keine Wahl. r>- 
wir Umwelt- oder Frauenpolitik. Arbei 
terlnneninteressen oder Obdachlose \er 
treten wollen — sie gehören alle in eir 
strategisches Bündnis zur Umwälzung 
der herrschenden Ordnung. Diese' 
Bündnis kann nur erreicht werden durch 
kulturelle Anerkennung der jeweiligen 
— und durchaus unterschiedlichen - 
Emanzipationsziele. Sonst findet näm­
lich niemand eine andere Gesellschaft 
erstrebenswert — und was das bedeutet, 
sehen wir am fehlenden kulturellen und 
ideologischen Rückhalt, den die DDR in 
ihrer Endphase besaß. Die SED war dort 
zwar noch die herrschende Kraft, wenn 
man dies in Begriffen der Machtverhält­
nisse ausdrückt, aber sie hatte die gleich­
falls notwendige kulturelle Führung 
schon lange verloren. Bleibt die Linke 
bei althergebrachten Spaltungen, welt­
anschaulichen Grabenkämpfen und Ei­
genbröteleien der Strömungen stehen, 
kommt sie — zu Recht — gar nicht erst 
dahin, noch jemals die Chance zu be­
kommen, eine neue Gesellschaft zu ge­
stalten.

Denn „eine der Grundthesen linker 
Politikansätze: gemeinsames Bewußt­
sein als Voraussetzung für Zusammen­
arbeit, ist gescheitert. (...) Der gegen­
seitige Vorwurf von Fehleinschätzung 
und falscher Analyse steht im Mittel­
punkt, anstatt die unterschiedliche Be­
wertung realer gesellschaftlicher Wider­
spruchsebenen als das zu sehen, was sie 

sein müssen: Ausdruck unterschiedli­
chen gesellschaftlichen Seins.“ Es kann 
daher keine „Haupt-“ und „Nebenwi­
dersprüche“ geben, sondern nur die 
gemeinsame Bekämpfung aller Formen 
von Ausbeutung und Unterdrückung. 
Denn „wer gegen Kapitalismus kämpft, 
beseitigt damit nicht automatisch Rassis­
mus und/oder Sexismus, wer gegen Se­
xismus kämpft, beseitigt damit nicht 
automatisch Kapitalismus und/oder 
Rassismus, wer gegen Rassismu> 
kämpft, beseitigt damit nicht automa­
tisch Kapitalismus und/oder Sexismus. 
Deswegen erfordert die Arbeit und der 
Kampf an mindestens einem dieser Wi­
dersprüche als Ausgangsposition dk 
Arbeit in und an einer vereinigten linken 
Organisation. Erst die Zusammenarbeit 
führt zu einer umfassenden Emanzipa­
tion, die über das je eigene Kampficld 
hinausgeht.“ (Zitate aus: Erklärung drr 
Demokratischen Sozialisten zur Außi'f 
sung ihrer Organisation, Juni 1991)

III. Organisationspolitische 
Konsequenzen

Wenn wir dies ernsthaft betrachten, s 
wäre unser angemessener Umgang --: 
dem Scheitern unseres Gründung^' 
spruchs. eine breite linke Samir'-'? 
bewegung zu werden, nicht etwa ie 
Aufgabe dieses Anspruchs. sondern^ 
sen Ncuformulierung unter anderen

- dingungen. Wir stehen umet der W*'
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Richtung» jeden nur denkbaren Schritt 
r- tun, um auf breitere Kreise der Bevöl- 

und auf andere linke Milieus at­
traktiv zu wirken. Dies erfordert Vorlei- 
<jzgen — und auch die Bereitschaft zur 
Sc’ibsnerändening.

Die Berufung auf die Verankerung der 
PDS in Ostdeutschland hilft uns im We­
sen nicht weiter, denn Ostdeutschland 
hM eine andere Entwicklung genommen 
als der Westen. Aufgrund der Durchset­
zung eines — wie auch immer defor­
mierten — Sozialismus konnte die Ar- 
hiitcrlnnenbewegung einige ihrer Tra- 
drionen organisch fortführen; sie unter­
lag nicht derartigen Brüchen wie im We- 
sim. Dies erklärt zum Teil die Größe 
tmd Bedeutung der heutigen PDS. Die 
^deutsche PDS vereinigt einige der lin­
ken Traditionslinien, die in West­
deutschland voneinander getrennt und 
gegeneinander arbeiten. Meine These 
iiutet: Je mehr es uns gelingt, unter­
schiedliche Strömungen zu gewinnen, 
desto eher gewinnen wir jenen volkspar- 
uiihnlichen, schillernden, vielfältigen 
Charakter, der die PDS in Ostdeutsch­
land auszeichnet. Damit aber steht und 
fallt die Verankerung der PDS, ja der 
Spielraum für linke Politik im zwangs­
vereinigten Deutschland überhaupt. Da­
bei hat die ostdeutsche PDS als Vorlei­
stung ihre Verstrickung in die frühere 
Staatsmacht aufzuarbeiten — und wir im 
Westen haben die Aufklärung über die 
Gründe unserer Spaltungen als Hausauf­
gabe vor uns.

Die Überwindung von Spaltungen der 
Linken ist kein rein theoretischer 
Schritt, sondern auch ein praktischer. 
Denn erst in der Praxis, die wir an den 
Tag legen, beweisen wir unsere Ernst­
haftigkeit. Das bedeutet, denjenigen 
Strömungen, die uns eine Zusammenar­
beit anbieten, nicht in erster Linie das 
Trennende vorzuhalten, sondern die 
Chancen und Perspektiven des Angebots 
aufzugreifen. Auch den Strömungen der 
Linken, die sich eine solche Zusammen­
arbeit zunächst nicht vorstellen können, 
kann der unsektiererische und vorbe­
haltlose Umgang mit solchen Angeboten 
als Signal dienen. Heute ist es der BWK,

Solidarität mit Cuba — Schluß mit der
lockade durch USA, EG und BRD 1

Aufruf zu einer Kuba-Solidaritätsdemonstration in Bonn am 16. Oktober 1993 (Auszüge)

Kuba befindet sich in der schwierigsten 
ökonomischen Lage seit der Revolution 
von 1959. Das kubanische Volk kämpft 
im wahrsten Sinne des Wortes um seine 
Existenz. Mit dem Zusammenbruch des 
RGW hat es innerhalb weniger Monate 
85% seiner Außenwirtschaftsbeziehun­
gen eingebüßt ... Im Dezember 1992 
wurde diese Blokkadepolitik weiter ver­
schärft durch die Verabschiedung des 
sogenannten „Toricelli-Gesetzes“. 
Auch die neue Regierung Clinton ließ 
bisher keinen Kurswechsel erkennen. 
Die Strategie des US-Imperialismus, in 
den CIA-Zentralen ersonnen und schon 
mehrfach erprobt, zielt auf das Aushun- 
gem des kubanischen Volkes ... Mit 
dem „Toricelli-Gesetz“ wird die ... 
Blockadepolitik vorangetrieben, indem 
gegen Finnen, Organisationen und Re­
gierungen, die mit Kuba Handel treiben 
wollen, Sanktionen verhängt werden.

Ein alternatives Entwicklungsmodell 
soll zerschlagen werden
Das kubanische Volk hat durch seine 
Resolution in einem Land der Dritten 

motten die VSP und übermorgen die 
DKP, die — weil sie größer ist und damit 
eine höhere Eigendynamik aufweist — 
länger für einen solchen Prozeß benöti­
gen wird. Wie wir also heute mit dem 
BWK umgehen, wird von anderen Grup­
pierungen scharf beobachtet, und mög­
licherweise entscheidet sich daran die 
oben gestellte Frage, inwieweit wir das 
Potential unter aktiven Linken über­
haupt für die PDS erschließen können.

Wir sollten also die Mitglieder des 
BWK als Neu-Mitglieder der PDS mit 
offenen Armen aufnehmen und ihnen 
diejenigen Arbeitsmöglichkeiten geben, 
die sie — ohne dabei in Widerspruch zu 
den Grundsatzentscheidungen der PDS 
zu geraten — selbst anstreben. Denn der 
Grad der Selbstverwirklichung von 
Menschen ist der Gradmesser für ihre 
gesellschaftsverändemde Kraft. Ich se­
he überhaupt keinen Anlaß, diese Mög­
lichkeiten aus Angst vor einer Verände­
rung der PDS einzuschränken. Ein sol­
ches Verhalten wäre konservativ, es 
hielte überflüssige Spaltungen aufrecht. 
Insbesondere Befürchtungen einer „Se­
paratpartei in der Partei“, wie sie ver­
schiedentlich geäußert wurden, sind völ­
lig daneben angesichts eines Parteista­
tuts, das solche Arbeitsweisen ausdrück­
lich eröffnet und sie als Bereicherung 
der gemeinsamen Arbeit sieht. Ich sehe 
durchaus die Möglichkeit, daß eine sol­
che Arbeitsgemeinschaft des BWK nach 
und nach überflüssig wird und eine orga­
nische Auflösung in die PDS hinein 
möglich wird. Diese Möglichkeit ent­
wickelt sich aber nur durch kulturelle 
Verbundenheit, durch längerfristige 
Überzeugung, durch den praktischen 
Beweis, daß die Mitglieder des BWK ih­
re Interessen tatsächlich als gleichbe­
rechtigte Genossinnen bei uns wieder­
finden. Ich kann eine solche Perspektive 
nicht zur Voraussetzung für die Zusam­
menarbeit machen, weil ich damit die 
Zusammenarbeit verhindere.

Ein wichtiger Einwand gegen eine 
Arbeitsgemeinschaft des BWK in der 
PDS/Linken Liste NRW befand, eine 
solche Zusammenarbeit sei „nicht in­
haltlich diskutiert“. Dieser Einwand ist

Welt Enormes erreicht, so bei der Ver­
wirklichung der Menschenrechte auf 
Selbstbestimmung, Nahrung, Gesund­
heit, Wohnen, Bildung, Ausbildung, 
Entwicklung, soziale Gerechtigkeit. 
Das kubanische Volk hat dabei immer 
mit anderen geteilt. Seine Lehrerinnen 
und Lehrer, Ärztinnen und Ärzte, Tech­
nikerinnen und Techniker arbeiten in 
zahlreichen Ländern der Dritten Welt; 
Verfolgten und Verletzten aus ganz La­
teinamerika gewährte und gewährt das 
sozialistische Kuba Zuflucht und medi­
zinische Versorgung ...

Die BRD ist mitverantwortlich
Auch die BRD-Regierung beteiligt sich 
an den Strangulierungsversuchen gegen 
Kuba. So hat die Regierung Kohl entge­
gen den von ihr eingegangenen Ver­
pflichtungen im deutsch-deutschen Ei­
nigungsvertrag einseitig und völker­
rechtswidrig alle gültigen Verträge Ku­
bas mit der DDR aufgekündigt. Die 
selbsternannten Hüter der Menschen­
rechte stoppten die Handelsverträge 
über Futterhefe gegen Milchpulver für 

formal richtig, aber sachlich falsch. 
Denn wer „inhaltliche Diskussion“ 
sagt, meint die Debatte um Programm­
punkte und Statuten, um Ziel Vorstellun­
gen und Personal. Genau dies sind aber 
Debatten, die nach aller Erfahrung aus 
diversen Fusionsverhandlungen linker 
Gruppen das Trennende erst richtig in 
den Mittelpunkt rücken. Wenn dies z.B. 
bedeutet, daß wir zunächst unsere Pro­
gramme unter uns entwickeln und sie 
dann anderen Strömungen zur Diskus­
sion vorlegen — und so wurde diese Fra­
ge in der Wahldebatte auf unserer Lan­
desversammlung von denselben Genos­
sinnen behandelt —, dann heißt dies, 
von anderen Strömungen erst den politi­
schen Kotau zu verlangen, bevor ich sie 
in meine Praxis einbeziehe. Genau der 
umgekehrte Weg führt aber zur gleich­
berechtigten Zusammenarbeit. Erst 
wenn ich jemanden einbeziehe, besteht 
die Möglichkeit, jemanden vom Sinn 
meines Tuns zu überzeugen und einen 
Schritt zur Verschmelzung zu gehen.

Ein zweiter Einwand befürchtete, daß 
eine Aufnahme des BWK für die PDS/ 
Linke Liste NRW eine Verstärkung 
links-konservativer Züge bedeuten 
könnte. Diese Gefahr wäre aber nur 
dann realistisch, wenn es um die Auf­
nahme von Gruppen ginge, die das links­
pluralistische Selbstverständnis der PDS 
nicht teilen bzw. es in Gefahr brächten. 
Genau dieses Selbstverständnis hat der 
BWK aber ausdrücklich anerkannt. Viel 
größer wäre da z.B. diese Gefahr, wür­
den wir die DKP, so wie sie sich heute 
präsentiert, aufnehmen. Denn hier 
herrscht noch das klassische kommuni­
stische Parteienverständnis vor, welches 
in der Tat für uns kaum akzeptabel ist. 
Hier müßte die Mehrheit der Mitglied­
schaft erst noch bestimmte notwendige 
Prozesse der politischen Erneuerung 
und vor allem die Emanzipation von ih­
rer Führungsriege durchlaufen. Aber 
ein solches Fusionsangebot wäre ja auch 
erst dann möglich, so daß die Gefahr, 
die hier gesehen wird, wohl eher theore­
tischer Art ist. Die Geschichte von Ver­
einigungen verschiedener Organisatio­
nen und von Sammlungsversuchen (De­

Kubas Kinder und alte Menschen.
Die Bundesregierung sabotiert den 

Aufbau einer Nickelfabrik ...

Verstärkung der internationalen Soli­
darität — Gerade jetzt!
Gegen diese menschenrechtsverletzende 
Blockadepolitik gibt es weltweiten Wi­
derstand. Auch von der 47. UNO-Voll­
versammlung im Herbst 1992 wurde sie 
(gegen drei Stimmen) als ein Verstoß 
gegen die UNO-Charta und als Angriff 
nicht nur auf die Souveränität Kubas 
verurteilt. Der UN-Generalsekretär 
Boutros Ghali wurde beauftragt, auf der 
kommenden 48. UNO-Vollversamm­
lung im November 1993 einen Bericht 
über die Einhaltung dieser Resolution 
vorzulegen.

Es kommt darauf an, die internationa­
le Solidarität mit Kuba zu verstärken. 
Deshalb rufen wir auf, zu einer bundes­
weiten Demonstration und Kundgebung 
am 16. Oktober 93 in Bonn.
Wir fordern
★ die unverzügliche, bedingungslose 
Aufhebung von der durch EG und BRD 

mokratische Sozialisten, Vereinigte So­
zialistische Partei u.v.a.) beweisen eher 
eine gegenteilige und durchaus positive 
Annahme: Die Verschmelzung unter­
schiedlicher Richtungen führt zu einer 
Lockerung des inneren Klimas; verläuft 
dieser Prozeß gut, stehen am Ende die 
Streitfragen ohnehin quer zu den frühe­
ren Fronten. Genau diesen Prozeß gilt es 
zu erzeugen, statt vor ihm zurückzu­
schrecken.

Ein dritter Einwand betraf die vom 
BWK angestrebte „Vermögenshoheit“ 
in seiner Arbeitsgemeinschaft. Wer eine 
solche ablehnt, sagt anderen Gruppen: 
Ihr könnt kommen, aber nur dann, wenn 
Ihr uns vorher Euer Vermögen über­
schreibt. Dies halte ich für einen Af­
front, der ebenfalls das Trennende zwi­
schen unterschiedlichen Gruppen ver­
schärft. Konkret geht es beim BWK um 
das Vermögen des GNN-Verlages. Wer 
von uns will vom BWK ernsthaft verlan­
gen, erst unserem Landesarbeitsaus­
schuß die politische Leitung und finan­
zielle Kontrolle über den GNN-Verlag 
zu überschreiben, bevor wir die PDS- 
Mitgliedskarten an die dann vormaligen 
Eigentümer ausgeben? Stattdessen soll­
te nach Wegen gesucht werden, wie wir 
die bestehenden formalen und juristi­
schen Hürden in beiderseitigem Einver­
nehmen und in Einklang mit den jeweili­
gen Finanzordnungen, Statuten und dem 
Parteiengesetz aus der Welt schaffen. 
Da dies grundsätzlich möglich sein dürf­
te, sehe ich hier keine ernsthaften Hin­
dernisse, sondern nur konkreten Ge­
sprächsbedarf.

Wir haben angesichts unserer Schwä­
che nichts zu verlieren — aber alles, 
nämlich die Möglichkeit zu politischer 
Verbreiterung und Verankerung, zu 
gewinnen. Als ein Element dieser Ziel­
stellung sollten wir daher auf unserer 8. 
Landesversammlung den Antrag zur 
Zusammenarbeit mit dem BWK .be­
schließen. Stellt schon mal den Sekt 
kalt! — (Ralf Fischer)
Erstveröffentlichung in: PDS/LL NRW, Rund­
brief Nr. 8/93, 20. & 93, zu beziehen über 
PDS/LL NRW, Emestinenstr. 29, 45141 Essen, 
Tel. 0201/214633.

unterstützten völkerrechtswidrigen 
Blockade Kubas;
★ die Einhaltung der UNO-BeSchlüsse 
zur Beendigung der Blockade durch die 
Bundesregierung;
★ die sofortige Erfüllung aller Verträ­
ge Kuba - DDR durch die BRD;
k die sofortige Wiederaufnahme der 
vertraglichen Lieferungen und Bereit­
stellung der vereinbarten erforderlichen 
Kredite;
k den Abzug aller US-Truppen aus 
Guantanamo!
k Schluß mit CIA-unterstützter, be­
waffneter Aggression und Subversion 
und Terroraktionen gegen Kuba, keine 
offenen US-Militäraktionen!
★ Keine Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten Kubas!
★ Keine Instrumentalisierung der 
„Menschenrechte“ zur Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Kubas!
★ Schluß mit dem Medienkrieg gegen 
Kuba!
k Weder US-Hinterhofpolitik in La­
teinamerika noch kapitalistische „Neue 
Weltordnung“ !

Ergebnis der Urabstim­
mung im BWK-LV Hamburg
Vom 16. Juli bis zum 6. September 
führte der Landesverband Hamburg 
des BWK eine Urabstimmung über 
den Beschluß der Mitgliederver­
sammlung vom 5. Juni durch:

„Der Landesverband Hamburg des 
BWK verschmilzt sich mit der Ar­
beitsgemeinschaft BWK in der 
PDS/LL Hamburg zur .Arbeitsge­
meinschaft Bund Westdeutscher 
Kommunisten bei der PDS/LL Ham­
burg.1 Das Vermögen des Landesver­
bandes Hamburg geht mit der Ver­
schmelzung auf die Arbeitsgemein­
schaft über.1 *

An der Urabstimmung nahmen 
88,9% der Mitglieder teil (notwen­
dig: zwei Drittel). Davon stimmten 
79,2% mit Ja, 16,7% mit Nein, 
4,2% enthielten sich. Die notwendi­
ge Mehrheit von zwei Dritteln der ab­
gegebenen Stimmen wurde damit er­
reicht. Jedes Mitglied des Landesver­
bandes Hamburg kann das Ergebnis 
der Urabstimmung bis zum 23. 9. an­
fechten. — (scc, wat)

Termine

11.9. 3. landesweite Konferenz zur Bil­
dung einer Linken Liste Niedersachsen. 
Ab 10 Uhr, Hannover, Freizeitheim Li­
ster Turm.

17. -19.9.: Seminar: „Asyl abge­
schafft, Auswirkungen in Bayern, Neu­
orientierung der Praxis der Flüchtlings­
initiativen“ im Olaf-Ritzmann-Kollek­
tiv, Nürnberg. Anmeldungen: Bayer. 
Flüchtlingsrat, c/o Dritte-Welt-Cafe, 
Daierstr. 9, 81371 München, Tel. 
0 89/7 25 77 74.

18. /19.9. Jahresversammlung der Ar­
beitsgemeinschaft für antifaschistische 
Kommunalpolitik. Ab 13 Uhr, Frank- 
furt/Main, Jugendhaus, Deutschherrn- 
ufer. Anmeldung an: B. Feuling, Paul- 
str. 13,69469 Weinheim.

24.9. Pressefest der DKP in Bottrop, 
Volkspark Batenbrock, Freitag 20 Uhr, 
bis Sonntag. Eintritt 25 DM, Kinder un­
ter 14 Jahren umsonst.

25. 9. Bundes-Mitgliederversammlung 
der AG Stahl- und Metallindustrie. 
Würzburg, Jugendgästehaus.

26.9. Herausgeberkreis des Nachrich­
tenhefts Kritik und Widerstand. Würz­
burg, Jugendgästehaus.

8./9.10. a.o. Bundesdelegiertenkon­
ferenz von Bündnis 90/Die Grünen in 
Bonn über die Haltung der Partei zu 
Bundeswehreinsätzen im Ausland, inkl. 
„humanitäre Einsätze“

1610. „Solidarität mit Cuba, Schluß 
mit der Blockade durch USA, EG und 
BRD!“. Demonstration in Bonn.

16/17.10. Herbstkonferenz der 13. 
BWK-Bundesdelegiertenkonferenz.

6.11. Herbsttagung der GNN-Verlage 
in Köln.

7.11. Herbsttagung des Arbeitskreises 
Politische Berichte in Köln.

27./28.11. Bundeskongreß der Volks­
front gegen Reaktion, Faschismus und 
Krieg in Köln.
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Ein Bild von 
Stefan Britt

Zur Verleihung des Günther^Klinge-Kulturpreises der 
Gemeinde Gauting (bei München) an den Maler Stefan Britt 
werden dessen Bilder im Gautinger Rathaus (Bahnhofstraße 

7, fünf Minuten vom S-Bahnhof Gauting) ausgestellt. Zur 
Ausstellungseröffnung am Freitag, den 17. September, um 19 

Uhr, zeigt der Maler als Einführung die Lichtbildserie „Der 
malerische Dialog11. Im Rahmen der Preisverleihung am 

Freitag, den 1. Oktober, um 19 Uhr, führt die Kunstkritikerin 
der Süddeutschen Zeitung Ingrid Zimmermann vor den Gästen 

ein Interview mit Stefan Britt.

Der Maler Stefan Britt, aus 
Gauting bei München hat 
einen bemerkenswerten Stil­

wechsel vollzogen: Seit Mitte 
1992 malt er Bilder, die sich mit 
der politischen Realität ausein­
andersetzen. Das erste Bild die­
ser neuen Stilrichtung, „Das 
Floß der Medusa“ (Abbildung 
rechts oben), entstand im Som­
mer 1992.

Auf den ersten Blick wirkt das 
Bild verwirrend: Ein Figurenge- 
tümmel breitet sich fast über das 
ganze Bild aus. Als Ort der 
Handlung kann ein aufgepeitsch­
tes Meer ausgemacht werden, 
darüber ein Himmel mit bedroh­
licher Unwetterstimmung. Auch 
das im Bild-Titel angekündigte 
Floß ist erkennbar — die meisten 
Figuren aber lassen sich in die 
Bildvorstellung Floß nicht ein­
ordnen. Herausragende Gestal­
ten sind eine Frau mit Fahne, zur 
Linken ein Mann mit Zylinder, 
der auf einem Maschinengewehr 
Gitarre spielt, rechts neben der 
Frau ein Mann mit Pistole.

Einen Hinweis darauf, in wel­
cher Richtung eine Deutung des 
Bildes zu suchen ist, gibt dessen 
Titel: Bereits 1818/19 wurde 
von Theodore Gdricault ein Bild 
mit gleichem Namen gemalt. 
„Das Floß der Medusa“ von 
Gdricault handelt von einer 
Schiffskatastrophe. Die Fregatte 
der französischen Marine „Md­
düse“ geriet 1816 durch die Un­
fähigkeit des Kapitäns auf eine 
Sandbank und mußte aufgegeben 
werden. Da es zu wenig Ret­
tungsboote gab, wurden 149 
Männer und eine Frau auf einem 
Floß ausgesetzt, von denen nach 
13 Tagen Irrfahrt nur noch 15 
Überlebende gerettet wurden. 
Der Kapitän, der durch Druck 
der französischen Regierung sei­
nen Posten erhalten hatte, wurde 
nicht zur Rechenschaft gezogen. 
Die Regierung unterdrückte so­
gar Berichte über das Unglück, 
was zu einem politischen Skan­
dal führte. Erst als der Schiffs­
arzt, der zu den Geretteten ge­
hörte, seine Erlebnisse in einer 
Zeitung veröffentlichte, entließ 
der König den Marineminister 
und leitete Verfahren gegen die 
Verantwortlichen ein. Königs­
treue Kunstkritiker verurteilten 
Göricaults Bild als skandalöse 
Kritik an der Regierung. Daran 
wird deutlich, daß es sich um 
eine Anklage gegen eine unfähi­
ge Führung handelt, die eine 
grauenhafte Katastrophe zu ver­
antworten hat.

Verjagt wurde diese Führung 
1830 durch die Juli-Revolution, 
der das Bild „Die Freiheit führt 
das Volk auf die Barrikaden“ 
gewidmet ist. Es wurde 1830 von 

Eugdne Delacroix gemalt und ist 
für das Verständnis von Stefan 
Britts „Floß der Medusa“ eben­
falls von Bedeutung. Heinrich 
Heine gibt in einem Bericht über 
die Ausstellung des Bildes 1831 
in Paris die Stimmung des Bildes 
wieder: „Heilige Julitage von 
Paris!, ihr werdet ewig Zeugnis 
geben von dem Uradel der Men­
schen, der nie ganz zerstört wer­
den kann. Wer euch erlebt hat, 
der jammert nicht mehr auf den 
alten Gräbern, sondern freudig 
glaubt er jetzt an die Auferste­
hung der Völker.“ (1)

Weniger berauschend war das 
Ergebnis der Juli-Revolution. 
An die Macht kam mit dem Kö­
nig Louis-Philippe eine Klasse, 
die Karl Marx in folgender Wei­
se charakterisierte: „Nicht die 
französische Bourgeoisie
herrschte unter Louis-Philippe, 
sondern eine Fraktion derselben, 
Bankiers, Börsenkönige, Eisen­
bahnkönige, Besitzer von Koh­
len- und Eisenbergwerken und 
Waldungen, ein Teil des mit ih­
nen alliierten Grundeigentums — 
die sogenannte Finanzaristokrat­
ie. Sie saß auf dem Throne, sie 
diktierte in den Kammern Geset­
ze, sie vergab die Staatsstellen 
vom Ministerium bis zum Ta­
baksbüro.“ (2)

„Das Floß der Medusa“ von 
Stefan Britt kann als Fortführung 
der beiden Bilder betrachtet wer­
den, die in einer Art Montage­
technik einbezogen, aktualisiert 
und ergänzt werden. Die Auf­
nahme von Elementen beider 
Bilder in einem heute gemalten 
Bild läßt folgende Deutung zu: 
Immer noch existiert eine unfähi­
ge Führung, auf deren Konto 
verheerende Ka­
tastrophen ge­
hen. Die 1830 in 
der Juli-Revolu­
tion gestellte 
Aufgabe, eine 
solche Führung 
zu „ beseitigen, 
ist bis heute 
nicht gelöst und 
steht nach wie 
vor auf der Ta­
gesordnung. In 
diese Interpreta­
tion passen zen­
trale Details des 
Bildes: So ist 
der bärtige 
Mann mit Zylin­
der, der mit der 
Maschinenge­
wehr-Gitarre 
aufspielt, Leo 
Trotzki, nach 
der Oktoberre­
volution Ober­
kommandieren­
der der Roten

Armee. Als Mann mit der Pistole 
ist Rudi Dutschke — Symbolfi­
gur für die 68-er Studentenbewe­
gung — dargestellt. Die Frau, 
die die Freiheit symbolisiert, ist 
Kurdin — Angehörige eines Vol­
kes, das einen erbitterten antiko­
lonialen Krieg führt, bei dem es 
u.a. auch die Bundesrepublik 
Deutschland zum Gegner hat. 
Das schreiende Pferd links im 
Bild ist seit Picassos „Guemica“ 
Metapher für die Greueltaten des 
nationalsozialistischen Deutsch­
lands. In dem bedrohlichen Un­
wetter-Himmel steht — kaum 
entzifferbar — wie ein Menete­
kel: „Zählt nicht uns, zählt Eure 
Tage“.

Trotzdem — nicht alle Details 
lassen sich in diese Deutung ein­
ordnen. Um andere Bedeutungs­
ebenen des Bildes zu erfassen, 
soll genauer auf den am Anfang 
dieses Beitrags erwähnten Stil­
wechsel des Malers eingegangen 
werden. Dabei hat nicht einfach 
ein neuer Stil einen alten abge­
löst, sondern Elemente der vor­
her entwickelten Malweise fin­
den sich auch in den neuen Bil­
dern. Der Stil der vor Mitte 1992 
gemalten Bilder ist eine Fortfüh­
rung des Surrealismus und wird 
von Stefan Britt selber „Krypti­
scher Realismus“ genannt. Ziel 
ist es dabei, statt vorgefaßter 
Gedanken in Bildern Spiegelun­
gen des Unterbewußtseins dar­
zustellen, wobei traumähnliche 
Bilder entstehen.

Zunächst einige Anmerkungen 
zu diesem Ansatz, zu Bildern zu 
kommen. Wir sind es gewohnt, 
dem Unterbewußtsein mit Miß­
trauen zu begegnen. Werbung 
z.B. spricht unbewußte Bedürf­

Bild oben: „Das Floß der Medusa“ von Theodore Giricault (1819)

Bild links (Ausschnitt): „Die Freiheit führt das Volk auf die Barrikaden, von Eugene Delacroix

nisse an und hat deshalb die Ten­
denz zu manipulieren. Kunden 
sollen ein Produkt kaufen, weil 
ein Werbespot ihnen die Erfül­
lung dieser Bedürfnisse verheißt,

,,Gleich werden Seiltänzer kom­
men in paillettenbesetzten Kor­
sagen von unbekannter Farbe, 
der einzigen bis heute, die Son­
nen- und Mondstrahlen zugleich 
aufsaugt. Sie wird Freiheit hei­
ßen, diese Farbe, und der Him­
mel wird mit all seinen blauen 
und schwarzen Oriflammen knat­
tern, denn ein Wind wird sich er­
hoben haben, zum erstenmal 
ganz und gar günstig, und die da 
sind, begreifen, daß sie soeben 
unter Segel gingen und daß alle 
vorgeblichen früheren Reisen 
nur Trug waren. Und man wird 
den Irrsinn und das gräßliche 
Gemetzel unserer Zeit mit dem 
Blick des Erbarmens und des Ab­
scheus betrachten, mit dem Blick 
des Kapitäns, der auf seinem 
Schiff Argus die Überlebenden 
vom Floße der Meduse auf­
nimmt. Und jeder wird sich wun­
dem, frei von Schwindel den 
Rand des Abgrunds zu erspähen, 
bewacht von einem Drachen, 
der, bei Licht besehen, aus nichts 
als Ketten ist.'*

Andrä Breton, aus „Prolegoma zu 
einem Dritten Manifest des Surrealis­
mus oder nicht“, 1942 (3)

ohne daß sie sich dessen über­
haupt bewußt sind. Werbung 
kann so aber nur wirken, solange 
Bedürfnisse unbewußt sind. Der 

Grund für das Abschieben von 
Bedürfnissen ins Unbewußte ist 
die geringe Wertschätzung, die 
sie als Richtschnur für das Han­
deln der Menschen genießen. 
Menschen sollen sich vernünf­
tig, sittlich, ethisch usw. verhal­
ten, nicht aber nach ihren Be­
dürfnissen. Lassen sie sich dar­
auf ein, müssen sie immer Be­
dürfnisse unterdrücken. Miß­
trauen gegenüber Normen, die 
derartige Unterdrückung bewir­
ken, ist also erst recht ange- 
bracht.

„Kryptischer Realismus“ ver­
sucht, das Unbewußte freizule­
gen unter Umgehung derartiger 
Normen. Unbewußtes, das die 
Gestalt von Bildern annimmt, 
erhält damit eine Chance, be­
wußt zu werden. Nach dieser 
Methode gemalte Bilder sind 
immer subjektiv und sagen de­
nen, die sie gemalt haben, am 
meisten. Im Bild von Stefan Britt 
wiederum führen die darin vor­
handenen Elemente des Krypti­
schen Realismus zu einer be­
drohlich wirkenden Atmosphä­
re. Die Eindeutigkeit, die nach 
Vergleich mit den Bildern von 
Göricault und Delacroix vorhan­
den schien, geht dadurch verlo­
ren. Statt dessen wird das Bild 
vieldeutiger und erhält einen of­
fenen und fragenden Charakter. 
Bei vielen Figuren ist unklar, ob 
sie vom Maler bewußt in das Bild 
hineinmontiert wurden oder ob 
sie — wie aus einem Alptraum 
entsprungen — Widerspiegelun­
gen des Unterbewußtseins sind.

Der offene Charakter des Bil­
des entspricht der gegenwärtigen 
politischen Situation, in der es 
mehr darauf ankommt, Fragen 

zu stellen, als schon fertige Ant­
worten parat zu haben. So stellt 
sich beim Betrachten des Bildes 
die Frage, wie die Ablösung 
einer politische Führung vor­
stellbar ist, die eine Klasse ver­
tritt, deren Wirtschaften gesetz­
mäßig Katastrophen hervor­
bringt. Kann sie beseitigt wer­
den, ohne daß sich die Elemente 
einer neuen Art zu wirtschaften 
herausgebildet haben? Muß die 
alte Führung durch eine neue. 
bessere Führung abgelöst wer- 
den? Oder ist eine neue Führung 
immer auch Vertreter einer neu­
en herrschenden Klasse? Wäre 
es an der Zeit, Führung über­
haupt zu beseitigen? Ist Gewalt 
ein geeignetes Mittel, eine unfä­
hige politische Führung zu besei­
tigen? Oder ist die gewaltfreie 
Lösung von Widersprüchen, wie 
sie die parlamentarische Demo­
kratie vorsieht, ein Fortschritt, 
der — auch gegen diese Führung 
— verteidigt werden muß? Das 
Bild von Stefan Britt drängt sich 
bei der Beantwortung dieser und 
weiterer Fragen nicht auf. Es ist 
eher schwer zugänglich und for­
dert dadurch das Nachdenken. 
Gerade das macht das Bild so 
wertvoll. — (Hans Waschkau)
(1) zitiert nach Katalog Delacroix-Aus- 
Stellung Kunstbaus Zurich, Städtische 
Galerie im Städelschen Kunstinstitu! 
Frankfurt a.M. 1987 S. 38
(2) „Die Klassenkämpfe in Frankreich 
1848 bis 1850“, Karl Marx, in Marx/ 
Engels Ausgewählte Schriften !, Dietz 
Verlag Berlin 1970, S. 128
(3) zitiert nach „Andrd Breton, Die 
Manifeste des Surrealismus“, RowhJi 
Taschenbuch Verlag, Reinbek bei 
Hamburg 1968/77, S. 118 — den Text 
hat Stefan Britt zur Erläuterung seines 
Bildes zur Verfügung gestellt.




